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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammiung der 
Westeuropäischen Union 


Bericht über den Ersten Teii der 21. ordentlichen 
Sitzungsperiode der Versammlung der Westeuropäischen 
Union vom 26. bis 29. Mai 1975 in Bonn 


Während der Mai-Tagung erörterte die Versammlung der 
Westeuropäischen Union Berichte, behandelte die üblichen ge- 
schäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Empfeh- 
lungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Politische Fragen (Stand der Ost- West-Beziehungen j Euro- 
päische Union und WEUj Ansprache des britischen Staats- 
ministers für auswärtige Angelegenheiten und das Common- 
wealth, Roy Hattersley, Ansprache des Staatsministers im 
Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland, Karl 
Moersch; Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika) 

Hierzu sprachen: die Abg. Sieglersdimidt (S. 6, 15, 29, 35, 36), 
Dr. Müller fMünchen) (S. 8), Amrehn (S. 10), Lemmrich 
(S. 12), Dr. Schwencke (S. 12), Richter (S. 13, 28, 32), Mattick 
(S, 14), Dr. Carstens (Fehmarn) (S. 25), Dr, Kliesing (S. 27) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 263 betreffend die Ost- West-Beziehungen 
(Drucksache 668) 

Empfehlung Nr. 270 betreffend die Europäische Union und 
die WEU (Drucksache 662) 

Empfehlung Nr. 271 betreffend die Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten (Drucksache 669) 
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— Wissenschaft und Technologie (Ansprache des belgischen 
Finanz- und Wirtschaftsministers, Gaston Geens; Europä- 
ische Luftfahrtindustrie und zivile Luftfahrt) 

Hierzu sprachen: die Abg. Richter (S. 17), Dr. Schwencke 
(S. 18) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 262 betreffend den Stand europäischer 
Kernenergieprogramme — Sicherheitsaspekte (Druck- 
sache 655) 

Empfehlung Nr. 272 betreffend die europäische Luftfahrt- 
industrie und zivile Luftfahrt (Drucksache 674) 

— Verteidigungsfragen (Ansprache des Oberkommandierenden 
der alliierten Streitkräfte in Europa, General Alexander 
Haig; Ansprache des Staatssekretärs im französischen 
Außenministerium, Bernard Destremau; Stand der europä- 
ischen Sicherheit; Weiterverbreitung von Kernwaffen) 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 22, 25), Mattick 
(S. 22), Richter (S. 23, 24), Lemmrich (S. 23, 24) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 260 betreffend die Energiekrise und die 
europäische Sicherheit (Drucksache 656) 

Empfehlung Nr. 261 betreffend die Dienstbedingungen bei 
den Streitkräften (Drucksache 650) 

Empfehlung Nr. 264 betreffend die Weiterverbreitung von 
Kernwaffen (Drucksache 672) 

Empfehlung Nr. 269 betreffend den Stand der europäischen 
Sicherheit (Drucksache 671) 

— Haushaltsfragen und Fragen der allgemeinen Verwaltung 

(Haushaltsentwurf der Verwaltung der WEU für das Jahr 
1975) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung Nr. 265 betreffend die Verbesserung des Statuts 
des Personals der WEU (Drucksache 666) 

— Bericht des Rates (20. Jahresbericht des Rates für die Ver- 
sammlung) 

Hierzu sprachen: die Abg. Richter (S. 30, Sieglerschmidt 
(S. 31) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 266 betreffend die politischen Aktivitäten 
des Rates (Drucksache 667) 

Empfehlung Nr. 267 betreffend die Anwendung des Brüsse- 
ler Vertrages (Drucksache 673) 
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Empfehlung Nr. 268 betreffend die Europäische Weltraum- 
behörde (Drucksache 670) 

— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur Öffent- 
lichkeit (Beziehungen zu den Parlamenten) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. Auch die Rede des Generals Haig ist 
in deutscher Übersetzung beigefügt. 

Die Empfehlungen Nrn. 266, 269, 270 und 272, die die Ver- 
sammlung verabschiedete, sind auf den Seiten 38 — 42 in 
deutscher Übersetzung wiedergegeben. 

Der Erste Teil der 21. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung wurde mit einer feierlichen Sitzung zum Ge- 
denken an die Gründung der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union vor zwanzig Jahren eingeleitet (siehe S. 5), 

Der französische Abg. Edmond Nessler wurde zum Präsidenten 
der Versammlung, Abg. Amrehn (CDU/CSU) zu einem der sechs 
Vizepräsidenten der Versammlung wiedergewählt. Abg. Sieg- 
lerschmidt (SPD) wurde wieder zum Vorsitzenden des Poli- 
tischen Ausschusses gewählt. Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) 
wurde zum Vorsitzenden des Geschäftsordnungsausschusses, 
Abg. Dr. Klepsdi (CDU/CSU) zum Stellvertretenden Vorsitzen- 
den des Verteidigungsausschusses, Abg. Richter (SPD) zum 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Wissenschaftsausschusses 
und Abg. Dr. Enders (SPD) zum Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Ausschusses für die Beziehungen zu den nationalen Parla- 
menten gewählt. 

Den 20. Jahresbericht des Rates erstattete der belgische Außen- 
minister Renaat Van Eislande. 

Zu der Versammlung sprachen der Bundesminister der Ver- 
teidigung, Georg Leber, der belgische Finanz- und Wissen- 
schaftsminister, Gaston Geens, der Oberkommandierende der 
alliierten Streitkräfte in Europa, General Alexander Haig, der 
Staatssekretär im französischen Außenministerium, Bernard 
Destremau, der britische Staatsminister für auswärtige Angele- 
genheiten und das Commonwealth, Roy Hattersley, und der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik 
Deutschland, Karl Moersch. 

Als Beobachter nahmen folgende Mitglieder nationaler Parla- 
mente an der Mai-Tagung der Versammlung teil: 

Honore und Omann (Dänemark), Fikioris und Tsatsos (Grie- 
chenland), Vattekar und Juvik (Norwegen), Unaldi und Karakas 
(Türkei) und Wolff (USA, Repräsentantenhaus). 


Bonn, den 14. Juli 1975 


Klaus Richter Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Montag, den 26. Mai 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des Ersten Teils der 21. ordentlichen 
Sitzungsperiode durdi den Alterspräsidenten 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache der Präsidentin des Deutschen 
Bundestages, Annemarie Renger 

Frau Renger, Präsidentin des Deutschen Bundes- 
tages. — Meine Herren Präsidenten! Exzellenzen! 
Meine Damen und Herren! Sehr verehrte Gäste! Im 
Namen des Deutschen Bundestages begrüße ich Sie 
sehr herzlich und entbiete Ihnen den Willkommens- 
gruß der Volksvertretung der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Es ist für uns eine Ehre und Freude, in diesen Ta- 
gen Gastgeber der Versammlung der Westeuropä- 
ischen Union zu sein, die auf ein zwanzigjähriges 
Bestehen zurückblicken kann. Wir freuen uns nicht 
nur, weil wir damit Gelegenheit erhalten, die Rolle 
des Gastgebers der Versammlung zu übernehmen, 
die vorher die Hauptstädte London, Rom und Brüs- 
sel übernommen hatten. Wir freuen uns vor allem 
darüber, daß wir in Bonn auf dem Boden der Bun- 
desrepublik Deutschland bei Gelegenheit dieses Ju- 
biläums einen Dank abstatten können: einen Dank 
an unsere Partner, die mit der Revision ihres Brüs- 
seler Vertrages aus dem Jahre 1948 vor zwanzig 
Jahren einen entschlossenen Schritt getan haben. 
Sie haben damals bestehende Spannungen und Vor- 
behalte abgebaut, und die Bundesrepublik wurde 
mit der Schaffung dieses Bündnisses der Sieben als 
gleichberechtigtes Mitglied auch auf dem Gebiet 
der Verteidigung in die europäische Familie einge- 
gliedert. 

Wir wissen, daß dies nach den furchtbaren Ereig- 
nissen in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
nicht leicht gewesen ist und die Überwindung vor 
allem psychologischer Sperren bedeutete. Nur zehn 
Jahre nach dem Ende des 2. Weltkriegs war dies 
ein Vertrauensbeweis für unsere junge freiheitlich- 
demokratische Ordnung, den wir auch heute noch 
nicht hoch genug einschätzen können. 

Bedeutungsvoll war der Beitritt zur Westeuropäi- 
schen Union für uns vor allem deshalb, weil er uns 
nach den Eskalationen der Feindschaft zu einem 
sehr frühen Zeitpunkt erlaubte, an einem historisch 
einmaligen Interessenausgleich europäischer Völ- 
ker teilzunehmen. Er hat sich bis heute auf vielen 
Gebieten und in mehreren Institutionen fortge- 
setzt. 

Daß gerade gemeinsame Verteidigungsanstren- 
gungen am Anfang der europäischen Einigungsbe- 
strebungen Priorität erhielten, erzwang die harte 
Konfrontation zwischen Ost und West. Im Rahmen 
dieses Bündnisses der Sieben wurde in den folgen- 
den Jahren die Versammlung der Westeuropä- 


ischen Union zu einer autonomen parlamentari- 
schen Beratungs- und Kontrollinstanz der westli- 
chen Verteidigung. Die Wirksamkeit der Arbeiten 
dieser Versammlung, in der Abgeordnete aus sie- 
ben nationalen Parlamenten regelmäßig die großen 
verteidigungspolitischen Fragen beraten, hat sich 
durch die Jahrzehnte hindurch von Sitzungsab- 
schnitt zu Sitzungsabschnitt erhöht. 

Erlauben Sie mir ein persönliches Wort. Ich habe 
der WEU- Versammlung viele Jahre als Mitglied 
angehört. Aus dieser Zeit meiner Mitarbeit weiß 
ich recht gut von ihren vielfältigen Bemühungen 
um eine Sicherung des internationalen Friedens. 
Eine aus der Geschichte ableitbare Erfahrungstatsa- 
che ist nun einmal, daß Friedenssicherung nicht 
ohne eine sehr konkrete und umfassende Sicher- 
heitspolitik denkbar ist. Von daher ergibt sich auch 
der Stellenwert der Verteidigungspolitik. 

Ich habe mich seinerzeit besonders mit Fragen 
der zivilen Verteidigung befaßt: eine ziemlich 
schwere Aufgabe! Unsere gemeinsamen Verteidi- 
gungsanstrengungen dienen ja nicht etwa nur dem 
Schutz der abstrakten Idee vom Staat, in dem wir 
zu leben wünschen. Sie dienen vielmehr dem 
Schutz der Bevölkerung, die diesen Staat trägt und 
ihm mit ihren politischen Willensentscheidungen 
Realität verleiht. Deshalb bin ich auch heute noch 
der Auffassung, daß militärische und zivile Vertei- 
digung einander ergänzen müssen. Die Streitkräfte 
sind ein integraler Bestandteil unserer Gemeinwe- 
sen. Der Begriff des „Staatsbürgers in Uniform" 
verdeutlicht dessen jederzeitige Teilhabe am Gan- 
zen. In dem gleichen Maße aber, in dem man dem 
Soldaten zumutet, mit dem Gedanken an einen 
Konfliktfall zu leben und sich dafür bereitzuhalten, 
muß man von jedem anderen Staatsbürger ein Han- 
deln im engeren Bereich auch der zivilen Verteidi- 
gung erwarten. 

Die Verteidigungsbereitschaft des Westens im 
Rahmen transnationaler Bündnisse dagegen hat ne- 
ben der NATO ihren Ausdruck in der Westeuropä- 
ischen Union gefunden. Die gegenseitige Beistands- 
verpflichtung, der entschiedene Wille der Mitglied- 
staaten zur kollektiven Verteidigung ist einer ihrer 
tragenden Grundsätze. Es geht jedoch nicht nur um 
den Schutz in einem größeren geopolitischen Raum, 
der Europa genannt wird. Es geht auch und vor al- 
lem um die Förderung der Einheit dieses Europa, 
um den ständigen Antrieb zu seiner fortschreiten- 
den Integrierung. Durch eine gemeinsame Sicher- 
heitspolitik bleibt die Handlungsfreiheit der Bünd- 
nispartner gewährleistet, die sie zur Gestaltung ih- 
rer gemeinsamen politischen Zukunft benötigen. 
Welcher Europäer könnte also an dem Sinn und der 
Zukunft dieser Einrichtung zweifeln? 

Die Atlantische Allianz garantiert die Sicherheit 
Europas. Dies entbindet jedoch Westeuropa nicht 
von seiner Verpflichtung zu einer eigenen Leistung. 
Daher ist es von größter Bedeutung, ein solches 
parlamentarisches Forum zu besitzen, wie es die 
Versammlung der Westeuropäischen Union seit 
nun zwei Jahrzehnten ist. Nirgendwo anders als von 
hier aus kann die spezifisch europäische Auffas- 
sung zur Sicherheitspolitik besser koordiniert und 
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wirkungsvoller der europäischen Öffentlichkeit na- 
hegebracht werden. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine erfolg- 
reiche Arbeit und einen angenehmen Aufenthalt in 
der Bundeshauptstadt Bonn. 


Tagesordnungspunkt: 

Feierliche Sitzung zum Gedenken an den 
20. Jahrestag der Gründung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Abg. Amrehn verliest das Grußwort des Bundes- 
kanzlers der Bundesrepublik Deutschland, Helmut 
Schmidt. 

Amrehn (CDU/CSU): Das Grußwort des Bundes- 
kanzlers lautet: 

Die Versammlung der Westeuropäischen Union 
tagt erstmals in Bonn an einem für die Bundesrepu- 
blik Deutschland bedeutungsvollen Datum. Vor 
zwanzig Jahren trat der revidierte Brüsseler Ver- 
trag in Kraft, dem wir die Eingliederung in das 
westliche Bündnis verdanken. Der Vertrag vereint 
die beiden Ziele, denen jede Bundesregierung poli- 
tische Priorität beimißt: Stärkung der Atlantischen 
Allianz und europäische Einigung. 

Die Versammlung der Westeuropäischen Union 
hat sich im Laufe dieser Jahre ein eigenes politi- 
sches Profil geschaffen. Sie ist ein europäisches Fo- 
rum für die parlamentarische Diskussion der Si- 
cherheit s- und Verteidigungsfragen eines sich eini- 
genden Westeuropa im Rahmen der Atlantischen 
Allianz. Regierungen, Parlamente und Öffentlich- 
keit verdanken ihr wichtige politische Impulse und 
Denkanstöße. 

Ich wünsche der Versammlung eine erfolgreiche 
Tagung in Bonn. 

Helmut Schmidt 

Der Präsident der Versammlung verliest Grußbot- 
schaften des italienischen Ministerpräsidenten, 
Aldo Moro, des Earl of Avon, von Herrn Pierre 
Mendes-France und des Generalsekretärs des Euro- 
parates, Georg Kahn- Ackermann. 

Lebeir Bundesminister der Verteidigung der Bun- 
desrepublik Deutschland. — Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist mir eine große Freude 
und eine hohe Ehre, Ihnen, Herr Präsident, und Ih- 
rer Versammlung die besten Grüße und die guten 
Wünsche der Bundesregierung und des Herrn Bun- 
deskanzlers überbringen zu dürfen. Die Bundesre- 
publik Deutschland empfindet es als eine besondere 
Ehre, daß Sie das zwanzigjährige Bestehen der 
Westeuropäischen Union und ihrer Versammlung in 
der Bundesrepublik Deutschland begehen. 

Die WEU hat eine entscheidende Rolle bei der 
Eingliederung der Bundesrepublik in die westliche 
Gemeinschaft und besonders in die westliche Ver- 
teidigungsorganisation gespielt. Vor etwas mehr als 


zwanzig Jahren, am 5. Mai 1955, traten die Pariser 
Verträge in Kraft. Die Bundesrepublik Deutschland 
wurde ein souveräner, gleichberechtigter Partner 
im Nordatlantischen Verteidigungsbündnis und in 
der Westeuropäischen Union. 

Seit dem 5. Mai 1955 hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland im Schutz des Bündnisses zu einem 
Staat entwickelt, der wie kein anderer Staat in der 
deutschen Geschichte Freiheit, Recht und soziale 
Gerechtigkeit für seine Bürger angestrebt und ver- 
wirklicht hat. Daß das möglich war, verdanken wir 
nicht zuletzt der Unterstützung all unserer Verbün- 
deten in der Atlantischen Allianz und im besonde- 
ren auch der Westeuropäischen Union. 

Aus heutiger Sicht ist es schwierig, sich die Si- 
tuation vorzustellen, die im Herbst 1954 zur Revi- 
sion und Erweiterung des Brüsseler Vertrages und 
zur Schaffung der Westeuropäischen Union in ih- 
rer jetzigen Form führte. Der frühere Bundeskanzler 
Konrad Adenauer zeichnet in seinen Erinnerungen 
in trockener und nüchterner Sprache die Sequenz 
der Ereignisse nach dem Scheitern der Europä- 
ischen Verteidigungsgemeinschaft auf. Er weist zu 
Recht darauf hin, daß der beherrschende Gedanke 
der vorbereitenden Beratungen der Wille zur Aus- 
söhnung zwischen Frankreich und Deutschland 
war. Diese Aussöhnung konnte nur gemeinsam mit 
anderen Partnern im Rahmen der europäischen Ei- 
nigungspolitik Gestalt gewinnen. 

Die Westeuropäische Union sollte auf dem Wege 
zur Einheit Westeuropas nicht nur den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zur NATO ermögli- 
chen, sondern auch ihre Mitgliedstaaten über den 
Nordatlantikpakt hinaus enger miteinander verbin- 
den. Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich des- 
halb zu automatischem Beistand. 

Das Vertragswerk half zugleich, den Weg dahin 
zu ebnen, daß der deutsche Beitrag zur gemeinsa- 
men Verteidigung innerhalb des westlichen Bünd- 
nisses heute in der Bundesrepublik Deutschland 
von allen politischen Kräften gleichermaßen getra- 
gen wird und in unserem Volke unumstritten ist. 
Dies ist ein besonderes und wesentliches Ergebnis, 
auf das ich an dieser Stelle gern hinweisen möch- 
te. 

Die mit der Errichtung der WEU angestrebten 
Ziele sind erreicht worden, wenn auch auf Grund 
verschiedener Umstände oft im Windschatten ande- 
rer Organisationen und anderer Ereignisse. Die 
WEU hat ihre Rolle stets als subsidiär verstanden 
und Doppelaktivität zu vermeiden versucht. Dafür 
sind ihr später andere Aufgaben übertragen wor- 
den. 

Der Vertrag über die Westeuropäische Union hat 
die ihm 1954 gestellten Aufgaben erfüllt, Ange- 
sichts der uns im Bereich von Sicherheit und Ver- 
teidigung heute erwartenden Aufgaben müssen un- 
sere Ziele aber auch den Bedingimgen und den Um- 
ständen von heute und von morgen, soweit das 
Morgen heute schon erkennbar ist, angepaßt wer- 
den. 

Ich hatte bereits einmal die Ehre, am 22. Novem- 
ber 1973 zur Versammlung der Westeuropäischen 
Union zu diesen Fragen zu sprechen. Damals habe 
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ich darauf hingewiesen, daß die WEU immer dann 
im Sinne unserer gemeinsamen Sicherheitsinteres- 
sen aktiv geworden ist, „wenn kritische Phasen in 
der europäischen Zusammenarbeit zu überwinden 
waren“. Der flexible Charakter des Brüsseler Ver- 
trages erlaubt auch die Einschaltung der WEU auf 
vielen Gebieten besonders dann, wenn solche kriti- 
sche Phasen vor uns liegen. 

Diese Sitzung fällt auf einen für den Westen poli- 
tisch besonders wichtigen Zeitpunkt. Wir stehen 
vor bedeutenden Entscheidungen. In wenigen Ta- 
gen werden sich in Brüssel Regierungschefs der 
Länder des Atlantischen Bündnisses treffen, um so- 
wohl die Lage im Bündnis zu überdenken als auch 
die Position des Bündnisses zu den großen weltpoli- 
tischen Fragen zu erörtern und nach Möglichkeit 
Klarheit über das künftige Verhalten zu gewin- 
nen. 

Dies geschieht in einem Augenblick, in dem die 
Vereinigten Staaten von Amerika sich in einem 
Prozeß der Überprüfung ihrer bisherigen Politik be- 
finden. Wir wissen, daß zu den Gebieten, auf denen 
die amerikanische Politik unverändert bleibt, das 
Verhältnis der Vereinigten Staaten zu Europa gehö- 
ren wird. Es muß auf der anderen Seite für unsere 
amerikanischen Freunde aber ebenso deutlich und 
zweifelsfrei sein, daß ihre europäischen Verbünde- 
ten genauso unverändert fest zu Amerika stehen 
und auch weiterhin Vertrauen in die Führungsrolle 
der Vereinigten Staaten von Amerika haben. Ein 
gutes Verhältnis zu den USA darf für uns aber kein 
Hindernis, sondern muß eher eine Ermutigung in 
unserem Bemühen sein, Europa zu einem echten 
Partner der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
machen. 

Das Gewicht eines solchen europäischen Partners 
wird entscheidend beeinflußt von dem Ausgang der 
bevorstehenden britischen Entscheidung über die 
Mitgliedschaft, die Zugehörigkeit zu den Europä- 
ischen Gemeinschaften. Ein Europa mit Großbritan- 
nien, das in der Lage ist, mit einer Stimme zu spre- 
chen, kann überzeugender den Anspruch erheben, 
eine wichtige Rolle im weltpolitischen Konzert zu 
spielen. Wir hoffen, daß der Ausgang des Referen- 
dums den britischen Beitritt besiegelt, der ein eben- 
so entscheidender Schritt war wie die in Artikel VI 
des Protokolls II des Brüsseler Vertrages übernom- 
mene Verpflichtung Großbritanniens, erstmals in 
seiner Geschichte auf dem europäischen Kontinent 
Land- und Luftstreitkräfte zu unterhalten und sie 
nicht gegen den Wunsch der Mehrheit der übrigen 
Vertragspartner vom europäischen Festland zu- 
rückzuziehen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung verfolgt die Debatten Ihrer Ver- 
sammlung stets mit besonderem Interesse. Ihre Ver- 
sammlung ist ein großartiges Forum, in dem in der 
schwierigen Phase unserer gegenwärtigen Europa- 
und Verteidigungspolitik europäische Parlamenta- 
rier zu den Fragen Position beziehen können, die 
sich Europa vor allen Dingen auf den Gebieten der 
Außenpolitik, der Sicherheit und der Verteidigung 
heute stellen. Im Bereich der Exekutive haben Fort- 
schritte der Europa-Politik die Übertragung wichti- 


ger außenpolitischer Funktionen vom Rat der WEU 
auf die Europäische Gemeinschaft möglich ge- 
macht. 

Ich hoffe, daß die Tage in Bonn und der Gedanke 
an die zwanzigjährige erfolgreiche Geschichte der 
WEU uns allen Ansporn und Verpflichtung zu- 
gleich sein mögen, wie bisher unseren Beitrag zur 
Erfüllung der Aufgaben zu leisten, die der Westeu- 
ropäischen Union gestellt sind. 

Im Namen der Bundesregierung darf ich Ihnen 
und Ihren Beratungen viel Erfolg und einen guten 
Verlauf wünschen. 

Es folgen Ansprachen: 

des belgischen Verteidigungsministers und Mini- 
Sters für Brüsseler Angelegenheiten, Paul Vanden 
Boeynants; 

des Staatssekretärs im französischen Außenmini- 
sterium, Bernard Destremau; 

des Minisfers für öffentliche Gesundheit, Um- 
weltschutz, öffentlichen Dienst und Verteidigung 
des Großherzogtums Luxemburg, Emile Krieps; 

des Staatssekretärs im Außenministerium des Kö- 
nigreichs der Niederlande, P, H, Kooymans; 

des Transportministers des Vereinigten König- 
reichs, Frederick Mulley, sowie 

des Präsidenten der Versammlung 


Tagesordnungspunkt: 

Die Energiekrise und die europäische 
Sicherheit 

(Drucksache 656) 

Dienstbedingungen bei den Streitkräften 

(Drucksache 650) 

Stand europäischer Kernenergieprogramme 

(Drucksache 655) 

Es folgen die während der letzten Sitzung zu- 
rückgestellten Abstimmungen über diese Empfeh- 
lungen, die angenommen werden. 


T agesordnungspunkt: 

Stand der Ost-West-Beziehungen 

(Drucksache 668) 

Berichterstatter: Abg. Sieglerschmidt 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie 
mich zunächst meiner Freude und Genugtuung dar- 
über Ausdruck geben, daß ich als erstes deutsches 
Mitglied dieser Versammlung, dem Sie, Herr Präsi- 
dent, im Verlauf unserer Frühjahrstagung das Wort 
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erteilt haben, die Möglichkeit habe, Sie, meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen, herzlich in 
Deutschland zu begrüßen. Ich bin sicher, damit 
nicht nur für mich selbst zu sprechen, sondern für 
die gesamte deutsche Delegation. 

Wenn die Commission des Affaires Generales, 
der Politische Ausschuß, ihren Vorsitzenden beauf- 
tragt hat, in ihrem Namen einen Bericht über den 
Stand der Ost-West-Beziehungen vorzulegen, so ist 
diese Entscheidung sicherlich mit Bedacht getroffen 
worden. Die positive oder negative Entwicklung 
der Ost-West-Beziehungen ist zwar für alle unsere 
Länder von großer Bedeutung, kein Mitgliedstaat 
aber ist von jeder Barometerschwankung auf die- 
sem Gebiet in solchem Maße betroffen wie die Bun- 
desrepublik Deutschland — auf Grund ihrer geo- 
graphischen Lage und auf Grund der schicksalhaf- 
ten Verflechtung Deutschlands in das Kräftefeld 
der Ost-West-Beziehungen. 

Es ist der negative Zustand der Ost-West-Bezie- 
hungen, der vor zwanzig Jahren zur Schaffung der 
Westeuropäischen Union unter Einschluß der Bun- 
desrepublik geführt hat. Die Tatsache, daß wir heu- 
te hier in Bonn tagen, steht also in engem Zusam- 
menhang mit dem Thema des Berichts, den ich Ih- 
nen vorzulegen habe. Mit diesem Bericht, dem ich 
nun einige mündliche Ergänzungen und Erläuterun- 
gen hinzufügen möchte, wird versucht, den Stand 
der Dinge nüchtern und abgewogen darzustellen. 
Inwieweit dieser Versuch gelungen ist, werden Sie, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, in der 
anschließenden Debatte zu beurteilen haben. 

In den lebhaften Diskussionen, die wir in der 
Commission des Affaires Generales über diesen Be- 
richt geführt haben, ist, wie Sie auf Seite 15 des Be- 
richts nachlesen können, einerseits die Meinung 
vertreten worden, der Berichterstatter betrachte die 
Lage zu pessimistisch. Andererseits gab es aber 
auch Kritik aus genau entgegengesetzter Sicht. Sie 
werden verstehen, daß ich diese gegensätzlichen 
Beurteilungen als ein Zeichen dafür werte, daß es 
dem Berichterstatter offensichtlich einigermaßen 
gelungen ist, sich von Übertreibungen sowohl in 
der einen als auch in der anderen Richtung fernzu- 
halten. 

Der Verlauf der Beratungen im Ausschuß ist dar- 
über hinaus aber auch typisch für die Einschätzung 
der Chancen und Gefahren der Ost-West-Beziehun- 
gen in unseren Ländern. Sicherlich gibt es bei den 
Auseinandersetzungen um die politischen Entschei- 
dungen auf diesem Gebiet eine kleine Schar von 
unbeirrbaren Optimisten auf der einen und ebenso 
unbeirrbaren Pessimisten auf der anderen Seite. Die 
übrigen aber schwanken zwischen Befürchtungen 
und Hoffnungen, zwischen Resignation und der Zu- 
versicht, daß es uns schließlich in zähen Bemühun- 
gen doch gelingen werde, die Entspannung zu ver- 
tiefen und damit den Frieden in Europa ein Stück 
sicherer zu machen. In solchen Bemühungen nicht 
nachzulassen, werden wir durch die Erkenntnis be- 
stärkt, die der Präsident des Abgeordnetenhauses 
von Berlin, Peter Lorenz, anläßlich des Besuchs von 
Außenminister Kissinger in dieser Stadt mit folgen- 
den Worten zum Ausdruck gebracht hat: 


Wir wissen alle, daß es zur Entspannungspoli- 
tik keine Alternative gibt. 

Diese Erkenntnis wird durch die nachfolgende, zu- 
treffende Feststellung von Peter Lorenz, daß der 
Entspannungsbereitschaft auf unserer Seite nicht 
die gleiche Bereitschaft auf der anderen Seite ent- 
spreche, weder zurückgenommen noch einge- 
schränkt; sie besagt lediglich, daß Entspannungspo- 
litik nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie 
nüchtern und illusionslos betrieben wird. 

Lassen sie mich nun einige Anmerkungen zu der 
schriftlichen Begründung des Entwurfs der Empfeh- 
lungen an den Ministerrat machen. 

In der Einleitung finden Sie auf den Seiten 5 und 
6 unter Nr. 22 Ausführungen über die Situation in 
Portugal. Sie geben den Informationsstand vom 
28. April wieder. Inzwischen hören wir von neuen 
Ereignissen, die uns mit großer Sorge erfüllen. Das 
gilt insbesondere für die rechtswidrige Schließung 
der sozialistischen Zeitung „Republica". Die Presse- 
freiheit ist ein Kernstück der Menschenrechte. Eine 
revolutionäre Bewegung, die ausgezogen war, um 
Portugal in die Familie der demokratischen Länder 
Europas zurückzuführen, muß auf den Weg zur De- 
mokratie zurückkehren, wenn sie nicht im westli- 
chen Europa unglaubwürdig werden will. Die Euro- 
päische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten soll- 
ten indessen alles tun, um der Demokratie in Portu- 
gal durch wirtschaftliche Hilfe eine Chance zu ge- 
ben. Wir sollten — ich sage es ganz freimütig — in 
dieser Hinsicht lieber materiell etwas riskieren, als 
uns später womöglich den Vorwurf machen zu müs- 
sen, wir hätten eine schlimme Entwicklung viel- 
leicht durch unseren Beitrag verhindern helfen kön- 
nen. Darüber hinaus sollten unsere Parlamente im 
Sinne der von der Beratenden Versammlung des 
Europarats am 25. April verabschiedeten Entschlie- 
ßung den demokratischen Kräften in Portugal in 
geeigneter Weise ihre Solidarität bekunden. 

Mancher mag sich fragen, was denn diese Aus- 
führungen in einem Bericht über die Ost-West-Be- 
ziehungen zu suchen haben. Wer so fragt, übersieht 
jedoch, daß nach Lage der Dinge Entwicklungen in 
Portugal nicht auszuschließen sind, die das militä- 
rische und politische Gleichgewicht in Europa stö- 
ren oder gar in Frage stellen können. Noch besteht 
nach meiner Einschätzung kein akuter Anlaß zu Be- 
fürchtungen dieser Art. Es wäre aber leichtfertig, 
wenn man auf westlicher Seite eine solche Mög- 
lichkeit nicht in das politische Kalkül einbezöge. 
Sollte irgend jemand mit dem Gedanken spielen, 
durch Intervention von außen die bestehende ba- 
lance of power zu verändern, so muß er wissen, 
daß ein solches Vorgehen ein Spiel mit dem Feuer 
wäre. 

Was ich einleitend über die rechte Art, Entspan- 
nungspolitik zu betreiben, gesagt habe, gilt in be- 
sonderem Maße für die Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa. Ihr bisheriger Ver- 
lauf rechtfertigt jedenfalls in keiner Weise die ge- 
legentlich zu hörende Meinung, sie diene nur dem 
sowjetischen Ziel der Finnlandisierung Europas, 
wie man sagt, und sei schon deswegen suspekt, 
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weil sie auf einer Initiative der Sowjetunion beru- 
he. Ich hatte bereits vor einigen Jahren, Herr Präsi- 
dent, einmal Gelegenheit, der Versammlung einen 
Bericht zu diesem Thema vorzulegen. Ich kann nur 
wiederholen, was ich damals gesagt habe: Entschei- 
dend sind in diesem Fall nicht die angeblichen oder 
tatsächlichen bösen Absichten des Verhandlungs- 
partners, es kommt vielmehr darauf an, was in zä- 
hen Verhandlungen schließlich erreicht wird. Inso- 
weit ist die Bilanz aber im ganzen nicht ungünstig, 
abgesehen von den noch weitreichenden Meinungs- 
verschiedenheiten beim sogenannten Dritten Korb, 
also hinsichtlich des freieren Austauschs von Men- 
schen und Ideen. Aber auch hier liegt ein annehm- 
barer Kompromiß im Bereich des Möglichen, es sei 
denn, man will das Ganze bewußt an diesem Punkt 
scheitern lassen. Andererseits wird man jedoch die 
Grenzen nicht übersehen dürfen, die kommunisti- 
schen Regimen in dieser Hinsicht gezogen sind, 
wenn sie sich nicht selber aufgeben wollen. 

Sie werden Verständnis dafür haben, wenn ich 
als Berliner Abgeordneter noch etwas über die 
Lage meiner Heimatstadt sage. Der amerikanische 
Außenminister, Henry Kissinger, hat die in dem Be- 
richt vertretenen Auffassungen in den entscheiden- 
den Punkten in seiner am vergangenen Mittwoch in 
Berlin gehaltenen Rede bestätigt, wenn er sagt: 

In dem empfindlichen Gleichgewicht zwischen 
Ost und West spielt Berlin die Rolle des An- 
gelpunktes. 

Und er stellt dann in deutlicher Anspielung auf die 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa weiter fest, daß die Hoffnung auf größere 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa allem 
voran in Berlin verteidigt werden muß. Kissinger 
kommt dann zu der Schlußfolgerung: 

Wir halten die Wirksamkeit, Dauerhaftigkeit 
und peinlch genaue Einhaltung des Viermäch- 
teabkommens über Berlin vom September 1971 
für einen entscheidenden Test in dem „Deten- 
te" genannten Prozeß. 

Er hat damit jene Maxime westlicher Politik be- 
kräftigt, die in der 5. Empfehlung des Berichts wie- 
dergegeben ist. 

Es sollte indessen auch hervorgehoben werden, 
wie positiv Kissinger das durch das Viermächteab- 
kommen über Berlin Erreichte einschätzt. Diese 
Ausführungen gipfeln in der Feststellung: 

Mein Besuch erfolgt nicht in einer Zeit der Kri- 
se, er findet vielmehr in einem Augenblick 
statt, in dem sich diese Stadt größerer Sicher- 
heit erfreut als zu irgendeinem Zeitpunkt wäh- 
rend der letzten 30 Jahre. 

Herr Präsident I Sehr verehrte Kolleginnen und Kol- 
legen! Wir müssen die Politik der Detente, zu der 
es, wie ich schon zitiert habe, in der Tat keine Al- 
ternative gibt, nüchtern weiterbetreiben in dem 
Sinne, wie ich es versucht habe, in dem letzten Ab- 
satz meiner Conclusion darzulegen, nämlich ein- 
fallsreich und mit gutem Willen, aber auch mit Mut 
und Standhaftigkeit. 


Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege 
Sieglerschmidt hat schon in seinen einführenden 
Worten darauf hingewiesen, daß erhebliche Debat- 
ten über diesen Bericht im Ausschuß stattgefunden 
haben. Ich möchte zu Beginn meiner Ausführungen 
nicht verhehlen, daß ich zu den Mitgliedern des 
Ausschusses in der Sitzung vom März gehörte, die 
erhebliche Zweifel daran äußerten, ob diese Dar- 
stellung nicht zu optimistisch sei. 

Lassen Sie mich heute ein paar Bemerkungen 
dazu machen. In der Begründung des Berichts und 
in der Entschließung sind einige Formulierungen 
enthalten, die meiner Ansicht nach in dieser Form 
nicht aufrechterhalten bleiben können. An einer 
Stelle des Berichts heißt es beispielsweise, daß im 
Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen in 
Ungarn und in der Tschechoslowakei der Westen 
schweigend die Ausdehnung der sowjetischen 
Macht innerhalb der Grenzen, die von Jalta gesetzt 
worden sind, hingenommen habe. Ich glaube, daß 
dies bereits eine fehlerhafte Aussage ist, denn die 
Grenzen von Jalta waren andere. Ich erinnere dar- 
an, daß auf dieser internationalen Konferenz gerade 
für Osteuropa Einflußsphären festgelegt worden 
sind, an die sich dann die sowjetische Seite nicht 
gehalten hat; sie hat den Prozeß ihrer Machtaus- 
dehnung unmittelbar nach dem Kriegsende dort be- 
gonnen und dann mit dem Jahre 1948 abgeschlos- 
sen. Das betraf in erster Linie Polen; dann folgten 
Ungarn, die Tschechoslowakei und Bulgarien, Es ist 
nicht von ungefähr, daß das Verbot der Christ-De- 
mokratischen Partei die erste Maßnahme zur Eta- 
blierung der Macht des Kommunismus in Polen war. 
Das Verbot der anderen Parteien folgte dann. 

Ich erwähne das deswegen, weil ich auch etwas 
über Portugal sagen möchte. Die Mitglieder des 
Ausschusses werden sich daran erinnern, daß ich 
der Ansicht war, man solle in diesem Bericht über- 
haupt nichts über Portugal aussagen. Ich war näm- 
lich der Überzeugung, daß die Entwicklung im 
März noch nicht absehbar war. Ich befürchtete 
aber, daß sich noch eine schlimmere Entwicklung 
anbahnen könnte. Meine Befürchtung hat sich in- 
zwischen bestätigt. Ich darf dazu vielleicht aus ei- 
ner der Kommunistischen Partei der Bundesrepu- 
blik nahestehenden Zeitung, „Blätter für deutsche 
und internationale Politik", zitieren. Diese Zeitung 
gibt einen Überblick über die Politik in Portugal. 
Darin heißt es wörtlich: 

Die Portugiesische Kommunistische Partei ge- 
hörte zu denen, die konsequent die Ziele der 
siebten Komintern-Konferenz vom Jahre 1935 
mit der Strategie des Trojanischen Pferdes ver- 
folgt hat. 

Ich glaube, das ist ein sehr offenes Bekenntnis ei- 
ner der Kommunistischen Partei nahestehenden 
Zeitung. Insofern, Herr Kollege Sieglerschmidt, 
kann man nicht mehr davon sprechen, es scheine 
so, daß die Kommunistische Partei in Portugal große 
Vorteile aus der Entwicklung ziehe. Ich fürchte, 
daß das vielmehr eine Tatsache ist. 

Sie zitieren übrigens, Herr Kollege Siegler- 
schmidt, im Zusammenhang mit ihren Ausführun- 
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gen über Portugal den Begründer der deutschen So- 
zialdemokratie Ferdinand Lasalle — ich möchte das 
jetzt richtig zitieren — , daß Verfassungsfragen 
Machtfragen sind. Es geht nicht um eine balance of 
power, sondern es geht in diesem Zusammenhang 
um die ganze, harte Macht. So wie sich die Dinge 
heute in Portugal darstellen, kann man nicht mehr 
von einer balance of power sprechen. 

Lassen Sie mich auch eine Bemerkung zur Konfe- 
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro- 
pa machen. Herr Kollege Sieglerschmidt, Sie spre- 
chen in der Begründung Ihres Berichts davon, eine 
Voraussetzung für diese Konferenz sei die Aus- 
schaltung der — ich möchte es einmal so ausdrük- 
ken — querelles allemandes, die Lösung der deut- 
schen Frage. Das ist sicherlich richtig. In einem Do- 
kument, in dem sogenannten Bahr-Papier, das sich 
auf die Verhandlungen zwischen Bonn und Moskau 
bezieht, wurde als Punkt 10 die Verpflichtung der 
beiden Regierungen aufgenommen, für eine solche 
Konferenz einzutreten. Ich bin der Meinung — aber 
sicher gehen da die Meinungen unter uns auseinan- 
der — , daß dies ein vorschneller Entschluß war. 
Vorschnell waren wohl auch einige andere Äuße- 
rungen zu dem deutschen Problem, die in dem Be- 
richt erwähnt sind. Sie sprechen davon, daß der 
Grundvertrag, die Verträge mit der Sowjetunion, 
mit der Tschechoslowakei und Polen sowie das 
Viermächteabkommen ein Mehr an Sicherheit und 
ein Mehr an Freiheit der Bewegung für die Bevöl- 
kerung gebracht hätte. 

(Mattick: Das hat doch auch Herr Kissinger ge- 
sagt!) 

— Ich zitiere, was der Kollege Sieglerschmidt ge- 
sagt hat. Daß Herr Kissinger gelegentlich dasselbe 
sagt, halte ich für durchaus möglich. Ich komme 
► gleich noch auf Herrn Kissinger zu sprechen, zumal 
^ er vorhin von dem Herrn Berichterstatter erwähnt 
wurde. Ich teile jedenfalls diese Meinung nicht. Da- 
bei ist es für mich gleichgültig, ob sie von dem 
Herrn Berichterstatter oder von dem Außenminister 
der Vereinigten Staaten stammt. Wer die Situation 
der letzten Monate gerade in Berlin betrachtet, muß 
doch der Meinung sein, daß der Frieden dort nicht 
sicherer geworden ist. Im Widerspruch zu dem 
Vertrag gab es Beschränkungen auf den Transitwe- 
gen, standen die Ampeln wieder auf Rot. Ich möch- 
te gar nicht ein so emotionales Thema wie das des 
Zwischenfalls mit einem türkischen Kind, der sich 
erst vor kurzem in Berlin ereignet hat, aufgreifen. 

Auch die Beziehungen der Menschen zwischen 
den beiden deutschen Staaten sind nicht leichter 
geworden. Wir wissen z. B., daß Bürger der DDR in 
den Betrieben Selbstverpflichtungen unterschreiben 
müssen, nicht mehr in Kontakt mit ihren Verwand- 
ten aus der Bundesrepublik zu treten. Ich möchte 
auch darauf hinweisen, daß die Zusagen, deutsch- 
stämmige Bürger aus Polen und der Sowjetunion 
ausreisen zu lassen, nicht eingehalten worden sind. 
Ich darf ein Zitat aus einer Zeitung bringen, das 
auch für Sie, Herr Kollege Mattick, vielleicht ganz 
interessant ist. Eine deutsche Zeitung schreibt, daß 
die Erschwernisse einer Ausreise mannigfacher Art 
sind. Da wird beispielsweise berichtet, daß 


Deutschstämmige in Polen schon nachts vor einer 
Kreisverwaltung anstehen, um einen Antrag auf 
Ausreise abgeben zu können, daß dann aber in der 
Nacht ein Lastwagen der Miliz kommt, die Leute 
auf den Lastwagen verlädt und zwanzig Kilometer 
außerhalb der Stadt bringt, dann absteigen und zu 
Fuß zurücklaufen läßt, so daß dann bis zu ihrer An- 
kunft das Büro natürlich geschlossen ist. Herr Kol- 
lege Mattick, das steht nicht etwa, wie Sie viel- 
leicht vermuten möchten, im „Bayernkurier", son- 
dern im „Spiegel", einem Nachrichtenmagazin, dem 
nicht unterstellt werden kann, etwa ein norddeut- 
sches Kopfblatt jener anderen Münchner Wochen- 
zeitung zu sein. 

Herr Kollege Sieglerschmidt, Sie haben vorhin 
den Satz von Herrn Kissinger zitiert — und der 
Zwischenruf des Kollegen Mattick ging in die glei- 
che Richtung — : Nie war Berlin sicherer. Ich möch- 
te daran erinnern, daß nach dem Pariser Abkom- 
men über Vietnam bezüglich eines anderen Pro- 
blems ein ähnlicher Satz von Herrn Kissinger zu 
hören war und daß es nicht sehr lange gedauert 
hat, bis sich dieser Satz als Schall und Rauch er- 
wiesen hat. Wie man da von einer Verbesserung 
der Situation sprechen kann, ist mir persönlich ein 
Rätsel. 

(Zuruf von Herrn Sieglerschmidt) 

— Das haben wir beim Wahlergebnis gesehen, Herr 
Kollege Sieglerschmidt. Ich habe damals dort viele 
Gespräche geführt, und man hat es dann ja auch 
gesehen. 

Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung zu einer 
Passage, die sich mit Krediterleichterungen befaßt; 
ich meine Ziffer 3 der Empfehlung. 

In sowjetischen Veröffentlichungen lese ich im- 
mer wieder, der kapitalistische Westen stehe kurz 
vor dem Zusammenbruch, der Sozialismus sei das 
überlegene System. Es leuchtet mir deswegen nicht 
ein, daß ausgerechnet das zusammenbrechende Sy- 
stem des Kapitalismus dem überlegenen System des 
Sozialismus Kredite zu günstigen Bedingungen ge- 
währen soll, damit das sozialistische System mit 
den eigenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten fertig 
wird. Die Außenhandelssituation der Sowjetunion 
hat sich in der letzten Zeit erheblich verbessert, 
weil es nicht nur Scheichs gibt, die dem Großen 
Propheten anhängen, sondern auch atheistische 
Scheichs in der Sowjetunion, die die Preise für öl 
und andere Rohstoffe ebenso erhöht haben, so daß 
sich für die Sowjetunion erfreuliche Einnahmen an 
Devisen ergeben. Ich bin der Meinung, daß die For- 
mulierung, man sei hier besonders entgegenkom- 
mend, und daß die entsprechende Aufforderung an 
die zuständigen NATO-Gremien nicht in die nüch- 
terne Analyse passen, zu der Sie uns, Herr Kollege 
Sieglerschmidt, aufgefordert haben. 

Nachdem ich so viel Kritik geübt habe, möchte 
ich noch etwas Positives sagen, und zwar zu der Be- 
merkung in der Einführung Ihres Berichts, daß die 
friedliche Koexistenz sicherlich nicht als eine ideo- 
logische Koexistenz verstanden werden kann. In 
diesem Punkt möchte ich Ihnen absolut beipflich- 
ten. Ich habe mir die Mühe gemacht, den Grund- 
lehrgang der Mitglieder der Kommunistischen Par- 
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tei der Sowjetunion im wissenschaftlichen Kommu- 
nismus zu studieren und darf daraus zu der Frage 
der friedlichen Koexistenz ein paar Äußerungen an- 
führen. Da heißt es — genau wie in Ihrem Bericht 
— zunächst, daß es keine friedliche Koexistenz auf 
dem Gebiet der Ideologie gibt. Dann heißt es wei- 
ter, es gebe noch Zitadellen des Imperialismus, die 
dem revolutionären Prozeß als Haupthindernis im 
Wege stünden. In diesem Zusammenhang werden 
sechs Staaten namentlich genannt. Vier davon sind 
Mitglieder der Westeuropäischen Union, nämlich 
England, Frankreich, Italien und die Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die beiden anderen Staaten sind 
die Vereinigten Staaten von Amerika und Japan, 
ebenfalls hochindustrialisierte Staaten. In diesem 
Grundlehrgang wird auch untersucht, wie man all- 
mählich diese Zitadellen des Imperialismus erobern 
könne. Dazu heißt es — ich darf jetzt zitieren — : 
„Dadurch, daß sie" — die Arbeiterklasse der kapi- 
talistischen Länder meint man damit — „die Grund- 
lagen des Kapitalismus von innen, sozusagen in 
seinem eigenen Haus, untergräbt, bereitet sie den 
endgültigen Untergang des Weltkapitalismus vor 
und beschleunigt ihn. Dazu ist aber notwendig, daß 
die sozialistischen Staaten auch einen Beitrag lei- 
sten, nämlich daß sie ihn" — den kapitalitischen 
Westen — „abschneiden von den wichtigsten Roh- 
stoffquellen und Quellen von Arbeitskräften, von 
den Absatzmärkten und anderen Bereichen wie z. B. 
militärischen Aufmarschgebieten. " 

Wenn Sie diese offene Sprache in diesem Lehr- 
gang lesen, wird Ihnen klar, daß das ganze Gerede 
von einer friedlichen Koexistenz nichts anderes ist 
als ein Mittel, ein bestimmtes Ziel mit anderen Me- 
thoden zu erreichen. Wir kennen die anderen Me- 
thoden. Auf Seite 420 des erwähnten Grundlehr- 
gangs sagt man dazu: „Die revolutionäre Arbeiter- 
klasse und ihre Partei muß stets bereit sein zu ei- 
nem raschen Wechsel der Formen des Kampfes um 
die Macht." 

Meine Damen und Herren, mit diesem Satz aus 
dem Lehrgang des wissenschaftlichen Kommunis- 
mus der Kommunistischen Partei der . Sowjetunion 
möchte ich zum Ende meiner Ausführungen kom- 
men. Wenn wir über die Frage der Entspannungs- 
politikr über die Frage der Ost-West-Beziehungen 
reden, dann ist Nüchternheit angebracht. Niemand 
will eine Politik der Spannung. Alle — darin sind 
wir uns einig — wollen eine Politik der Entspan- 
nung. Wenn wir aber eine solche Politik der Ent- 
spannung betreiben, müssen wir uns darüber im 
klaren sein, daß wir das Pulver trockenhalten müs- 
sen — um es einmal so zu formulieren — , um nicht 
eines Tages eine böse Überraschung zu erleben. 
Wir müssen die Zeichen der Zeit beachten. Die Er- 
eignisse der letzten Tage und Wochen in Berlin, in 
Portugal und im Mittelmeerraum geben uns Anlaß, 
nicht in eine Euphorie der Entspannung zu verfal- 
len, sondern unser Augenmerk darauf zu richten, 
daß die Entspannung auf beiderseitigen Leistungen 
und nicht etwa auf einseitigen Vorleistungen be- 
ruht. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Bericht des Herrn Kollegen 


Sieglerschmidt zeichnet sich dadurch aus, daß seine 
Empfehlung, deren Annahme er uns vorschlägt, in 
einer Art Gegensatz oder Widerspruch zu dem In- 
halt der Darlegungen steht, die er zur Begründung 
dieser Empfehlung anführt. Der Empfehlung selbst 
kann man auf weiten Strecken, wie ich es getan 
habe, zustimmen, vielleicht bis auf eine Änderung, 
die ich am Schluß noch vorschlagen werde. 

Daß wir dennoch dazu sprechen müssen, beruht 
darauf, daß im Bericht eine Reihe von Argumenten 
auftauchen, die so, wie sie im Bericht stehen, nicht 
einfach hingenommen werden können und die des- 
halb Gegenstand der Erörterung hier sein müssen, 
wie sie es schon im Ausschuß waren. Ich darf dafür 
ein paar Beispiele nennen, ohne daß sie erschöp- 
fend sind, nur um daran zu zeigen, in welchem 
Spannungsverhältnis Begründung und Empfehlung 
selbst stehen. 

Beispielsweise sagte Herr Sieglerschmidt in seinem 
Bericht: „Solange die Oststaaten die Öffnung der 
Grenzen fürchten, bleibt die Entspannung eine 
ziemlich leere Formel, was sie heute ist." Diesen 
Satz kann man ohne weiteres unterschreiben. Ich 
würde so weit gehen zu sagen: Hier kennzeichnet 
Herr Sieglerschmidt die Lage, wie sie wirklich ist. 
Aber in einem anderen Abschnitt sagt er dann, ob- 
wohl nach seiner vorangehenden Ansicht die Ent- 
spannung eine ziemlich leere Formel geworden ist: 
„Dennoch ist die Entspannung eine unleugbare Tat- 
sache." Zur Begründung für diesen Satz führt er an, 
daß sogar die Besetzung der Tschechoslowakei im 
Jahre 1968 nicht die gleiche Spannung wie der Auf- 
stand in Ungarn im Jahre 1956 hervorgerufen 
habe. 

Ich lasse zunächst einmal dahingestellt, ob die 
Spannung des Jahres 1968 wirklich geringer gewe- 
sen ist als die Erregung der Welt im November 
1956 beim Aufstand in Ungarn. Aber angenommen, 
Herr Kollege Sieglerschmidt hätte mit dieser Be- 
hauptung recht, daß die Spannung nicht die gleiche 
Höhe erreicht habe, so ist das doch keine positive 
Feststellung, sondern nur eine Feststellung der Re- 
signation, der Ohnmacht, daß wir diesem Volk 
nicht haben zur Hilfe kommen können, der Hilflo- 
sigkeit, in der sich die freie Welt befindet. Das 
kann ich doch nicht als eine Entspannung in dem 
Sinne bezeichnen, wie Herr Sieglerschmidt Ent- 
spannung selbst versteht. 

An einer anderen Stelle und auf einem anderen 
Gebiet wird in dem Bericht gesagt, daß zahlreiche 
bilaterale wirtschaftliche Abkommen die Koopera- 
tion in Europa verbessert haben. Ist das eine positi- 
ve Feststellung? Dem äußeren Anschein nach zu- 
nächst ja. Dennoch muß man etwas tiefer sehen, 
daß bilaterale Kooperationsabkommen in einem 
Zeitpunkt, in dem die EG nur noch gemeinsame 
Handelspolitik betreiben will, auch ein Instrument 
sind, die Verpflichtungen der Europäischen Ge- 
meinschaft zu unterlaufen, und gleichzeitig ein In- 
strument für die Sowjetunion sind, den einen natio- 
nalen Staat in der Europäischen Gemeinschaft ge- 
gen den anderen auszuspielen. Insoweit können wir 
nur wünschen, daß auch die Kooperationsabkom- 
men in der Zukunft unter die Herrschaft der Euro- 
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päischen Gemeinschaft gestellt werden, damit wir 
auch dort mindestens unter den Neun mit einer 
handelswirtschaftlichen Sprache reden. 

Eine dritte Feststellung lautet: „Die Preiserhö- 
hungen für öl und Rohmaterial haben (auch im 
Osten) das Gleichgewicht des Handels in Europa 
herbeigeführt." Das ist sicher richtig und ist den- 
noch kein Zeichen für Entspannung und ist den- 
noch kein Zeichen für einen Fortschritt. Herr Sieg- 
lerschmidt fügt hinzu, dadurch sei nun der Weg für 
weitere Fortschritte offen. Meine Damen und Her- 
ren, der Handel hat dadurch überhaupt nicht zuge- 
nommen, sondern die Preise, die für unsere Güter 
bezahlt werden, sind erheblich vermindert worden, 
ohne daß der Umfang des Handels zugenommen 
hat. Ich kann die Methode, die Erhöhung der Preise 
für Rohstoffe und öl, um das Gleichgewicht herzu- 
stellen, als Verbesserung zu bezeichnen, nur als ei- 
nen Sarkasmus und nicht als eine positive Entwick- 
lung ansehen. 

Zu Portugal hat der Kollege Müller schon gespro- 
chen. In der Zeit der Abfassung des Berichts waren 
wir vielleicht alle noch etwas größerer Hoffnung 
darüber, wie sich die Dinge entfalten werden. Ich 
sehe Herrn Kollegen Bettiol, der schon vor sechs 
Wochen völlig anderer Meinung war. Vielleicht 
waren wir damals bereits einer Meinung mit ihm; 
doch haben wir noch eine stärkere Hoffnung ge- 
nährt, als sie sich heute zu bewahrheiten scheint. 

Auch auf Berlin ist Herr Müller schon eingegan- 
gen, ebenso unser Kollege Sieglerschmidt selbst. 

Hier möchte ich allerdings noch etwas vertiefend 
einhaken und sagen: Wir stehen jetzt nicht in Fra- 
gen des Personenverkehrs oder in der Frage der 
Verbesserung und der Vermehrung des Handels in 
der Diskussion, sondern hier hat die Sowjetunion 
mit ganz massiven Mitteln, mit Erklärungen der Re- 
gierung, mit Erklärungen ihres Botschafters in Ost- 
Berlin, mit Erklärungen der „Prawda", mit Erklä- 
rungen der Rundfunkstationen, die ja dort eine an- 
dere Bedeutung haben als bei uns, in die Auseinan- 
dersetzung um Berlin erneut in der Weise einge- 
griffen, daß sie jetzt wieder sagt, die drei West- 
mächte seien von Anfang an zu Unrecht in Berlin. 
Es sollte doch gerade durch die Viermächteverein- 
barung über Berlin ein für allemal Schluß damit 
sein, diese Diskussion wieder zu führen. 

Man hat Anstoß daran genommen, daß Bundesmi- 
nister Genscher vor drei Tagen in Berlin war, und 
weiß doch, daß solche Besuche nach dem Vier- 
mächteabkommen möglich sind. Man weiß nach 
dem Viermächteabkommen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland befugt ist, auch Berlin völkerrechtlich 
in den Verträgen zu vertreten, denen Berlin zuge- 
hören will. Aber sie weigert sich bis zur Stunde, 
schon vorliegende Vertragstexte zu unterzeichnen, 
weil die Bundesregierung die Einbeziehung Berlins 
in diese Verträge wünscht. Da es diese Verträge 
noch nicht gibt, konnte auch das Unglück mit dem 
Kind neulich in Berlin passieren, was ja bedeutet, 
daß die Ostbehörden die Rettung des Kindes nur 
verhindert haben, weil die Westberliner Behörden 
auf diesem Stückchen Berlin nicht „zuständig" sind. 


Dies ist eine augenfällige Unmenschlichkeit, die 
nicht nur den Einzelfall illustriert, sondern die Ge- 
samtsituation deutlich macht. 

Lassen Sie mich eine Sorge zum Schluß noch aus- 
sprechen, die ich mit diesen Entwicklungen verbin- 
de. Mehr oder weniger wird für den Sommer der 
Abschluß der Sicherheitskonferenz erwartet. Wir 
wissen alle, daß die Sowjetunion diesen Abschluß 
mit einer großen Zusammenkunft der Staatsober- 
häupter und der Regierungschefs verbinden will. 
Der Inhalt der Verhandlungen läßt bis jetzt den 
Abschluß des Abkommens nicht zu, weil gerade auf 
dem Gebiet, auf dem der Westen Ansprüche hat, 
die Sowjetunion diese Ansprüche noch nicht aner- 
kannt hat: den besseren und vermehrten Austausch 
von Informationen, Meinungen und Menschen. Hier 
hat der Westen immer noch die Möglichkeit, Forde- 
rungen zu erheben. 

Nun kommt die Sowjetunion und stellt plötzlich 
feststehende Regeln des Berlin-Abkommens als ein 
neues Verhandlungsmittel in Frage. Vielleicht ist 
sie bereit, auf diesem Gebiet das wieder zuzugeste- 
hen, was nach der Viermächtevereinbarung bereits 
Rechtens ist. Aber indem sie dann wieder nachgibt, 
hat der Westen plötzlich das Gefühl: wir haben die 
Sowjetunion zum Nachgeben bewogen und sind be- 
reit zur Unterschrift, obwohl die Sowjetunion von 
den Zugeständnissen, die wir eigentlich für die Si- 
cherheitskonferenz erwarten, überhaupt noch keine 
gemacht hat. Sie stellt also erst Gegenforderungen, 
die sie zurücknimmt, um das nur zu gewähren, was 
bisher schon geltendes Recht war. Inzwischen ist 
der Westen aber für eine Unterschrift reifgemacht 
worden, die er im Augenblick noch nicht leisten 
will. 

Heute, meine Damen und Herren, ist der Wort- 
laut der Entschließung, — damit komme ich noch 
einmal zu dem Text der Empfehlung zurück — , in 
der Ziffer 3 jedenfalls so nicht mehr tragfähig, wie 
das manchem vor wenigen Wochen noch erschie- 
nen sein mochte. Dort heißt es, wir möchten dem 
Nordatlantischen Rat vorschlagen, die Vereinba- 
rungen über die Lieferung gesperrter Güter in einer 
liberalen Weise zu handhaben. Hier, muß ich sa- 
gen, wird eine solche Empfehlung in dem Augen- 
blick, wo die Sowjetunion wieder mehr Druck auf 
den Westen ausübt, geradezu inaktuell. 

Deswegen lautet mein Vorschlag, im englischen 
Text die Worte „in a liberal manner", „in einer 
freieren Weise zu handhaben", zu streichen und an 
die Stelle die Worte „unter den gegenwärtigen Um- 
ständen" zu setzen. Der übrige Text kann bleiben: 
zu prüfen, ob man mehr oder weniger Waren der 
Sperrliste liefern will oder nicht. Ich habe den An- 
trag inzwischen schriftlich vorgelegt; er wird nach- 
her verteilt werden. Ich hoffe sehr, daß der Herr 
Berichterstatter nach dem Gesamtgedankengang 
seines Berichts und nach seiner Grundhaltung, in 
der Lage sein wird, mindestens unter den heutigen 
Umständen die Richtigkeit eines solchen Vor- 
schlags zu bejahen. 

(Der Änderungsantrag Nr. 1 des Abg. Amrehn 
wird angenommen.) 
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Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben 
Kollegen! Ich bedaure es, daß ich jetzt schon der 
dritte Vertreter meines Landes bin, der zu diesem 
Bericht Stellung nimmt. Ich hoffe, es werden sich 
noch Kollegen aus anderen Mitgliedstaaten dazu 
äußern. 

Ich möchte nur ganz kurz etwas zu dem Problem 
der Überprüfung der Handelsverträge und der Be- 
grenzung von Krediten sagen. Mein Kollege Am- 
rehn hat dazu schon Stellung genommen. Es ist 
wirklich eine ernsthafte Frage, ob die Staaten des 
Westens sich hier noch stärker engagieren sollten, 
als sie es ohnedies bereit sind zu tun. Wenn ich 
eine Passage aus dem Bericht des verehrten Kolle- 
gen Sieglerschmidt lese und mir dann ein wenig 
den Hintergrund vergegenwärtige, meine ich, daß 
die Ziffer 3 der Empfehlung eigentlich einer Ände- 
rung bedarf. 

Gleich am Anfang des Empfehlungsentwurfs heißt 
es: „Die Versammlung stellt mit Beunruhigung fest, 
daß die derzeitigen wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten Europas die Sowjetunion ermutigen könnten, 
sie im Hinblick auf eine Erweiterimg ihres Einflus- 
ses auszünutzen." Wer die Kampfesweise der So- 
wjets mit Sorgfalt durch alle Jahre hindurch ver- 
folgt hat, wie es auch der Berichterstatter aus näch- 
ster Nähe tun konnte und auch getan hat, der wird 
wissen, was sich hinter solchen Möglichkeiten des 
Kampfes, der Auseinandersetzung und der Nutzung 
auch wirtschaftlicher Mittel alles verbergen 
kann. 

Wenn ich mir vergegenwärtige, daß die Sowjet- 
union 10 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für ihre 
Verteidigung aufwendet, daß die NATO-Staaten im 
Schnitt 5,6 Prozent dafür verwenden, die europä- 
ischen Staaten der NATO hingegen nicht einmal 
diesen Betrag, sondern nur 4,4 Prozent, dann muß 
ich mir natürlich die Frage stellen, ob die Lücken, 
die im normalen Wirtschaftsablauf des kommunisti- 
schen Blocks durch exorbitant hohe Rüstungen ent- 
stehen, mit leicht zu gebenden Krediten der freien 
Welt aufgefüllt werden sollten. 

Deswegen möchte ich ausdrücklich das unterstüt- 
zen, was Herr Kollege Amrehn hier gesagt hat, 
nämlich, diesen Absatz so zu formulieren, daß man 
das durchaus überprüfen kann, daß man aber auch 
die derzeitige Situation sowie alle Möglichkeiten 
und Absichten, die damit verbunden sind, im Auge 
behält. Es wäre wirklich arg um uns bestellt, wenn 
wir Anlaß gäben zu meinen, daß das auch bei uns 
landläufige Wort Lenins, daß die Kapitalisten noch 
an dem Strick verdienen wollten, mit dem man sie 
erhängt, ein richtiges Wort sein könne. 

Deswegen meine ich, daß wir das noch einmal 
überprüfen sollten. Es würde, Herr Kollege Siegler- 
schmidt, wie ich glaube, dieser Vorschlag in das 
Tableau Ihrer Empfehlung besser hineinpassen und 
den Eindruck vermitteln, daß es aus einem Guß 
ist. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin froh, daß die 
Weisheit oder der Zufall dahin geführt haben, daß 
nach der Reihe der deutschen Reden zwischendurch 


doch auch ein ausländischer Gast, ein Kollege aus 
Großbritannien, das Wort genommen hat. 

Wenn wir den Bericht als Ganzes kritisch be- 
trachten, wird uns, denke ich, kein Zweifel kom- 
men, daß er abgewogen ist. Ich glaube, daß uns ge- 
rade mit diesem Bericht ein Report vorliegt, der in 
seiner Analyse und in seinen Empfehlungen eher 
zurückhaltend kritisch als offensiv und vielleicht 
zu hoffnungsvoll genannt werden kann. Ich denke, 
das ist darauf zurückzuführen, daß unser Berichter- 
statter seinen Eindruck und sein politisches Be- 
kenntnis berlinisch nüchtern formuliert hat. 

Daher ist es mit unverständlich, daß die Kollegen 
Amrehn, Müller und Lemmrich gerade Punkte kri- 
tisch herausgegriffen haben, die jedenfalls als Emp- 
fehlung nach meiner Meinung die allgemeine Auf- 
fassung dieses Hauses insgesamt sein müßten. Daß 
die Opposition in dieser Situation und auch in die- 
sem Parlament kritische Einwürfe macht, ist selbst- 
verständlich, und keiner wird ihr das Recht dazu 
absprechen. Aber dort, wo eingegriffen wurde, 
scheint mir im Blick auf das, was dann schließlich 
gesagt wurde, eher „Unpolitik" als Politik dahinter 
zu stecken. Ich habe jedenfalls nirgends alternative 
Vorstellungen gesehen, sondern eigentlich nur ein 
Bohren in einer Wunde, die wir alle als Wunde er- 
kennen, die aber durch solches Bohren keineswegs 
heiler werden kann. 

Vor wenigen Tagen hat der Außenminister der 
USA in Berlin gesagt — das wurde schon zitiert — , 
daß die Lage Berlins besser sei als vor 30 Jahren, 
besser als je zuvor. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, dieses Wort, wie immer wir es wägen, 
es ist eine Tatsache. Wer von den Kollegen von 
hier aus jetzt einmal über die Transitwege, nicht 
per Flugzeug, nach Berlin fährt, wird feststellen, 
welche Veränderung eingetreten ist, imd zwar als 
Folge des Grundvertrages, den die CDU/CSU mit 
ganz wenigen Ausnahmen in diesem Hause abge- 
lehnt hat. Auch in Sachen Berlin ist der Berichter- 
statter nicht zu optimistisch — ganz im Gegen- 
teil — , sondern sehr vorsichtig, sehr zurückhaltend. 
Er hat das eine Schande genannt, was eine Schande 
genannt werden muß, wenn die Ampeln — bildlich 
gesprochen — erneut auf rot umgeschaltet wer- 
den. 

Sehen „Alternativen" vielleicht so aus, wie wir 
sie vom Parteitag der Berliner GDU gehört haben, 
wo gefordert wurde, die KSZE- Verhandlungen ab- 
zubrechen? Ich weiß nicht, ob man das überhaupt 
eine Alternative nennen kann. Ist sie politisch 
denkbar und von der Opposition in diesem Hause 
in einer Sitzung des Bundestages formulierbar? 
Wohl nicht! Noch sind die KSZE- Verhandlungen in 
dem möglichen Umfang selbst im Hinblick auf den 
Korb 3 noch nicht voll getestet. Wo sind alle Mög- 
lichkeiten ausgeschöpft worden? Wo ist „der We- 
sten" so weit gegangen, daß tatsächlich ein definit 
tives Njet zu hören war? Noch ist nicht alles aus- 
gelotet, was auslotbar ist. — Wir müssen ein Inter- 
esse haben, daß weiter verhandelt wird. 

Ich glaube, daß auch die Sowjetunion ein ernst- 
haftes Interesse daran hat, diese Verhandlungen zu 
einem positiven Ende zu führen. Alles, was wir ge- 
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meinsam mit unseren Regierungen tun können, ist, 
dieses ernsthafte Interesse dadurch wachzuhalten, 
daß der Westen immer neue Möglichkeiten des An- 
gebots und des Verhandelns testet. Ich denke, die 
Chance dafür ist jedenfalls nicht so pessimistisch zu 
beurteilen, wie viele das nun schon in stereotyper 
Weise von morgens bis abends und auf jedem Par- 
teitag erneut tun. 

Die Entspannung, um die es vor allem in diesem 
Bericht geht, hat sich in gewissem Umfang in der 
Wirtschaftspolitik positiv ausgewirkt. Die Wirt- 
schaftsbeziehungen sind enger geworden, nicht nur 
die bilateralen, sondern auch die multilateralen. 
Die Verhandlungen der EG mit der CMEA — früher 
Comecon genannt — laufen weiter, und ich denke, 
daß beide Seiten ein Interesse daran haben, daß sie 
noch intensiviert werden. Daß die Sowjetunion ge- 
rade im Blick auf die Energiekrise, d. h. die Ver- 
teuerung des Öls, größere politische Chancen hat, 
größere Zwänge in ihrem eigenen Einflußbereich 
ausüben kann, muß dabei ebenfalls gesehen wer- 
den. 

Nur noch ein Punkt: Die SALT-Kernwaffenver- 
handlungen haben immerhin auf dem Hintergrund 
dieser Entspannung stattgefunden und haben wich- 
tige Ergebnisse gebracht. Sie liegen auch in unse- 
rem Interesse. 

Nun hat Herr Kollege Müller, wie immer wieder, 
auf Portugal hingewiesen. Wir haben eine ähnliche 
Debatte schon vor einigen Wochen in Straßburg 
geführt. Manchmal habe ich den Eindruck, daß die 
Situation in Portugal gar nicht so sehr im Hinblick 
auf eine mögliche Hilfestellung des Westens gese- 
hen wird, sondern daß Portugal manchem als Bei- 
spiel dafür gilt, um vor der Veränderung eines Sy- 
stems zu warnen. Ich denke, die Genugtuung, die 
wir über die Wahlergebnisse gehabt haben, wurde 
von einigen Sprechern der Opposition nicht geteilt, 
vielleicht sogar im Gegenteil. Ich habe jedenfalls 
nirgends deutlich gelesen, daß sie es als Demokra- 
ten begrüßt haben, daß die Wahlen in Portugal ein 
Ergebnis gebracht haben, das uns im Westen doch 
immerhin aufmerken läßt und zeigt, daß das, was 
Sie wenige Tage vorher in Straßburg an die Wand 
gemalt haben — u. a. Sie, Herr Müller — , in der 
Tat nicht eintraf. 

Ich glaube auch, daß die einzige Antwort, die EG 
solle mit Wirtschaftshilfe eintreten, wahrscheinlich 
allein nicht taugt, um dieses Land nach 50 Jahren 
Diktatur zur Demokratie zu machen. — Eine offen- 
sive moralische Unterstützung braucht es noch 
mehr! Es hat nicht nötig, daß jeder kleine Schritt, 
so entscheidend er längerfristig auch ist, kritisch 
begleitet wird. Auf Portugal und die dortige Situa- 
tion in einer Weise einzureden, wie Sie es heute 
wieder taten, ist nicht mehr hilfreich. 

Die längerfristige Entwicklung der Entspannungs- 
politik hat der Berichterstatter in seinem Bericht 
nur angedeutet, ich glaube, wir werden sehen müs- 
sen. Wenn er allerdings ausführlicher auf die 
KSZE- Verhandlungen hinweist, glaube ich, erken- 
nen wir die Perspektive. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Ich bin der Auffassung, daß diese Debatte 


nicht nur für die WEU, sondern auch für die Öf- 
fentlichkeit einen Hinweis geben muß, wie anders 
als Entspannungspolitik mögliche Alternativen ei- 
ner Opposition, die Entente in einem anderen Sinne 
verstehen will, aussehen könnten: Wir leben nicht 
in rosaroten Zeiten, aber ohne Hoffnung, daß weite- 
re Schritte der Entente möglich und politisch mach- 
bar sind, werden wir nicht weiterkommen. — Herz- 
lichen Dank! 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kolle- 
ginnen und Kollegen! Ich muß sagen: Als ich vor 
einigen Wochen in Erfahrung bringen konnte, daß 
Helmut Sieglerschmidt Berichterstatter gerade zu 
diesem Thema ist, war ich außerordentlich froh; 
denn ich weiß, daß er Berliner Abgeordneter ist^ 
ich weiß, daß seine Antennen in dieser Frage ganz 
besonders sensibel gespannt sein müssen. Denn er 
hört nicht nur die Politiker hier in Bonn, er hört 
auch die Menschen in Berlin auf der Straße, er hört 
die Taxichauffeure und er hört die Marktfrau. Ich 
war auch beglückt, als ich seinen Bericht sah. Denn 
was wir von ihm immer gewöhnt sind, hat sich 
auch in diesem Bericht bestätigt: Er gilt in dieser 
Versammlung als ein Mann des ausgewogenen Ur- 
teils. 

Wenn ich mir die Diskussion selber ansehe, habe 
ich das Gefühl, daß zu deutschen Fragen in erster 
Linie deutsche Abgeordnete gesprochen haben. Das 
mag ein bißchen aussagen über die Rangordnung 
der hier vorgetragenen Probleme. Ich will nichts 
verniedlichen, nichts verkleinern; da gibt es natür- 
lich noch Schwierigkeiten in Hülle und Fülle. Das 
eine oder andere ist von Herrn Amrehn angespro- 
chen worden. Und dies ist mein Eindruck in der De- 
batte: Wir sind gerade noch einmal daran vorbeige- 
kommen, den Eindruck zu erwecken, hier erneut 
querelies allemandes vor einem internationalen 
Gremium auszutragen. 

Ich muß darauf hinweisen, Herr Präsident, daß 
hier in diesem Raum vor wenigen Tagen, am 
15. Mai, die 170. Sitzung des Deutschen Bundestages 
stattgefunden hat. Wir haben eine ausführliche au- 
ßenpolitische und bündnispolitische Debatte gehabt 
und haben uns auch mit der Würdigung des Bünd- 
nisses befaßt. Das Ergebnis war — das war mein 
Eindruck — bei Regierung und Opposition doch 
recht einheitlich. Wir kamen zu der Erkenntnis, daß 
wir unsere Politik der Friedenssicherung unbeirrt 
weiterführen müssen. Das stellte der Deutsche Bun- 
destag fest. Dem wurde — das wiederhole ich — in 
der Debatte nicht glaubhaft widersprochen. 

Unsere Politik der Friedenssicherung besteht 
nach Auffassung der Bundesregierung — das hat 
Herr Außenminister Genscher in dieser Debatte 
vorgetragen — aus vier Grundsatzentscheidungen: 
erstens der Entschlossenheit zur Mitwirkung im At- 
lantischen Bündnis, zweitens dem konsequenten 
Weiterarbeiten an der Vollendung der politischen 
Einigung Europas ich glaube, dazu leisten wir 
heute einen Beitrag, und dazu hat diese Versamm- 
lung immer einen Beitrag geleistet — , drittens in 
dem Alltagsbemühen um ein Fortschreiten in der 
Entspannung — dies ist im Deutschen Bundestag 
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ganz eindeutig klargestellt worden — , viertens dem 
Willen zur weltweiten Partnerschaft mit den Staa- 
ten der Dritten Welt. 

Nach unserer Auffassung sind die Rahmenbedin- 
gungen für die Politik der Entspannung und des 
Ausgleichs völlig unverändert erhalten. Das gleiche 
gilt sicher auch, wenn ich die internationale Situa- 
tion betrachte, von der anderen Seite. Der sowjeti- 
sche Außenminister hat in diesen Tagen für seine 
Regierung diese Haltung auch noch einmal nach- 
haltig bestätigt. 

Es gibt in Wahrheit zu der von uns gemeinsam in 
diesem Hause entwickelten realistischen Entspan- 
nungspolitik keine vertretbare Alternative. Ich hat- 
te heute während der Mittagspause ein Gespräch 
mit Sir John und habe die Gelegenheit wahrgenom- 
men, ihm als britischem Konservativem zu danken 
für seinen Beitrag zur Entwicklung dieser Entspan- 
nungspolitik in Europa. 

Wir haben einen Änderungsantrag des Kollegen 
Amrehn zur Situation hinsichtlich der Ostkredite 
vorliegen. Ich kann hier dem Berichterstatter natür- 
lich nicht vorgreifen, aber ich würde ihn doch bit- 
ten, sehr vorsichtig zu prüfen, in welchem Umfang 
man dem Änderungswunsch des Kollegen Amrehn 
Raum geben kann. Wenn ich mir die Entspannung 
ansehe und überlege, daß sie sinnvoll fortgesetzt 
werden muß, bin ich nicht in der Lage, Entspan- 
nung und wirtschaftliche Kooperation auseinander- 
zudividieren. 

Der Kollege Müller hat vom Pulver gesprochen,' 
das trocken bleiben"^ muß, der Kollege Lemmrich 
vom Strick, den wir selber bezahlen. Das sind For- 
meln, die einfach nicht mehr in unsere Zeit passen. 
Wir brauchen die Kooperation. 

Herr Amrehn, ich glaube, man sollte auch darauf 
hinweisen: Der Westen hat sich auf gemeinsame 
Kreditbedingungen gegenüber den osteuropäischen 
Staaten geeinigt. Das ist ein Fortschritt gegenüber 
der Vergangenheit. Warum sollten wir von hier aus 
eine Empfehlung geben, die bei den Regierungen 
wahrscheinlich gar nicht subtil aufgenommen wird, 
von dieser Formel wieder herunterzukommen? 
Durch Versagen wirtschaftlicher Kooperation, das 
hier indirekt gefordert wird, kann man, glaube ich, 
kein politisches Wohlverhalten erzwingen. 

Möglicherweise kann sogar das Gegenteil der Fall 
sein. Erst durch die Fortsetzung von Entspannung 
und ernsthafter Kooperation — ein Prozeß, der ja 
erst richtig anfängt — wird sich eine Situation er- 
geben, in der auch die Sowjetunion nicht beliebig 
wieder da oder dort den Druck wird ausüben kön- 
nen, den sie früher — nach Gebrauch — häufig 
auch an der Berliner Mauer erzeugen konnte, wenn 
es ihr paßte. 

Herr Amrehn, wenn Sie ihren Antrag nicht modi- 
fizieren, würde ich deshalb eher dazu neigen, ihn 
abzulehnen. — Ich danke Ihnen. 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen! Auf Grund der Debatte 
kommt man sich, wenn man jetzt hier steht, vor. 


als spräche man im Deutschen Bundestag und nicht 
in der Westeuropäischen Union. Wir, die wir sol- 
che Kämpfe in diesem Hause jahrelang durchge- 
führt haben, würden überhaupt keine Veränderung 
erleben, wenn nicht zwischendurch einmal ein eng- 
lischer Kollege gesprochen hätte. Im Grunde ge- 
nommen ist nicht nur das Thema das gleiche, son- 
dern man findet sogar dieselben Worte wieder, die 
wir schon tausendmal gewechselt haben. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich meine, 
die sowjetische Politik neigt dazu, nicht bei uns 
Stricke zu kaufen, um uns zu erhängen, sondern 
uns immer wieder Stricke hinzuhalten, über die wir 
springen, ohne zu wissen, was hinter dem Strick 
ist. Man muß nicht — so hat einmal ein Politiker 
gesagt — über jeden Strick springen, der einem 
hingehalten wird. Ich finde, das trifft hier in der Tat 
zu. 

Was geschieht im Augenblick? — Ich muß Ihnen 
sagen, daß die Frage, ob es noch eine Viermächte- 
Verwaltung für ganz Berlin gibt, in der Berlin-Ver- 
einbarung überhaupt nicht erwähnt ist, weil es dar- 
über seit 1948 zwischen der Sowjetunion und den 
Westmächten keine Verständigung gibt. Am 9. Sep- 
tember 1948 hat die Sowjetunion, noch als Besat- 
zungsmacht, in der Sowjetischen Zone einen Sturm 
auf das Berliner Rathaus organisiert. Man hat dazu 
kommunistische Arbeiter aus allen Gegenden der 
Zone angefahren. Wir hatten damals die letzte Stit- 
zung des Abgeordnetenhauses in Berlin, das zu der 
Zeit im Ostsektor lag. Wir wurden von den Mas- 
sen, die man dort angefahren hatte, aus dem Rat- 
haus herausgejagt. Ich habe das noch phantastisch 
in Erinnerung; Wir mußten uns vom Rathaus — das 
liegt 2 km von der Grenze zu den Westsektoren 
entfernt — durchschlagen. Ich war damals dabei 
als Sekretär meiner Fraktion in der Stadtverordne- 
tenversammlung. Wir mußten uns bis an die Gren- 
ze der Westsektoren durchschlagen. Weder hatten 
wir Polizeischutz — im Ostsektor gab es nämlich 
schon einen kommunistischen Polizeipräsidenten — , 
noch haben die Alliierten einen Finger gerührt, 
um uns aus dem Rathaus herauszuholen. Sie stan- 
den vielmehr wunderschön an der Sektorengrenze 
Lindenstraße und empfingen uns mit offenen Ar- 
men; sie freuten sich, daß wir uns durchgeschlagen 
hatten. 

Damals haben die Westmächte darauf verzichtet, 
den Viermächte-Status zu ihrem Recht und auch zu 
ihrer Pflicht zu machen. 

Im Jahre 1953, als wir unseren Leuten drüben 
helfen wollten, sperrten sie die Grenzen zum Ost- 
sektor ab, damit wir nicht hinüber konnten, um 
jede Auseinandersetzung auf diesem Gebiete zu 
vermeiden. Vielleicht war das alles richtig. Jeden- 
falls ist es so, daß es für die Sowjetunion und für 
die DDR seit dieser Zeit keinen Viermächte-Status 
der Viermächte-Stadt gibt. 

Ich will Ihnen das an einem Beispiel aufzeigen, 
das inzwischen ein bißchen lächerlich geworden 
ist. Sie wissen, daß nach dem Kriege in den Ost- 
blockländern einschließlich der Sowjetunion der 1. 
Mai nicht ein Feiertag der Arbeit war, sondern ein 
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Feiertag der Parade, des Aufmarsches, der Demon- 
stration, der Stärke ihrer militärischen Macht. All- 
mählich haben alle Ostblockstaaten das abgebaut, 
übrig blieb die DDR, die an jedem 1. Mai — auch 
in diesem Jahr — ihre große Militärparade im Ost- 
sektor der Stadt durchführt in dem Wissen — und 
das ist das Hinhalten des Stricks — , daß die West- 
mächte dies nicht dulden dürften, wenn sie eine 
Viermächte-Kontrolle hätten. Sie nehmen jedes 
Jahr die Protestnote der westlichen Alliierten hin 
— ohne Antwort, auch ohne Antwort der Sowjet- 
union. Im ersten Jahr hat die Sowjetunion einmal 
geantwortet, daß die Westmächte dort nichts zu sa- 
gen haben. Aber die Westmächte protestieren jedes 
Jahr am 2. Mai, und dann ist das wieder abgelau- 
fen. 

Was will ich damit sagen, meine Damen und 
Herren? — Die DDR läßt das kalt, und für die 
Westmächte ist die Protestnote längst zur Routine- 
farce geworden. Die Westmächte sind mit Recht — 
das sage ich jetzt — stolz und kalt geblieben. Denn 
wenn sie sich darüber erregt hätten, wenn sie es 
hätten zur Spannung kommen lassen, hätten sie das 
getan, was die DDR damit provozieren wollte. 

Was bedeutet es denn, wenn Herr Abrassimow 
nun zurückkommt und Herrn Honecker unter die 
Arme greifen muß, weil es in der DDR auch nicht 
so ruhig ist? Das merken wir nur nicht so nach au- 
ßen hin. Was bedeutet es denn, wenn Abrassimow 
den Westmächten eine Protestnote oder Erklärung 
überreicht, weil der Außenminister in Berlin war? 
Dies ist genauso kalt hinzunehmen wie die Protest- 
note der westlichen Verbündeten in der DDR nach 
jedem l.Mai. Wer das in dieser reibungsvollen 
Ost-West-Politik nicht lernt, der wird den Russen 
und der DDR immer wieder in die Hände spielen. 
So sehen wir das, und ich glaube, so sieht es auch 
Herr Kissinger, der ja nicht nur den einen Satz ge- 
sagt hat, der hier zitiert worden ist, sondern der 
dann auch gesagt hat: „Und wer glaubt, daß nach 
der Entwicklung und dem, was wir erreicht haben, 
dieses reibungslos vor sich gehen kann, der geht 
von völlig falschen Voraussetzungen aus." 

Natürlich, keiner von uns — ■ das haben wir hier 
oft genug gesagt — hat die Vorstellung: nun ist al- 
les in Ordnung, und es gibt keine Reibungen, keine 
Komplikationen mehr. Was kommt denn dabei her- 
aus, verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn Herr 
Abrassimow diese Erklärung abgibt und die DDR 
das tut? Was kommt dabei heraus, daß man dar- 
über hinweggeht und weiter verhandelt? Die West- 
mächte haben sich überhaupt nicht darum geküm- 
mert, daß es den 1 . Mai in der DDR gibt, die haben 
die Protestnote abgegeben und im übrigen die Vie- 
rer-Vereinbarungen getroffen, in bezug auf wie Kis- 
singer mit Recht sagt: Berlin war noch nie so frei 
und sicher wie nach diesen Vierer-Vereinbarungen. 
Denn sehen Sie sich einmal die Unterschrift unter 
diese Vierer- Vereinbarungen an! Dann sehen Sie, 
daß die Sowjetunion damit immerhin erstmalig re- 
spektiert hat, daß die Westmächte in West-Berlin 
etwas zu sagen haben und nicht zu verdrängen 
sind. 


Ich glaube, das ist Politik. Was aber manche hier 
von seiten unserer Opposition — verzeihen Sie die- 
se Bemerkung — versuchen, ist, bei jedem Wort, 
das da drüben gesagt wird, eine große Debatte zu 
machen und Forderungen zu stellen wie die auf 
Abbruch der Verhandlungen über die KSZE. Damit, 
meine ich, springen wir über jeden Strick, den die 
andere Seite hinhält, um ihren Gegner müde zu ma- 
chen. Springen wir doch nicht über jeden Strick! 
Ich bin sehr gegen den Abbruch der Verhandlun- 
gen über die KSZE. Wir haben noch über das Er- 
gebnis zu entscheiden, wenn alles fertig ist. Zur 
Zeit sind wir in der Phase der Gespräche, der Ver- 
handlungen Schritt für Schritt und Pünktchen für 
Pünktchen, wie das zwischen Ost und West nun 
einmal seit 35 Jahren so geht. Wir sollten uns dann 
ansehen, was das Ergebnis ist. Ich habe den Ein- 
druck — das will ich Ihnen auch sagen — , daß auf 
der anderen Seite mancher auch mit dem Gedanken 
spielt, bestimmte Dinge zu tun, damit die Deut- 
schen diesen Schritt tun. Die Verzögerungspolitik 
liegt nicht in unserem Sinne; das sage ich Ihnen. 
Davor sollten wir uns hüten. Wir sollten aufpassen 
wir sollten wachsam sein. Wer sich aber bei jedem 
solchen Ding wie der Abbrassimow-Erklärung oder 
DDR-Erklärungen erhitzen läßt, der wird bald keine 
Nerven mehr haben. Davor sollten wir uns hüten. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu Portu- 
gal machen. Dort ist vor 49 Jahren eine schreckli- 
che Entwicklung eingeleitet worden mit katstropha- 
len Auswirkungen auf das Volk und die Politik, 
auch die Kolonialpolitik, Portugals für Europa. Wer 
glaubt, daß eine solche Veränderung reibungslos 
und gefahrenlos vor sich geht, der denkt auch hier 
politisch nicht zu Ende. Ich bin gar nicht glücklich 
über den Vorgang, der sich im Augenblick zeigt, 
aber idi habe midi gefreut, daß gestern unserem^ 
Verteidigungsminister hier im Fernsehen die Frage 
gestellt wurde, was er zu der Entwicklung von Por- 
tugal sage, ob Portugal in der NATO bleiben werde 
usw., und daß er geantwortet hat: „Ich glaube, hier 
ist nicht der Ort, philosophische Fragen zu beant- 
worten. Wir haben die Pflicht, denen zu helfen, die 
um die Demokratie ringen, und in einer Phase, in 
der die Schwierigkeiten so groß sind, wie sie es in 
Portugal sind, ist es nicht angebracht, vorschnelle 
Entscheidungen anzudeuten, die gleichzeitig Dro- 
hungen sind, und damit den Gegnern in Portugal 
gegen unsere Interessen Material zu geben, auf der 
anderen Seite zu kämpfen." — Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte mich zunächst bei al- 
len Kollegen, die sich an der Diskussion beteiligt 
haben, herzlich für die interessante und anregende 
Debatte bedanken. Ich darf, ohne meinen deutschen 
Kollegen aller Couleur zu nahe treten zu wollen, 
sagen: Besonders möchte ich mich bedanken bei 
den Kollegen aus den anderen Mitgliedstaaten, die, 
insbesondere zum Schluß, noch dazu beigetragen 
haben, daß es eben nicht eine rein deutsche Debat- 
te wurde, was ja auch dem Thema gar nicht ange- 
messen gewesen wäre; denn hier ging es nicht al- 
lein und nicht in erster Linie um die deutsche Fra- 
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ge und Berlin, obwohl das wichtige Themen der 
Ost- West-Beziehungen sind, sondern es ging um 
die Ost-West-Beziehungen als Ganzes. Den Blick 
darauf sollten wir nicht verlieren. 

Ich bitte diejenigen, die sich positiv zu meinem 
Bericht geäußert haben, um Verständnis dafür, daß 
ich ihre Diskussionsbeiträge im wesentlichen nicht 
aufnehme, sondern mich mit den kritischen Beiträ- 
gen beschäftige und auch da nur sehr pauschal Vor- 
gehen kann, um die Zeit, die mir hier zur Verfü- 
gung steht, nicht zu sehr zu überziehen. 

Wenn hier vom Kollegen Müller und vom Kolle- 
gen Amrehn Kritik an jenem Passus geübt worden 
ist, in welchem gesagt wird, es zeige sich ein Fort- 
schritt der Entspannung aus dem Verhalten des 
Westens im Falle der Tschechoslowakei, so ist dies 
ein Mißverständnis. Kollege Amrehn hat in diesem 
Zusammenhang von Resignation gesprochen. Aber 
was heißt denn Resignation? Was hätte Ihrer Mei- 
nung nach, Herr Kollege Amrehn, geschehen sol- 
len? Hätte die NATO intervenieren sollen? — Sie 
werden vielleicht sagen, wir hätten eben Sanktionen 
irgendwelcher Art ergreifen, ein wirtschaftliches 
Embargo oder dergleichen mehr verhängen müssen. 
Aber wir wissen doch, wenn das, was Ihr Partei- 
freund Lorenz gesagt hat, richtig ist — und daß es 
richtig ist, hat niemand hier bestritten — , daß es 
zur Entspannungspolitik keine Alternative gibt, 
dann bedeutet dies doch, daß solche Sanktionen 
durch Embargo usw. ein Jahr oder zwei Jahre dau- 
ern und dann wieder eingestellt werden. Das sind 
doch keine ernsthaften Maßnahmen. Eine ernsthafte 
Maßnahme wäre es nur, wenn man den großen 
Konflikt, in diesem Fall mit der Sowjetunion, ris- 
kiert hätte. Ich möchte aber den sehen, der hier 
auf steht und sagt: Jawohl, das hätte man in diesem 
Fall tun sollen, das wäre richtig gewesen. 

Was Portugal anlangt, kann ich mich, glaube 
ich, sehr schnell mit denen einigen, die hier kriti- 
sche Anmerkungen gemacht haben. Wenn in dem 
Bericht steht: „Die Kommunisten scheinen . . so 
wäre ich durchaus bereit, an die Stelle des Wortes 
„scheinen" ein anderes Wort, das präziser ist und 
die gegenwärtige Situation dort besser wiedergibt, 
einfügen. Das ist nicht der Punkt; darüber brauchen 
wir uns nicht zu unterhalten. 

Nun ist zu Berlin von einigen der Kritiker einge- 
wendet worden, die Aussage von Kissinger, die ich 
zitiert habe, sei falsch, es sei keineswegs alles si- 
cherer geworden und dergleichen mehr. Ich kann 
mich hier weitgehend auf das beziehen, was der 
Kollege Mattick schon gesagt hat. Ich möchte nur 
hinzufügen, Herr Kollege Amrehn: So sehr ich die 
Dinge, die jetzt dort durch diplomatische Noten 
und auf andere Weise geschehen, ernst nehme 

— unter Berücksichtigung dessen, was der Kol- 
lege Mattick dazu gesagt hat — , so kann man na- 
türlich nicht einfach alles andere — Transitwege, 
menschliche Erleichterungen für die Bevölkerung 

— mit einer Handbewegung wegwischen. 

Es ist hier darauf hingewiesen worden, daß doch 
gelegentlich auf den Transitwegen die Ampeln auf 
Rot stehen. Dazu muß ich Ihnen sagen und dies 
sage ich auch den Berlinern, die natürlich das, was 


sie nun erreicht haben, als selbstverständlich an- 
nehmen, und das, was noch nicht klappt, als unan- 
genehm empfinden — sagen: Der Unterschied zwi- 
schen dem früheren Zustand und dem jetzigen ist 
folgender. Jetzt steht eine zweispaltige Meldung in 
der Zeitung, wenn auf den Transitwegen die Am- 
peln einmal auf Rot stehen; früher wäre das über- 
haupt keine Meldung in einer Zeitung wert gewe- 
sen, weil die Ampeln ständig auf Rot standen und 
man immer zwei, drei Stunden und mehr warten 
mußte. Das ist der wesentliche Unterschied, den 
wir inzwischen erreicht haben. 

Herr Kollege Amrehn, Sie haben auf vermeintli- 
che Widersprüche hingewiesen und gesagt, daß ich 
mich einmal skeptisch über das Ausmaß der Ent- 
spannung ausgesprochen und mich zum anderen 
dann positiver ausgedrückt habe. Ich sehe darin 
keinen Widerspruch, sondern die natürliche Be- 
grenzung des Aktionsrahmens, in dem wir in der 
Entspannungspolitik zu handeln haben. Wir müssen 
einmal die Begrenzung dessen sehen, was im Au- 
genblick erreichbar ist, zum anderen aber auch das 
Erreichte richtig einschätzen und nicht meinen, es 
wäre alles aussichtslos. 

Was die bilaterialen Abkommen anlangt, haben 
sie schon ihren Wert in sich. Sie hatten insbeson- 
dere ihren Wert, solange es nicht die Versuche des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe gab, mit der 
Europäischen Gemeinschaft in Verbindung zu kom- 
men. Dies ist ja doch unbestreitbar, daß die Sowjet- 
union dabei ist, sich den Realitäten anzupassen. 
Wir wissen doch alle noch sehr genau, wie stark 
die Europäische Gemeinschaft von der sowjeti- 
schen Politik zunächst bekämpft worden ist. Jetzt 
aber will man mit dieser bekämpften Europäischen 
Gemeinschaft verhandeln, weil man die Realitäten 
anerkennt. 

Ich möchte noch eine Bemerkung zu den Beiträ- 
gen zur Europäischen Sicherheitskonferenz machen 
und davor warnen, ein Junktim zwischen dem 
Stand der Berlin-Frage — wie immer man sie beur- 
teilt — und der Beendigung der Europäischen Si- 
cherheitskonferenz herzustellen. Ich würde die Fra- 
ge, wann die Europäische Sicherheitskonferenz be- 
endet werden kann, danach beurteilen, welche Er- 
gebnisse schließlich auf dem Tisch liegen. Ob die 
Verhandlungen, die jetzt in Genf geführt werden, 
zu ausreichenden Ergebnissen führen, und zwar 
nicht nur in einem Korb, sondern in allen drei Kör- 
ben, danach sollte man diese Frage beurteilen. 

Ich möchte gern noch eine kurze Bemerkung zu 
einem Beitrag des Kollegen Miller machen, der mit 
Recht erwähnt hat, daß wir unter Umständen damit 
rechnen müssen — einige Anzeichen sprachen ja 
schon dafür — , daß sich der Schwerpunkt der 
Weltpolitik in den Pazifik verlegen kann. Was be- 
deutet das für uns, meine sehr verehrten Kollegin- 
nen und Kollegen? Dies bedeutet, daß wir für das 
Vorantreiben der europäischen Integration noch 
weniger Zeit haben, und daß wir uns — wenn das 
richtig ist — dafür einsetzen müssen und daß auch 
unsere Regierungen erkennen müssen, daß nicht 
mehr viel Zeit übrigbleibt, um die notwendigen 
Schritte zu tun. Ich kann hier nur noch einmal das 
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wiederholen, was ich, glaube ich, im Rahmen des 
Europarats schon einmal gesagt habe: Es gibt jene 
schreckliche historische Erfahrung des französi- 
schen Adels und der Stände, die am Vorabend der 
Französischen Revolution auf alle ihre Vorrechte 
verzichteten. Da aber war es zu spät. Ich habe 
manchmal die Befürchtung, daß wir in den Fragen 
der europäischen Integration schließlich erst dann 
zu den notwendigen Entscheidungen kommen könn- 
ten, wenn es eben auch zu spät ist. 

Ich möchte kurz noch eine Bemerkung zu der 
Frage der Kreditbedingungen machen, die Gegen- 
stand des Antrags des Kollegen Amrehn ist. Ich 
glaube, ich bin mit dieser Recommandation bei de- 
nen, die sich hierzu kritisch geäußert haben, gründ- 
lich mißverstanden worden. Worum geht es dabei? 
Es geht doch nicht darum, hier der Sowjetunion 
durch Liberalisierung Geschenke zu machen, son- 
dern es geht darum, daß die NATO vor einer Reihe 
von Jahren — unter ganz anderen Umständen als 
den gegenwärtigen — Bedingungen für die Kredit- 
vergabe an Ostblockländer festgelegt hat, die heute 
— wir wissen es ■ — von einer Reihe von Mitglied- 
staaten nicht mehr eingehalten werden. Von diesen 
Ländern werden sie liberaler gehandhabt, als es 
diese NATO-Bedingungen vorsehen. Ich glaube nun 
nicht, Herr Kollege Amrehn, daß irgendeine Chance 
dafür besteht, dieses Rad wieder zurückzudrehen, 
daß etwa die NATO in der Lage wäre, diese Mit- 
glieder zur Ordnung zu rufen und sie wieder auf 
die alten Bedingungen festzulegen. Ich halte es an- 
dererseits — und deswegen ist dieser Vorschlag 
von der Kommission in dem Bericht gemacht wor- 
den — für nicht gut, wenn einige sich an Beschlüs- 
se, die einmal gefaßt worden sind, halten und da- 
durch unter Umständen dann natürlich auch wirt- 
schaftliche Nachteile erleiden, andere aber sich 
nicht daran halten und dadurch Vorteile einheim- 
sen. Ich möchte mit einem Wort sagen: Dies sind 
die gegenwärtigen Umstände, die eine Überprüfung 
der Beschlüsse notwendig machen. Aus dieser 
Sicht, Herr Kollege Richter, bin ich durchaus be- 
reit, dem Änderungsantrag zuzustimmen. Denn ich 
sehe keinen NATO-Staat, der auch nur im Traum 
daran dächte, diese Bedingungen, wenn sie über- 
prüft würden, zu verschärfen; man würde vielmehr 
nur das tun, was ich hier gesagt habe: Man würde 
sie der Praxis, wie sie sich in einigen Mitgliedstaa- 
ten eingeführt hat, anpassen. 

Ehe ich zum Schluß komme, noch eine kurze Be- 
merkung zu Ausführungen, die der Kollege Bettiol 
gemacht hat. Herr Kollege Bettiol, Sie haben die 
appatura asinistra, die Öffnung nach links mit der 
deutschen Ostpolitik verglichen. Ich glaube, dies 
ist ein unzulässiger Vergleich. Wenn er nämlich 
stimmte, würden Sie den Kollegen Sir John Rodgers, 
da er auch sehr dezidiert, wie er hier ausgeführt 
hat, für Entspannungspolitik ist, in die schwierige 
Lage bringen, deshalb, weil er für Entspannungspo- 
litik ist, ein Linker zu sein. Ich wollte damit, Herr 
Kollege Bettiol, nur sagen: Dies sind zwei Dinge, 
die sich auf verschiedenen Ebenen abspielen. Im 
Deutschen sagt man; Das ist ein Vergleich von Äp- 
feln und Birnen; das kann man nicht miteinander 
vergleichen. 


Lassen Sie mich aber jetzt eine Schlußbemer- 
kung zu der Einschätzung der Chancen der Ent- 
spannung machen. Aus manchen Beiträgen — las- 
sen Sie mich das freimütig sagen — konnte man 
folgenden Eindruck gewinnen. Da wurde gesagt: 
Selbstverständlich sind wir für Entspannungspoli- 
tik, aber . . . Und bei manchen wird das Aber dann 
so groß, daß von der Entspannungspolitik über- 
haupt nichts mehr übrigbleibt. 

Auf der anderen Seite bin ich durchaus bereit, 
über das „trockene Pulver" zu sprechen, Herr Kol- 
lege Richter. Was heißt denn das, wenn wir vom 
trockenen Pulver sprechen? Dies ist das Thema ei- 
nes Verteidigungsbündnisses wie der Westeuropä- 
ischen Union. Dies ist das Thema der Atlantischen 
Allianz. Das widerspricht der Entspannung über- 
haupt nicht. 

Ich möchte hier das wiederholen, was ich früher 
an anderer Stelle in diesem Zusammenhang schon 
einmal gesagt habe. Es gibt ein altes englisches 
Sprichwort, das ich in diesem Zusammenhang ein- 
mal abwandeln möchte. Dieses Sprichwort lautet: 
„Trust in god and keep your powder dry." I want 
to say: „Trust in detente and keep your powder 
dry, but nevertheless: „Trust in detente!" 


Dienstag, 27. Mai 1975 


T agesordnungspunkt : 

Ansprache des belgischen Finanz- und 
Wissenschaftsministers, Gaston Geens 

Richter (SPD): Herr Minister! Ich möchte mich 
bei Ihnen auch für die Würdigung der Antwort 
dieser Versammlung bedanken. Sie haben diese 
Versammlung in eine großartige Position versetzt. 
Nach langen Jahren des Anmahnens haben wir nun 
von den Ministern ein Ergebnis vorgelegt bekom- 
men, das natürlich Parlamentarier in hohem Maße 
erfreut. 

Die Schaffung einer Europäischen Raumfahrt- 
agentur war eine ständige Forderung dieser Ver- 
sammlung. Wir sind überaus erfreut darüber, daß 
wir nun ein kohärentes europäisches Programm 
haben. Wir wissen, daß die Republik Frankreich In- 
novationen bedeutender Art erbracht hat. Hier ist 
Ariane erwähnt worden, das unter französischer 
Federführung vorankommt. In der Bundesrepublik 
Deutschland haben wir Spacelab, eine Kooperation 
mit Amerika, Frankreich und anderen europä- 
ischen Partnern. Wir kennen die britischen An- 
strengungen im Bereich von maritimen Aufklä- 
rungssatelliten. Auch hier haben wir ein bedeuten- 
des europäisches Programm, das in internationaler 
Zusammenarbeit ebenfalls mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika weitergeführt wird. 

Zwischen der Versammlung und den Ministern 
hat sich nun ein ständiger Dialog entwickelt. Mit 
der Schaffung der Raumfahrtagentur wird sich das 
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Problem stellen, in welcher Form diese Versamm: 
lung und die Agentur in Zukunft in Kontakt mitein- 
ander bleiben. Sie haben uns jährliche Berichte zur 
Verfügung gestellt, die beantwortet wurden. Sie als 
Finanzminister bewerten ganz besonders sorgsam 
finanzielle Aspekte. Für mich als Parlamentarier er- 
hebt sich die Frage nach der parlamentarischen 
Kontrolle. Meine Frage geht dahin: In welcher 
Form könnte sichergestellt werden, daß die Europä- 
ische Raumfahrtagentur ausreichend parlamenta- 
risch kontrolliert wird? 

Minister Geens antwortet, daß eine parlamentari- 
sche Kontrolle schwierig sei, weil die nationalen 
Regierungen zu dem Budget beitrügen und die na- 
tionalen Parlamente die Kontrolle darüber zu be- 
halten wünschten. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine Fra- 
ge an den Minister ist kurz. Nach dem umfangrei- 
chen Bericht, den uns der Minister vorgelegt hat 
und der über den engeren Kreis derer, die sich als 
WEU-Parlamentarier mit Raumfahrtfragen befas- 
sen, von Interesse ist, wird jetzt sicherlich auch der 
eine oder andere Kollege hier unseren Arbeitsbe- 
reich besser übersehen. Ich möchte den Minister 
fragen, ob er etwas zur augenblicklichen Situation 
des militärischen Raumfahrtprogramms sagen kann. 
Wenn er das tun kann, wäre ich ihm dankbar, 
wenn er hier die Gelegenheit dazu nähme. 

Minister Geens antwortet, daß die Europäische 
Weltraumorganisation nur friedliche, außerhalb des 
militärischen Bereichs liegende Vorhaben verfolge. 
Dies sei die grundlegende Richtschnur für die 
Raumfahrtagentur. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Oberkommandierenden der 
alliierten Streitkräfte in Europa, 

General Alexander Haig 

Es ist ein großes Privileg für mich, heute vor der 
Versammlung zu sprechen. Ich bin mir dessen be- 
wußt, daß die Geschichte den bedeutenden Beiträ- 
gen der Westeuropäischen Union und ihrer Vor- 
gängerin, der Westlichen Union, zu Sicherheit, Zu- 
sammenarbeit und Fortschritt in Europa und natür- 
lich in der ganzen westlichen Welt Rechnung tra- 
gen wird. War doch die Westliche Union, die Vor- 
gängerin der WEU, ebenfalls Vorläuferin des 
NATO-Bündnisses, dessen Kommando ich heute in- 
nehabe. 

Ich freue mich ganz besonders, heute mit Ihnen 
bei den Feiern zum 20. Jahrestag zusammenzutref- 
fen. Ich tue das mit dem gleichzeitigen Bewußtsein, 
daß ich mein derzeitiges Amt erst fünf Monate aus- 
übe, während sich viele von Ihnen mit den wichti- 
gen Sicherheitsfragen bereits seit Jahren oder gar 
Jahrzehnten befassen. Ein weiser alter Soldat wür- 
de jetzt sagen, daß ich daher am besten meinen 
Mund geschlossen und dafür meine Augen und Oh- 
ren offen halten sollte. 


Ich weiß auch durchaus, daß meine Ankunft hier 
in Europa unterschiedlich bewertet wird. Vor ei- 
nem Jahr meinten einige Kritiker, ich sei viel zu 
militärisch für den politischen Posten, den ich in 
Washington innehatte. Heute werde ich von den 
gleichen Leuten kritisiert, weil ich viel zu politisch 
für die mir jetzt zukommende militärische Verant- 
wortung sei. 

Das erinnert mich an die Überzeugung, mit der 
man heute aus Washington weggeht, daß nämlich 
ein amerikanischer Bürokrat, der unter akuter Para- 
noia leidet, seinen Psychiater wann auch immer 
aufsuchen kann, um sein Problem kojrekt als über- 
mäßige Selbstgefälligkeit diagnostiziert zu bekom- 
men. 

Ich bin in vielerlei Hinsicht der Ansicht, daß un- 
sere Urteile über Europa das Ergebnis dieser 
Selbstgefälligkeit sind. Wir neigen dazu, alles und 
insbesondere die NATO, in einer noch weitaus 
schlimmeren Verfassung zu sehen, als wir es uns in 
unseren ärgsten Träumen vorstellen. Sicherlich 
wird heute behauptet, daß dieses große Bündnis, 
das dem Westen über 20 Jahre lang Sicherheit gab, 
seine Lebensfähigkeit oder noch schlimmer: seine 
künftige Leistungsfähigkeit in einer veränderten 
strategischen Umwelt verloren habe. 

Das sind sicher ernste und beunruhigende Proble- 
me. Ich glaube jedoch, daß von den hier Anwesen- 
den nur wenige der gleichen Überzeugung sind. 
Dennoch ist diese für jeden von uns so schwerwie- 
gend, daß sie schon eine sorgfältige Prüfung ihrer 
Voraussetzungen verdient und sogar erfordert. Da- 
bei hoffe ich hun, daß wir hier keine Sofortanalyse 
vornehmen, wie es zur Zeit Mode ist, sondern an 
diesem 20. Jahrestag unserer Versammlung einen 
Ausflug in die Vergangenheit machen und einmal 
die strategische Umgebung, in der wir uns nun be- 
finden, unter ^einem größeren historischen Blickwin- 
kel, mit größerer Ausgewogenheit und Objektivität 
betrachten. 

Ich möchte Sie nun am heutigen Morgen bitten, 
mich bei diesem Ausflug zu begleiten. Ich bin mir 
durchaus dessen bewußt, daß die Zeit mich zu ge- 
wissen Verallgemeinerungen und somit möglicher- 
weise zu einigen Verzerrungen zwingen wird. Doch 
ist ja im Anschluß an meine Ausführungen Zeit für 
Fragen vorgesehen. Ich bitte Sie daher auch, zu 
verstehen, daß ich mich in meinem Überblick mehr 
mit den politisch-militärischen Angelegenheiten be- 
fassen und die rein militärischen Aspekte der Fra- 
gestunde Vorbehalten werde. 

Wenn wir nun in die Vergangenheit zurückgehen 
und uns nach diesen bedrückenden Zweifeln fragen, 
die in den letzten Monaten und Jahren über die 
NATO aufgekommen sind, so halte ich es für wich- 
tig, daß wir uns die strategische Umgebung zur Zeit 
der Schaffung dieses großen Bündnisses ins Ge- 
dächtnis rufen. Das ist weder schwierig noch zeit- 
raubend. 

Zuerst einmal gingen die Vereinigten' Staaten aus 
dem Zweiten Weltkrieg als absolute Sieger hervor, 
mit einer Armee, die ihresgleichen suchte, mit ei- 
nem Atommonopol und einer industriellen Basis, 
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die in den Jahren der Mobilisierung der Streitkräfte 
geradezu explosionsartige Ausmaße angenommen 
hatte. 

Am wichtigsten war jedoch, daß Millionen jun- 
ger Männer in die Vereinigten Staaten zurückkehr- 
ten, die zum ersten Mal in ihrem Leben im Ausland 
gewesen waren. Und zwar kehrten sie mit der 
Überzeugung zurück, daß das amerikanische Ein- 
greifen in die Kriegswirren letztlich der entschei- 
dende Faktor gewesen sei. Sie — die bald an der 
Regierung des politischen Gemeinwesens teilnah- 
men — waren ebenfalls davon überzeugt, daß Ame- 
rika nur sein politisches, wissenschaftliches, wirt- 
schaftliches und militärisches Know-how auf seine 
Freunde und früheren Feinde im Ausland zu über- 
tragen brauchte, um der Welt für alle Zeiten die 
Lasten und Opfer, die der Zweite Weltkrieg mit 
sich gebracht hatte, zu ersparen. 

Hier in Europa lagen die Dinge dagegen völlig 
anders, weil auf den Gebieten frührerer Freunde 
wie Feinde die großen Schlachten ausgetragen wor- 
den waren und weil Freunde und Feinde gleicher- 
maßen wirtschaftlich, militärisch und in gewisser 
Weise auch geistig und psychologisch ihrer Mittel 
beraubt waren. So begrüßten sie den überaktiven 
amerikanischen Führungsstil, als sie sich daran 
machten, die Ruinen des Zweiten Weltkriegs wieder 
aufzubauen. 

Die Dritte Welt, die gerne von sich in der Weise 
sprach, daß sie sich gerade vom Joch der imperia- 
listischen Unterdrückung befreit habe, bestand da- 
mals aus einer Zahl junger, in Entstehung begriffe- 
ner Staaten, deren Führer sich ebenfalls nach Füh- 
rung von diesseits oder jenseits des Eisernen Vor- 
hangs — wie es damals hieß — umsahen. Auch sie 
begrüßten zuerst eine Überaktivität von seiten des 
Westens wie des Ostens, insbesondere wenn sie 
mit finanziellen Zuwendungen verbrämt war. 

Wie stand es damals um die Bedrohung? Die Hi- 
storiker nennen sie monolithisch und die Krimi- 
nologen als von einem System beherrscht, das als 
demokratischer Zentralismus bekannt war. So wird 
im marxistischen Jargon ein Grad von Disziplin be- 
schrieben, der von Moskau ausgeht und sich über 
die gesamte marxistisch-sozialistische Welt ver- 
breitet hat und der schon etwas Sehenswertes dar- 
stellt. 

Das war die strategische Umgebung, in der das 
große Bündnis entstand. Es erhielt seine anfängli- 
chen Impulse wie seine Ausrichtung von den Ver- 
einigten Staaten in einem hyperaktiven, fast pater- 
nalistischen Stil, der von Europa, das auf die Zu- 
wendung und die Führung von jenseits des Atlan- 
tik angewiesen war, begrüßt wurde. Dieser Stil war 
natürlich dem Marshall-Plan sowie dem von Foster 
Dulles in den 50er Jahren entwickelten Schachtel- 
bündnissystem förderlich, und er trug neben eini- 
gen sowjetischen Fehlschritten in erster Linie zum 
Entstehen des Bündnisses selbst bei. 

Im Laufe der Jahre erfolgten jedoch, während wir 
die strategische Umgebung noch immer in der glei- 
chen stereotypen Weise betrachteten, in dieser Um- 
gebung grundlegende Veränderungen. Die erste be- 


traf die Dritte Welt in den 60er Jahren. Heute wür- 
den wir alle darin übereinstimmen, daß die Dritte 
Welt die strategische Umgebung für ein Jahrzehnt 
beherrschte, da wir während dieses Jahrzehnts der 
Auffassung waren, daß das Problem der Entwick- 
lungsländer überwiegend wirtschaftlicher Art und 
daher wirtschaftlichen Lösungen zugänglich sei. 

Wir gaben uns z. B. dem Glauben hin, daß die 
Führer jener neu entstandenen Staaten deswegen 
mit dem Marxismus flirteten, weil er die gerechte 
Aufteilung des Vermögens in den Gesellschaften, 
für die sie verantwortlich waren, vorsah. Ich bin 
der Ansicht, daß sie damals wie heute mit dem 
Marxismus nicht deswegen flirteten, weil er jene 
gerechte Vermögensverteilung vorsah, sondern 
weil er ihnen einen Disziplinierungs- und Kontroll- 
mechanismus für die Ausübung politischer Kontrol- 
le an die Hand gab: sie wollten sich dann anschlie- 
ßend der „Entwicklungsdividende" aus dieser Art 
von Kontrolle gerne annehmen. Während der 60er 
Jahre jedoch dachten wir, daß, falls wir das wirt- 
schaftliche Wohlergehen dieser Staaten durch eine 
gerechte Aufteilung des Reichtums sicherstellen 
könnten, sich diese Gesellschaften für gemäßigte 
politische Lösungen entscheiden würden. 

Wie sah es um die Vereinigten Staaten in dieser 
Übergangsperiode zwischen 1950 und der Mitte der 
60er und 70er Jahre aus? Wir waren Zeuge einer 
tiefgreifenden Verschiebung im amerikanischen 
Traum. In den ersten Tagen war er überaktiv und 
paternalistisch gewesen und hatte innerhalb des 
amerikanischen politischen Gefüges ein Gespür der 
Verantwortung für all das entstehen lassen, was 
auf dem Globus geschah bzw. nicht geschah. 

Sicherlich haben die Ereignisse der 60er Jahre 
den amerikanischen Traum verändert. Zusammen 
mit dem Vollzug eines grundlegenden Wandels in 
der relativen Machtstellung der Vereinigten Staa- 
ten trug dies zu einer seltsamen Verschmelzung 
traditionell liberaler und traditionell konservativer 
Einstellungen bei. Letztlich ist es doch der amerika- 
nische Liberale gewesen, der für Amerikas interna- 
tionale Einstellung und sein Engagement im Aus- 
land verantwortlich gewesen war. Plötzlich jedoch, 
als sich die 60er Jahre ihrem Ende zuneigten, zog 
es der amerikanische Liberale, bedingt durch die in 
jenem Jahrzehnt erlebte Frustration infolge gewis- 
ser Experimente in der Dritten Welt, vor, sich wie- 
der der Innenpolitik, d. h. einer Lösung der Proble- 
me der Städte und der Umwelt zuzuwenden, die 
während Amerikas Beschäftigung mit der Entwick- 
lung der Dritten Welt so lange vernachlässigt wor- 
den waren. Und der amerikanische Liberale fand 
dabei einen seltsamen Bundesgenossen: den tradi- 
tionellen amerikanischen Konservativen, der von 
jeher jedes Engagement im Ausland und jede Ver- 
wicklung in ausländische Angelegenheiten bearg- 
wöhnt hatte. Es entstand eine völlig neue amerika- 
nische Einstellung zu internationalen Problemen, 
die man als neo-isolationistisch bezeichnet. 

Was war inzwischen hier in Europa geschehen? 
Auch hier hatte sich das traditionelle Bild grundle- 
gend geändert. Die Europäer dürsteten nicht länger 
nach amerikanischer Führung, nicht länger nach 
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amerikanischer Großzügigkeit. Sie hatten sich wirt- 
schaftlich, psychologisch und politisch wieder er- 
holt und hatten allen Anzeichen zufolge ihren „Hör- 
apparat" abgestellt. Sie lechzten nicht länger nach 
amerikanischen Vorbildern für ihre Einigung und 
ihre Verteidigung. Partnerschaft und Zusammenar- 
beit ja, aber keine amerikanische Beherrschung 
mehr. Das war ein grundlegender Wandel im Ver- 
gleich zu jenem strategischen Bild der ersten 
Tage. 

Wie stand es um die von mir als monolithisch 
beschriebene Bedrohung? Nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges und sicherlich in der Mitte 
der 60er Jahre und zweifellos spätestens 1970 konn- 
te der aufmerksame Beobachter drei Zentren mar- 
xistischer Macht ausmachen — Moskau, Peking 
und eine dritte Gruppe von revolutionären Ent- 
wicklungsländern, bei denen die beiden anderen 
um Einfluß- und Kontrollmöglichkeiten wetteifer- 
ten. Kennzeichnender jedoch war, daß in vielen 
Punkten von grundlegender Bedeutung für die in- 
ternationale Stabilität die Feindschaft zwischen 
Moskau und Peking größer war als die Gegner- 
schaft zwischen einem dieser beiden und dem We- 
sten. Welch ein tiefgreifender Wandel in der strate- 
gischen Umgebung! Ich meine, daß wir, wenn wir 
uns düster nach dem Wert und der Funktionsfähig- 
keit des Bündnisses fragen, diese Realität nicht au- 
ßer acht lassen dürfen. 

Als Soldat wird man mich nun zur militärischen 
Bedrohung fragen, da zur damaligen Zeit sicherlich 
der sowjetische Stil und die sowjetische Schlag- 
kraft leicht auszumachen waren und sich leicht ent- 
sprechende Gegenstrategien erarbeiten ließen. In 
jenen früheren Tagen war der sowjetische Stil 
gleichzeitig polemisch, befangen und konservativ. 

Dieser Stil hat sich jedoch gewandelt, und ich 
möchte die Kuba-Raketenkrise als Wendepunkt für 
diesen Wandel ansehen. Wir im Westen bekamen 
gesagt, daß wir 1962 von einem atomaren Schlagab- 
tausch nur noch Sekunden entfernt gewesen wären. 
Im nachhinein jedoch würde ich, auch wenn es da- 
mals nicht offensichtlich gewesen wäre, behaupten, 
daß kein sowjetischer Staatsmann 1962 einen 
Atomkrieg für möglich halten konnte, da damals 
die Sowjets den Amerikanern atomar in einem Ver- 
hältnis von 10 : 1 unterlegen waren, da alle ihre Sy- 
steme oberirdisch gelagert waren, flüssigen Treib- 
stoff brauchten und erst nach 10 Stunden wieder 
verwandt werden konnten. 

Welch große Auswirkung hatte das Trauma von 
1962 auf die strategische Denkweise im Westen! Im 
Glauben, daß wir die Welt an den Rand einer Kata- 
strophe gebracht hätten, wurden neue Theorien 
entwickelt. Ich möchte diese Theorien hier nicht 
weiter bewerten. Ich stelle lediglich fest, daß die 
Sowjets von 1962 bis 1970 ihren 10 ; 1 Rückstand 
auf strategischem Gebiet aufholten. Was noch be- 
deutender ist, sie beschleunigten ihr Aufbaupro- 
gramm derart, daß es sie ohne die Kontrolle von 
SALT oder andere Kontrollverfahren 1976 in eine 
gefährlich überlegene Position gebracht hätte. 

Ich sage nichts zu der soziologischen Tragweite 
jenes verzerrten Traumas von 1962 und seinen Aus- 


wirkungen auf die Jugend und die Entwicklung un- 
serer Gesellschaften. In Moskau jedoch wurden aus 
der Kuba-Raketenkrise eindeutig die Lehren gezo- 
gen und anschließend präzise und konstruktiv ana- 
lysiert; im folgenden Jahrzehnt holten die Sowjets 
nicht nur ihren strategischen Rückstand von 10 : 1 
auf, sondern bauten ihre strategische konventionel- 
le Mobilität geradezu explosionsartig aus, weil ih- 
nen klar geworden war, daß die Kuba-Raketenkrise 
durch ihre Unfähigkeit entschieden worden war, 
ihre konventionelle militärische Macht aus ihrer 
Enklave heraus weit in den Westatlantik zu proje- 
zieren. Sie haben sich bemüht, ihr Potential zu ver- 
bessern, und zwar mit diesem explosionsartigen 
Ausbau der See-, Luft- und Bodenmobiltät, dessen 
Folgen wir heute sehen und der im letzten Jahr- 
zehnt jährlich einen 3- bis SVoigen Realzuwachs ih- 
rer Verteidigungsausgaben ausmachte. 

Heute haben wir Probleme an unserer Südflanke, 
die ich eher als taktischer denn als strategischer 
Art bezeichnen möchte, obgleich sie sehr schnell 
der zweiten Kategorie zugeordnet werden könnten, 
wenn die westlichen Staatsmänner sie nicht richtig 
in den Griff bekommen. In Portugal hat es eine Re- 
volution gegeben, deren Folgen im Augenblick vor- 
läufiger Art sind und sich noch in Entwicklung be- 
finden; wir können nur hoffen — und das ist alles, 
was wir tun können — daß die gemäßigten Kräfte, 
die je nach Berechnungsart 80 bis 90 ®/o des natio- 
nalen Willens ausmachen, sich pluralistischen und 
maßvollen Lösungen zuwenden. 

Kürzlich ist von Spanien viel die Rede gewesen, 
und ich glaube, daß wir uns alle unabhängig von 
unserer Einstellung zu diesem heiklen Problem dar- 
über im klaren sind, daß sich auch Spanien bereits 
in einem Übergangstadium befindet. Da dies so ist, 
müssen alle Schlußfolgerungen im Wege der Ko- 
operation und der Konsultation gezogen werden und 
das Ergebnis einer zeitgemäßen und realistischen 
Einschätzung der augenblicklichen Fakten sein und 
nicht etwa das Ergebnis einer veralteten, übertrie- 
ben emotionalen und ungerechtfertigten Betrach- 
tungsweise. 

Viel ist auch über die jüngsten Auseinanderset- 
zungen zwischen Griechenland und der Türkei, 
zwei bewährten Bündnismitgliedern gesagt worden. 
Ich glaube, daß die Staatsmänner beider Länder, sei 
es auf Zypern oder im ägäischen Raum, letztlich an 
der vorherbestimmten, gottgegebenen Realität ihrer 
geographischen Situation und ihrer bedeutenden 
und kontinuierlichen Beziehung zu Westeuropa 
und der freien Welt nicht vorbeikommen werden. 

Diesbezüglich möchte ich jedoch hinzufügen, daß 
das Veto des US-Kongresses gegen Hilfeleistungen 
und Verkäufe von Rüstungsmaterial an die Türkei 
es der Führungsmannschaft in Ankara zunehmend 
erschwert, sich mit diesem heiklen Problem mit der 
erforderlichen Objektivität auseinanderzusetzen. 

Ich habe über einige grundlegende Veränderun- 
gen in der strategischen Umgebung und über einige 
eher taktische Schwierigkeiten, die gegenwärtig an 
der Südflanke auftreten, gesprochen, und ich möch- 
te jetzt noch auf eine sefir bedeutsame Verände- 
rung in dieser strategischen Umgebung zu sprechen 
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kommen, die in vielerlei Hinsicht wohl die ent- 
scheidendste überhaupt ist. Sie ist als „sozio-öko- 
nomische Krise" bezeichnet worden. Es gibt natür- 
lich Leute, die uns jetzt sagen, daß diese rein zykli- 
schen und fiskalischen Hochs und Tiefs charakte- 
ristisch für das Wesen der Marktwirtschaft seien. 
Ich halte das Problem für tiefgreifender, einschnei- 
dender und von sehr viel größerer Tragweite. 
Selbst die fiskalischen Aspekte weisen ganz einzig- 
artige Merkmale auf, die in den westlichen Markt- 
wirtschaften überlicherweise nicht auftreten. Herr 
Beetham hat sie im Economist als synchronisierte 
Hochs und Tiefs bezeichnet, in denen wir zur Zeit 
alle das gleiche Phänomen der Stagflation erleben; 
während es jedoch in der Vergangenheit möglich 
war, daß eine Macht ein Hoch und eine andere ein 
Tief durchmachte und die erste somit einem be- 
drängten Verbündeten aus der Patsche helfen konn- 
te, finden wir uns heute alle vom gleichen Phäno- 
men unter Druck gesetzt. 

Es gibt andere Aspekte dieser sozio-ökonomi- 
schen Krise, die wir nicht aus den Augen verlieren 
dürfen. Es gibt z. B. das Problem der steigenden Er- 
wartungen in unseren Gesellschaften, das eigentli- 
che Produkt unserer erfolgreichen Systeme, unge- 
achtet der jeweils verfolgten Politik. Es ist als 
„egalitäre Wirtschaft" bezeichnet worden und stellt 
die nationalen Staatsmänner vor eine gewaltige 
Herausforderung. Zum ersten Mal sind die Rohstof- 
fe, die den Fortschritt des Westens von jeher ent- 
scheidend bedingt haben, und zwar insbesondere 
die Energie, definitiv beschränkt worden, und der 
explosionsartige Ausbau des Nachrichtenwesens 
und insbesondere des Fernsehens hatte weitgreifen- 
de und noch nicht erforschte Auswirkungen auf die 
Gedankenwelt in unseren einzelnen Ländern. 

Dies alles ist zu dem verschmolzen, was ich als 
sozio-ökonomische Krise bezeichnen möchte. Ich 
halte diese nicht für ein zyklisches Phänomen, ich 
halte sie nicht für etwas, dessen Konsequenzen wir 
in der Hoffnung abwarten können, daß sich die 
Dinge letztlich wieder dem Guten zuwenden wer- 
den, ich halte sie vielmehr für eine Herausforde- 
rung an das Grundgefüge der westlichen Industrie- 
gesellschaft, unabhängig vom jeweiligen politi- 
schen System. 

Dazu kommt jetzt noch das Entspannungsdilem- 
ma, das seinerseits die Verwirrung und fehlende 
Klarheit der Wahrnehmung, die unsere Auseinan- 
dersetzung mit der Bedrohung ständig gekennzeich- 
net hat, noch vergrößert. Für einige bedeutet Ent- 
spannung einen Ersatz für die Jahre der Verteidi- 
gangslasten. Als jemand, der an der Entwicklung 
dieses Phänomens teilgenommen hat, meine ich, 
daß sie gerade das Gegenteil ist. Sie kann nicht 
sein, noch war sie je, ein Ersatz für Stärke und Ei- 
nigkeit, sie ist das Ergebnis solcher Bemühungen; 
in dem Maße wie sie die Stärke als Hintergrund 
verliert, verliert sie den Nutzen für unsere Zwecke. 

In den letzten fünf Monaten habe ich jede einzel- 
ne Hauptstadt unseres großen Bündnisses besucht, 
mit Ausnahme derjenigen Griechenlands und Is- 
lands. Ich habe mit den Staats- und Regierungs- 
chefs, Außen- und Verteidigungsministern und ho- 


hen Militärs gesprochen und bin zu der Überzeu- 
gung gelangt, daß man sich zunehmend dessen be- 
wußt wird, daß diese sozio-ökonomische Bedro- 
hung, die in allen Hauptstädten die gleiche und nur 
graduell verschieden ist, die Zusammenlegung un- 
serer besten Möglichkeiten und Mittel in der glei- 
chen kooperativen Weise erfordert, wie wir sie in 
der Vergangenheit angesichts von stereotypen, rein 
militärischen Bedrohungen erlebt haben. 

Heute, da wir nun unsere strategische Übersicht 
abschließen, möchte ich hier sagen, daß, wenn die- 
ses große Bündnis einst mit dem einzigen Ziel ge- 
schaffen wurde, der deutlich wahrnehmbaren mili- 
tärischen Bedrohung entgegenzutreten, es sich heu- 
te einem Doppelauftrag gegenübersieht, dessen 
Herausforderungen wir mit gemeinsamen Anstren- 
gungen begegnen müssen. Einmal, weil die traditio- 
nelle militärische Bedrohung keineswegs zurückge- 
gangen ist, und zweitens und vor allem, weil wir 
bef unseren Konzertierungs- und Kooperationsver- 
suchen zur Lösung der sozio-ökonomischen, der 
Energie-, Währungs- und sonstigen Probleme nichts 
erreichen können, wenn wir gleichzeitig die Grund- 
lage oder das Rückgrat erfolgreicher westlicher Zu- 
sammenarbeit dadurch unterhöhlen, daß wir das ge- 
genseitige Vertrauen und die gegenseitige Zuver- 
sicht, die jeder von uns und jedes unserer Völker 
hinsichtlich unserer Sicherheit empfinden, unter- 
graben. 

Es ist nicht möglich, daß ein westlicher Staats- 
mann Fürsprecher für gemeinsame kooperative Be- 
mühungen im sozio-ökonomischen Bereich ist und 
dabei gleichzeitig das Fundament aushöhlt, auf das 
jede kollektive Anstrengung gründen muß. Das ist 
meiner Meinung nach das Fazit der strategischen 
Übersicht, die ich damit abschließe. 

Sie können mir durchaus zu recht sagen: „Augen- 
blick, Herr General, Sie sind Soldat, und in einer 
Zeit knapper Mittel ist es Ihre Pflicht, dafür zu sor- 
gen, daß jeder vom Steuerzahler für die Verteidi- 
gung aufgebrachte Dollar oder Franc sinnvoll ge- 
nutzt wird." Ich nehme diese Herausforderung an, 
da es tatsächlich unsere Pflicht ist, dafür zu sorgen. 
Aber ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
daß wir auf unserem weiteren Weg, sei es nun 
Standardisierung, Flexibilität oder Neubewertung 
unserer nuklearen Position in Europa, daß wir bei 
all diesen Initiativen, die wir begrüßen und die 
auch zum Tragen kommen müssen, ein grundlegen- 
des Kriterium anwenden. Und zwar ist das die Aus- 
wirkung, die diese Initiativen auf die Solidarität 
und auf das gegenseitige Vertrauen im gesamten 
Bündnis haben. 

In einer Zeit der Rohstoffverknappung besteht 
die starke Tendenz, sich auf eine größere Gefechts- 
kapazität zu konzentrieren, und dabei den anderen 
bedeutenden Auftrag, nämlich die Abschreckung 
fallen zu lassen. Es besteht ein großer Unterschied 
zwischen Kriegführung und reiner Abschreckung. 
Die Abschreckung bringt es mit sich, daß der Geg- 
ner unseren Willen und unsere Einigkeit wahr- 
nimmt, jede verfügbare Waffe im reinen Kriegsfall 
einzusetzen. Denken Sie stets daran, wenn Sie sich 
mit diesen wichtigen Initiativen beschäftigen, die 
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so bedeutend für jeden von uns sind. Denken Sie 
stets daran, daß Sie, wenn Sie sich ausschließlich 
auf den Kriegsfall konzentrieren, sich auf die Zen- 
tralfront konzentrieren, die nach Kriegsbeginn si- 
cher das entscheidende Schlachtfeld sein wird. 
Aber ist dies das Gebiet, in dem wir im kommen- 
den Jahr voraussichtlich mit Problemen konfron- 
tiert werden? 

Ich meine, daß wir es uns nicht so einfach ma- 
chen können, mit einem von der Sowjetunion ge- 
planten und über die Grenzen in Mitteleuropa hin- 
weg ausgeführten offenkundigen Angriff rechnen 
zu können. 

Werden wir uns nicht viel wahrscheinlicher wei- 
terhin jenen doppeldeutigen und ambivalenten Ma- 
növern gegenübersehen, die die 60er Jahre gekenn- 
zeichnet haben und bei denen es sehr viel schwieri- 
ger ist, unser eigenes lebenswichtiges Interesse rich- 
tig einzuschätzen? Ist es daher nicht um so wichti- 
ger, daß wir, während wir uns mit den schwerwie- 
genden Problemen befassen, die auf dieser Tagung 
auf uns zukommen, weiterhin zuerst und vor allem 
an die Einheit und Solidarität der gesamten Nord- 
flanke, des Zentrums und der Südflanke denken? 

Ich habe meine Zeit bereits überschritten und bit- 
te Sie nun, mir Fragen zu stellen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr General, ich war sehr 
beeindruckt von Ihren sehr konzisen und geschlos- 
senen Ausführungen zu dem Gegenstand, den Sie 
behandelt haben. Ich habe Fragen zu zwei Punkten. 
Sie haben etwas ausführlicher über die Probleme 
der Südflanke gesprochen, aber die Nordflanke nur 
kurz erwähnt. Mich interessiert, ob Sie die Situa- 
tion auf der Nordflanke als weniger problematisch, 
als befriedigender ansehen als die Situation auf der 
Südflanke, und wenn das nicht der Fall ist, welche 
Vorstellungen Sie hinsichtlich dessen haben, was 
im Bereich der Nordflanke militärisch und viel- 
leicht auch politisch, militärpolitisch geschehen 
muß, um die Situation zu verbessern. 

Meine zweite Frage bezieht sich auf eine andere 
Bemerkung von Ihnen. Sie haben von dem Dilemma 
der Entspannung gesprochen. Sie haben einiges 
dazu gesagt. Ich würde aber gern noch etwas ge- 
nauer von Ihnen hören, was Sie unter dem „Dilem- 
ma der Entspannung" verstehen. 

Mattick (SPD): Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen, nachdem alle meine Vorredner einleitend eine 
Bemerkung zu dem hervorragenden Vortrag des 
Herrn Generals gemacht haben, möchte ich eine 
Zusatzbemerkung dazu machen. Ich möchte meiner 
Hochachtung darüber Ausdruck verleihen, daß der 
General vor einem Parlament als Parlamentarier 
gesprochen hat, indem er kein Manuskript abgele- 
sen, sondern seine Gedanken dargestellt hat. Das 
hat mich besonders überrascht. 

Ich habe drei Fragen zu stellen. Erstens. Herr Ge- 
neral, Sie haben die Stärkefrage eigentlich nur in 
einem Nebensatz angeschnitten. Vor diesem Forum 
ist gestern mehrfach von der enormen Rüstung der 
Sowjetunion gesprochen und die Vorstellung ent- 


wickelt worden, daß diese enorme Rüstung der So- 
wjetunion zu einer Gefahr für unsere Politik ge- 
worden ist. Können Sie das an Hand Ihrer wirkli- 
chen Kenntnisse bestätigen? 

Die zweite Frage, die ich im Anschluß an die 
Frage meines Kollegen Sieglerschmidt stellen 
möchte, enthält praktisch schon die halbe Antwort. 
Ich habe Sie so verstanden, daß Sie mit dem Wort 
vom „Dilemma der Entspannung" ausdrücken woll- 
ten: Es gab die Vorstellung, daß Entspannung, be- 
vor sie eintritt, Abrüstung auf einer Seite mit sich 
bringen könnte. Ich glaube, wir stimmen darin 
überein, daß der Begriff, wie Sie ihn verwendet ha- 
ben, nämlich daß Entspannung nur möglich ist im 
Rahmen der Politik — ich nenne sie einmal so — 
des Gleichgewichts der Stärke, die Politik kenn- 
zeichnet, die allgemein verfolgt wird. 

Die letzte Frage, die ich gern gestellt hätte, ist 
folgende. Wir stehen vor der Gipfelkonferenz. Sie 
haben in bezug auf Zypern, wie Sie gesagt haben, 
auf die Weisheit der Führung in der Türkei und in 
Griechenland gebaut. Wird sich die Gipfelkonfe- 
renz auch auf Ihre Anregung hin ernsthaft mit der 
Frage beschäftigen, wie sie zwischen den beiden 
Partnern vermittelnd wirken kann, die sich in der 
Zypern-Frage in einer Art gegenüberstehen, wie sie 
unter Verbündeten eigentlich nicht Vorkommen 
sollte? 

General Haig antwortet, daß die Sicherheit der 
Nordflanke größte Aufmerksamkeit verdiene. Es sei 
wesentlich, daß die in Europa verfügbaren Streit- 
kräfte im Krisenfall schnell verstärkt werden könn- 
ten. Entsprechende NATO-Studien seien angefer- 
tigt. Das Dilemma der Entspannung ergebe sich 
daraus, daß trotz allem Entspannungsfortschritt 
ständig die Verpflichtungen und Lasten einer mög- 
lichen Rückkehr zur politischen Konfrontation ge- 
tragen werden müssen. In bezug auf die Behand- 
lung der Zypernfrage beim Gipfeltreffen wolle er 
keine Voraussage machen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatssekretärs im französischen 
Außenministerium Bernard Destremau 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte unserem ehemaligen Kollegen 
und heutigen Staatssekretär Destremau zunächst 
für seine interessanten Ausführungen danken. Sie 
waren nicht zuletzt deswegen interessant, weil wir 
heute morgen in gewisser Weise damit ein Kon- 
trastprogramm geboten bekommen haben, minde- 
stens in einem wichtigen Punkt, Herr Staatssekre- 
tär. 

General Haig hat sich, wenn ich mich recht erin- 
nere, sehr positiv über seine Zusammenarbeit mit 
der Eurogroup geäußert. Sie dagegen, Herr Staats- 
sekretär, haben diese ziemlich geringschätzig er- 
wähnt und deutlich dem Ständigen Rüstungsaus- 
schuß den Vorzug gegeben. Ich habe deshalb ein 
bißchen Schwierigkeiten, die Frage, die ich jetzt 
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stellen möchte, an Sie zu richten. Ich habe den Ein- 
druck, daß Sie in dieser Frage gewisse Bedenken 
haben. Ich darf die Frage trotzdem stellen: Wenn 
Sie sich auf den Boden der Realitäten stellen — 
und zu diesen Realitäten gehört ganz klar die Exi- 
stenz und die Arbeit der Eurogroup und anderer- 
seits die Tatsache, daß CPA im Augenblick keine 
große Aktivität entfaltet — , halten Sie es dann 
nicht für denkbar, daß man zu einer sinnvollen Ar- 
beitsteilung, zu einer sinnvollen Koordination der 
Tätigkeiten des Ständigen Rüstungsausschusses der 
WEU und der Eurogroup kommen könnte? 

Richter (SPD) ; Herr Staatssekretär, ich fühle mich 
ein bißchen an jene Situation im Palais dTena zu- 
rückerinnert, als im Dezember 1973 der damalige 
Außenminister Jobert die Möglichkeiten der Zu- 
sammenarbeit darstellte und der deutsche Verteidi- 
gungsminister Georg Leber einen Tag danach seine 
Vorstellungen entwickelte. Sie selber haben damals 
als Ausschußvorsitzender eine Intervention vorge- 
tragen, die schon ein bißchen in der Richtung lag, 
die Sie uns heute hier vorgezeichnet haben. 

Ich muß sagen, ich habe danach mit großer Dank- 
barkeit zwei Gesten der Republik Frankreich emp- 
funden, die wir als Parlamentarier aufnehmen 
konnten. Das eine war der Besuch der französi- 
schen Stellung im Plateau d'Albion, und das zweite 
war der Besuch auf dem Atom-U-Boot „Die Blitze 
Schleudernden". Ich war immer sehr dankbar dafür, 
daß gerade die WEU die Basis bot, um diesen aus 
unserer Sicht wichtigen Kontakt zu ermöglichen. In 
bezug auf diese Bereiche habe ich bestimmte Er- 
wartungen, und das ist der Grund, warum ich so 
engagiert in der WEU arbeite, weil ich nämlich 
weiß, daß eine Verteidigung Europas ohne die Re- 
publik Frankreich aussichtsreich nicht dargestellt 
werden kann. Das ist das eine. 

Das andere ist: Wir haben vor wenigen Tagen 
eine Äußerung des französischen Staatspräsidenten 
zur Zusammenarbeit in Europa gehört. Diese war 
wenig verheißungsvoll. Hier ist, wenn ich es etwas 
vereinfacht sagen darf, in etwa die Linie vertreten 
worden: eine wieder engere Integration in Frie- 
denszeiten könnte die Sowjetunion verärgern und 
würde zu einer neuen Anspannung der Lage in Eu- 
ropa führen. Auch für diese Äußerung müssen wir 
natürlich Verständnis haben. Aber ich glaube, daß 
in einer vergleichbaren Situation die Geburtsstunde 
der Eurogroup zu suchen war. Nachdem Frankreich 
aus der Integration ausgeschieden war, brauchten 
wir einfach ein Gremium. Auf dem Podium dieses 
Gremiums war es möglich, mit Ausnahme Frank- 
reichs zu tagen. Ich denke, die Eurogroup hat in 
der Tat einige sehr bemerkenswerte Ergebnisse er- 
zielen können. Hier neige ich der Einschätzung von 
Herrn Haig zu. Nicht zuletzt gibt es dort eine Ein- 
richtung, von deren Wirksamkeit ich absolut über- 
zeugt bin; ich meine Euronad, die Organisation der 
europäischen Rüstungsdirektoren. Diese Organisa- 
tion arbeitet völlig außerhalb der WEU. 

Wenn wir nun die Wirksamkeit der Rüstung be- 
trachten, können wir sagen, daß wir zwar in vielen 
Bereichen kooperieren, aber in weiten Bereichen 
auch ein Auseinanderlaufen sehen. Wir sehen Rü- 


stungsgeschäfte, die sich weltweit verteilen, zum 
Teil in Spannungsgebiete gehen. Wir sehen keine 
ausreichende Kooperation. Ich nehme Ihre heutige 
Mahnung sehr ernst. Wir Parlamentarier sollten al- 
les tun, damit wir wieder zusammenfinden. Aber 
der Weg, Herr Staatssekretär, der hier aufgezeich- 
net wurde, ist nach meiner Einschätzung nicht real 
oder noch nicht real genug; Entschuldigung, die an- 
dere Formel war schlecht. 

Ich möchte Sie fragen, was seitens der Republik 
Frankreich auf Regierungsebene möglich wäre, um 
zu mehr echter Partnerschaft zu kommen. Welche 
Schritte stellen Sie sich hier vor? 

Staatssekretär Destremau antwortet, daß es tat- 
sächlich ein Problem der Koordination zwischen dem 
Ständigen Rüstungsausschuß der WEU und Euronad 
gebe. Die französische Regierung sei offen für Vor- 
schläge, dies zu beheben. 


Tagesordnungpunkt: 

Stand der europäischen Sicherheit 

(Drucksache 671) 

Berichterstatter: Abg. Critchley, Duvieusart, 
Dankert, Wall, Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr ver- 
ehrte Frau Kollegin! Meine Herren Kollegen! Die 
künftige Organisation der europäischen Verteidi- 
gung ist ein Thema, das auf Hoffnungen aufbauen 
muß. Allerdings muß man feststellen, daß sich die 
Hoffnungen auf einen zügigen Fortgang der europä- 
ischen Einigung bisher nicht erfüllt haben, sondern 
daß wir im Gegenteil in der Sorge leben, es könnte 
ein Teil des Erreichten sogar rückgängig gemacht 
werden. 

Voraussetzung einer dauerhaften Organisation 
der europäischen Verteidigung ist letztlich die poli- 
tische Union Europas. Die Verteidigungsidentität 
Westeuropas wäre das letzte Stück einer umfassen- 
den Europäischen Gemeinschaft. Doch weder die 
politische Union noch eine institutionalisierte euro- 
päische Verteidigung liegt in greifbarer Nähe. Eine 
eindeutige Absage für den Verteidigungsbereich 
hat der französische Präsident Giscard d'Estaing 
erst vor kurzem wieder gegeben. 

Trotzdem darf diese Situation nicht zur Resigna- 
tion führen. Die Bemühungen der Europäer um Zu- 
sammenarbeit auf dem Verteidigungssektor müssen 
stetig fortgesetzt werden. Die militärische Zusam- 
menarbeit kann nicht bis auf den Zeitpunkt ver- 
schoben werden, bis es möglich ist, die politische 
Union Europas zu schaffen. 

Die Notwendigkeiten einer besseren verteidi- 
gungspolitischen Zusammenarbeit der Europäer 
werden im wesentlichen durch die folgenden bei- 
den Faktoren bestimmt: zum einen durch die Bedro- 
hung durch den potentiellen Gegner, die durch des- 
sen ständig steigenden militärischen Anstrengun- 
gen verdeutlicht wird, und zum anderen die be- 
grenzten nationalen finanziellen Möglichkeiten der 
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europäischen Staaten. Daraus wiederum ergeben 
sich Zwänge zur Rationalisierung der Verteidi- 
gungsaufwendungen, zur Standardisierung der Be- 
waffnung, Ausrüstung und Logistik und zur Harmo- 
nisierung der europäischen Verteidigungskonzepte 
und -doktrinen, die sich besonders aus dem Aspekt 
ergeben, daß wir Europäer eben unter geographi- 
schen Aspekten und auch unter den Aspekten der 
Bedrohung besondere Gemeinsamkeiten aufwei- 
sen. 

Wenn die politische Union Europas zur Zeit noch 
nicht möglich ist und damit auch nicht die Basis ei- 
ner dauerhaften Organisation der Verteidigung ge- 
schaffen werden kann, so muß doch das Machbare 
angestrebt werden. Die Frage, um die es dabei geht, 
ist, auf welcher Grundlage dies geschehen soll. Es 
bieten sich hier eine Reihe von Möglichkeiten an. 
Ich will nur drei davon erwähnen. 

Die eine wäre die Europäische Gemeinschaft, die 
sich schon einmal in einer Diskussion auch mit 
Verteidigungsfragen befaßt hat. Sicherlich hat der 
Präsident unserer Kommission, Herr Kollege 
Critchley, recht, daß sich die Gemeinschaft vor al- 
len Dingen auch mit Wirtschaftsproblemen wie z. B. 
mit den Preisen für Käse befaßt. Aber bei einer Na- 
tion wie der britischen, die ökonomischen Proble- 
men so außerordentlich aufgeschlossen ist, könnte 
ich mir gut vorstellen, welche Bedeutung sie auch 
solchen Preisverhandlungen zumißt. Die zweite Ba- 
sis wäre die Westeuropäische Union und die dritte 
die Eurogroup der NATO. 

Die Europäischen Gemeinschaften haben keine 
verteidigungspolitischen Kompetenzen. Weiterhin 
wäre zu bedenken, daß sie die europäischen Part- 
ner an den Flanken nicht einschließen. 

Die WEU hat ihre militärischen Funktionen offi- 
ziell im Jahre 1956 an die NATO abgetreten. Der 
Ständige Rüstungsausschuß, der sicherlich ein kon- 
struktives Organ sein könnte, hat bisher keine be- 
sonders beeindruckenden Ergebnisse gezeigt. 

Vor diesem Hintergrund hat die Eurogroup der 
NATO als Instrument der Koordinierung der Ver- 
teidigungsanstrengungen der europäischen NATO- 
Staaten zunehmend an Bedeutung gewonnen. Ein 
Handikap hat die Eurogroup allerdings: Ein so 
wichtiges und mächtiges Land wie Frankreich fehlt. 
In der Zusammenarbeit mit Frankreich kann die 
WEU eine besondere Aufgabe erfüllen. 

Die europäische Verteidigungsidentität ist ein er- 
strebenswertes Ziel. Sie würde die Bedeutung des 
europäischen Anteils an der westlichen Verteidi- 
gung erhöhen und verbessern. Dabei können von 
ihrer Aufgabenstellung her die Bemühungen um 
Zusammenarbeit zur Erhöhung der Sicherheit der 
Staaten des freien Europas nicht gegen die Verei- 
nigten Staaten gerichtet sein. 

Das Nordatlantische Bündnis ist nach wie vor 
Garant unserer Sicherheit. Bis es zu der sicher 
v/eithin erwünschten Identität auch in der Verteidi- 
gung kommt, ist wohl noch ein weiter Weg zurück- 
zulegen. Daher sollten die bestehenden Organisa- 
tionen wie auch die Eurogroup zur möglichst weit- 
gehenden verteidigungspolitischen Kooperation ge- 


nutzt werden — dies wohl auch unter dem Aspekt, 
daß die Europäer Alliierte der Vereinigten Staaten 
sein wollen. Die Sorge, sie könnten nur Abhängige 
sein, muß unbegründet bleiben. 

Die Organisationsformen auch in der Verteidi- 
gung sind von großer Bedeutung. Letztlich ent- 
scheidend für Freiheit und Sicherheit Westeuropas 
bleibt aber die geistige Grundhaltung all seiner 
Bürger, ihr Wille und ihre Entschiedenheit, sich in 
einer Welt der Unsicherheit behaupten zu wollen. 
— ^ Ich danke Ihnen. 

Weiterverbreitung der Kernwaffen 

(Drucksache 672) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 

Stand der europäischen Sicherheit 

(Fortsetzung der Aussprache). 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Wäre es 
nicht möglich, die Diskussion mit den Stellungnah- 
men der Berichterstatter heute abzuschließen, zu- 
mal wir ohnedies mit der Abwicklung unserer Ta- 
gesordnung beträchtlich in Verzug geraten sind? 
Dann könnte morgen die Abstimmung erfolgen. Ich 
sehe ein, daß das Quorum für die Abstimmung heu- 
te nicht ausreichen wird; aber wir könnten zumin- 
dest die Diskussion heute abschließen und wären 
damit nicht einem übermäßigen Zeitdruck in der 
weiteren Abwicklung der Tagesordnung ausge- 
setzt. 

Der Präsident entgegnet, daß die Berichterstatter 
am kommenden Vormittag ihre abschließenden 
Stellungnahmen abgeben würden. 


Mittwoch, den 28. Mai 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Stand der europäischen Sicherheit 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Einwendungen gegen den Änderungsantrag Nr. 3 
zur Empfehlung (Drucksache 671) betreffend die 
Kooperation zwischen dem Ständigen Rüstungsaus- 
schuß der WEU und Eurogroup. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
legen! Ich möchte gegen diesen Vorschlag spre- 
chen. Ich möchte zunächst einmal sagen, daß die 
ursprüngliche Formulierung, die der Berichterstat- 
ter Critchley vorgeschlagen hat, mir am besten ge- 
fällt. Von den Ergänzungen erscheint mir der Vor- 
schlag von Herrn Tanghe ausgewogen zu sein. Er 
ersetzt die Vorschläge der Kollegen Radius und 
Valleix. 

Ich würde es deswegen ungern sehen, wenn wir 
dem Vorschlag hier folgten, weil ich glaube, daß 
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mit diesem Antrag noch einmal das ganze Span- 
nungsfeld deutlich wird, das sich gestern aus dem 
Gespräch mit Herrn Destremau ergab. Ich sehe im 
Moment eigentlich die Chance, etwas zu ändern, 
eher auf der Seite der beteiligten Regierungen. Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß der Ministerrat einer 
Vorstellung, wie sie in diesem Vorschlag zum Aus- 
druck kommt, wird folgen können. Ich habe das 
Gefühl, daß hier auch eine gewisse Fehlinterpreta- 
tion des Standing Armaments Committee vorliegt. 
Es ist ja nicht Aufgabe dieses Komitees allein, 
etwa über Rüstung zu sprechen. Man sollte den 
Studien Operationelle Prüfungen und ähnliche Din- 
ge zuordnen. 

Ich halte den Vorschlag für zu früh und möchte 
bitten, bei der Formel des Berichterstatters zu blei- 
ben. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte dem, 
was der Kollege Richter gesagt hat, nur ein paar 
kurze Bemerkungen hinzufügen. Jedermann in der 
Versammlung weiß und insbesondere die Mitglie- 
der des Politischen Ausschusses der Commission 
des Affaires Generales wissen, daß ich dem Gedan- 
ken einer verbesserten Kooperation zwischen der 
Westeuropäischen Union und der Eurogroup sehr 
aufgeschlossen gegenüberstehe. Aber ich meine, 
daß der Änderungsantrag einer solchen Entwick- 
lung nicht dienlich ist, und zwar deswegen, weil er 
den Akzent so stark verlagert, daß dies von den 
Kollegen aus den Ländern, die den besonderen 
Wert der Arbeit in der Eurogroup kennen und 
schätzen, einfach nicht mitvollzogen werden kann. 
Insofern bin auch ich der Meinung, daß es besser 
ist, dem Vorschlag des Kollegen Tanghe zu fol- 
gen. 

Ich habe mich eigentlich nur zu Wort gemeldet, 
um deutlich zu machen, daß meine Gegenstimme 
nicht eine Gegenstimme gegen eine verbesserte 
Kooperation zwischen WEU und Eurogroup ist. 

Der Änderungsantrag Nr. 3 wird abgelehnt. 


Tagesordnungpunkt: 

Haushaltsentwurf der Verwaltung der WEU 
für das Jahr 1975 

(Drucksache 666) 

Berichterstatter: Abg. Lord Selsdon 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Union und WEU 

(Drucksache 662) 

Berichterstatter: Abg. Krieg 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie- 
be Kolleginnen und Kollegen! Ich habe mit großem 


Interesse den Bericht des Herrn Rapporteurs Krieg 
gehört. Ich möchte ihn zu seinem Bericht beglück- 
wünschen und möchte mir erlauben, im Laufe mei- 
ner eigenen Intervention auf einige der von ihm 
angesprochenen Punkte zurückzukommen. 

Zunächst aber möchte ich der Versammlung der 
WEU die herzlichen Grüße der Fraktion der CDU/ 
CSU des Deutschen Bundestages überbringen. Wir 
sind sehr glücklich darüber, daß die Versammlung 
der WEU in diesen Tagen zum erstenmal in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Bonn, tagt. Wir se- 
hen darin ein wichtiges Zeichen für die deutsche 
Mitwirkung in der WEU, und wir glauben, daß die- 
se Sitzung der Versammlung der Westeuropäischen 
Union in Bonn ihre Rückwirkungen auf die deut- 
sche öffentliche Meinung haben, daß sie ein Echo 
in der deutschen öffentlichen Meinung hervorrufen 
wird und daß die beiden zentralen Themen, die die- 
se Versammlung in diesen Tagen behandelt, die eu- 
ropäische Einigung und die militärische Sicherheit 
Westeuropas, in der deutschen Bevölkerung und in 
der deutschen öffentlichen Meinung eine große Re- 
sonanz finden werden. Denn es sind nach der Über- 
zeugung vieler — ganz sicher nach der Überzeu- 
gung der CDU/CSU, für die ich spreche — die 
wichtigsten außenpolitischen Themen überhaupt. 

Es ist 20 Jahre her, meine Damen und Herren, 
daß die Bundesrepublik Deutschland Mitglied der 
WEU wurde. Sie wurde damit zu einem Partner ih- 
rer europäischen Nachbarn. Es war dies ein wichti- 
ger Abschnitt nicht nur in der Geschichte unseres 
eigenen Landes, sondern auch allgemein in der Ge- 
schichte Europas. 

Die Bundesrepublik Deutschland bekräftigte bei 
dieser Gelegenheit einen Gewaltverzicht, einen 
Verzicht auf die Anwendung von Gewalt in ihren 
internationalen Beziehungen, und sie erklärte bei 
dieser Gelegenheit einen Verzicht auf die Herstel- 
lung von ABC-Waffen. Ich kann unterstreichen, 
was Herr Krieg soeben gesagt hat: daß keine deut- 
sche Regierung diese Verpflichtung, die die Bun- 
desrepublik Deutschland im WEU- Vertrag von 
1954/55 übernommen hat, in Frage gestellt hat. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit dankbar aner- 
kennen, daß sich die Westeuropäische Union und 
vor allen Dingen diese Verssammlung in ihren Sit- 
zungen häufig zum Problem der Teilung Deutsch- 
lands geäußert und daß das Ziel der deutschen Poli- 
tik, nämlich auf einen Zustand des Friedens in Eu- 
ropa hinzuwirken, bei dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiederer- 
langt, in dieser Versammlung eine häufige, nach- 
drückliche Unterstützung erfahren hat. Ich glaube, 
es wäre angezeigt, auch dafür dieser Versammlung 
Dank zu sagen. 

Ebenso hat sich diese Versammlung oft und in- 
tensiv mit den Problemen Berlins beschäftigt. Auch 
dafür gebührt ihr unser Dank. Wir alle haben fest- 
stellen müssen, daß ungeachtet der Hoffnungen, die 
viele mit dem Viermächteabkommen über Berlin 
aus dom Jahre 1971 verbanden, die Schwierigkeiten 
nicht aufgehört haben, sondern daß auch in jüng- 
ster Zeit wieder eine Serie von sowjetischen politi- 
schen Aktionen zu verzeichnen war, die darauf ab- 
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zielten, die bestehenden Bindungen zwischen Berlin 
und der Bundesrepublik Deutschland zu schwächen. 
Ich denke vor allem an den sowjetischen Einspruch 
gegen die Teilnahme des Außenministers der Bun- 
desrepublik Deutschland an der Besuchsreise des 
amerikanischen Außenministers in Berlin. 

Hier und an anderen Stellen wird deutlich, daß 
über das, was Entspannungspolitik bedeuten soll, 
keine volle Übereinstimmung zwischen den Part- 
nern dieser Entspannungspolitik im Osten und im 
Westen besteht. Während die westlichen Partner 
die Entspannungspolitik betreiben, um damit den 
Frieden sicherer zu machen, um damit zu einem 
Ausgleich und schließlich zu einer Aussöhnung zu 
gelangen, muß man feststellen, daß die östliche Sei- 
te mit derselben Entspannungspolitik, zum Teil je- 
denfalls, andere Ziele verfolgt, nämlich das, was sie 
die Fortsetzung des ideologischen Kampfes nennt, 
und außerdem — das muß man wohl hinzufügen — 
die Ausdehnung ihres Einflußbereichs, wo immer 
und wann immer sich dazu eine Gelegenheit er- 
gibt. 

Es ist in diesen Debatten der Versammlung der 
Westeuropäischen Union darauf hingewiesen wor- 
den, daß die Mitglieder des Warschauer Paktes ihre 
Rüstungsanstrengungen verstärken. Es ist gesagt 
worden — und ich möchte das unterstreichen — , 
daß die Staaten Europas ihren eigenen Beitrag für 
ihre Sicherheit leisten müssen. Dazu gibt es eine 
Reihe konkreter Vorschläge; eine bessere Koopera- 
tion der westeuropäischen Partner des Atlantischen 
Bündnisses im Rahmen der WEU, eine bessere 
Koordinierung der Planung, eine bessere Koordinie- 
rung der Rüstungsproduktion, ein höheres Maß an 
Standardisierung sowohl im Bereich der Bewaff- 
nung wie im Bereich der Ausbildung. Dies alles 
sind wichtige Ziele, die die westeuropäischen Mit- 
glieder des Atlantischen Bündnisses verfolgen soll- 
ten. 

Herr Krieg ist auf die Möglichkeit einer Verstär- 
kung der Zusammenarbeit auch im nuklearen Be- 
reich eingegangen. Er hat auf Ausführungen meines 
Fraktionskollegen Dregger Bezug genommen. Ich 
bin dafür, daß man die Möglichkeiten, die sich 
auch auf diesem Gebiet ergeben, untersucht und 
ausschöpft. Ich meine allerdings, daß sich das, was 
immer wir in Westeuropa zur Verstärkung unserer 
Sicherheit tun, im Rahmen des Atlantischen Bünd- 
nisses abspielen sollte. Ich bin der Auffassung, daß 
in der gegenwärtigen und in der vorhersehbaren 
Lage das Atlantische Bündnis, d. h. das Bündnis 
zwischen Westeuropa und Nordamerika, eine uner- 
läßliche Voraussetzung für die Sicherheit des freien 
Teils unseres Kontinents ist. Ich bin allerdings da- 
für — und darüber sollten wir nach meiner Auffas- 
sung alle miteinander nachdenken — , daß Europa 
innerhalb dieses Bündnisses ein stärkeres politi- 
sches Gewicht erhält dadurch, daß es mehr als bis- 
her in den wichtigen politischen Fragen mit einer 
Stimme spricht, und zwar nicht nur in den Fragen 
des Bündnisses, sondern in den wichtigen interna- 
tionalen Fragen überhaupt. 

Das bringt mich zu dem zweiten großen Thema, 
einem der Themen der Tagung der Versammlung 


der Westeuropäischen Union in Bonn, nämlich zu 
dem Thema der Einigung Europas. 

Die Idee der europäischen Einigung hat in diesen 
Tagen ihr 25 jähriges Jubiläum gefeiert. Wir haben 
des Tages gedacht, an dem der damalige französi- 
sche Außenminister Schumann den Plan vorlegte, 
aus dem die Montanunion entstanden ist, die später 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zu 
dem geführt hat, was wir jetzt die Europäische Ge- 
meinschaft nennen. 

Ich glaube, daß die Gründe, die im Jahre 1950 für 
die Schaffung eines einigen Europas sprachen und 
die Schumann hervorgehoben und formuliert hat, 
heute unverändert weiter bestehen. Ja, man kann 
sagen, daß diese Gründe heute verstärkt weiterbe- 
stehen. Ich würde sagen, die Einigung Europas ist 
in der Geschichte nach dem Kriege nie so notwen- 
dig gewesen wie heute. 

Einigung Europas bedeutet — ich glaube, darüber 
besteht Einverständnis — Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und politische Union, die Europa in den 
Stand setzt, in internationalen Fragen mit einer 
Stimme zu sprechen. Wir haben auf dem Gebiet der 
Wirtschafts- und der Währungsunion Rückschläge 
und Enttäuschungen erlebt. Wir haben erleben 
müssen, daß die Termine, die wir uns selbst gesetzt 
hatten, nicht eingehalten werden konnten. Das hat- 
te Ursachen, die zum Teil in niemandes Verschul- 
den und in niemandes Verantwortung zu suchen 
sind. Aber an der Grundkonzeption, meine verehr- 
ten Damen und Herren, ist nicht viel zu ändern. Die 
wirtschaftliche Integrierung Europas kann auf die 
Dauer nur dann erfolgreich sein, wenn sie bis zur 
Wixtschafts- und Währungsunion geführt wird. Al- 
les was unterhalb dieses Zieles liegt oder hinter 
diesem Ziel zurückbleibt, ist auf die Dauer nicht 
tragfähig. Dafür könnte ich Ihnen viele Beispiele 
nennen. 

Natürlich kann eine wirtschaftliche und eine 
Währungsunion nicht existieren, ohne daß eine po- 
litische Einigung, d. h. eine Einigung über die wich- 
tigsten Fragen der Außenpolitik stattfindet. Wirt- 
schafts- und Außenpolitik sind so eng miteinander 
verflochten, daß sie nicht unabhängig und ohne 
Rücksicht aufeinander betrieben werden können. 

In diesen Zusammenhang gehört das Projekt der 
direkten Wahl des Europäischen Parlaments, ein 
Projekt, welches die beiden in meiner Fraktion ver- 
einten Parteien — die CDU und die CSU — auf das 
lebhafteste unterstützen. Wir sollten uns um eine 
baldige Realisierung des Projekts der direkten Wahl 
bemühen. 

Ich kenne wie Sie das Argument: Hat es Zweck, 
ein Europäisches Parlament direkt zu wählen, wenn 
dieses Parlament nur so schwache Befugnisse wie 
das jetzige Parlament hatj müßte man nicht, wenn 
man ein Parlament direkt wählen will, dem Parla- 
ment vorher oder mindestens gleichzeitig größere 
Befugnisse geben? 

Das ist eine Argumentation, die im Prinzip man- 
ches Richtige hat, nur ist es — das möchte ich sa- 
gen — eine gänzlich unpraktische Argumentation. 
Denn wenn man so vorgeht, blockiert man nach 
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meiner Überzeugung sowohl die direkte Wahl des 
Europäischen Parlaments als auch die Vergröße- 
rung und Verstärkung seiner Befugnisse. Man muß, 
wie in allen Dingen dieser Art, bereit sein, einen 
ersten Schritt zu tun. Der erste Schritt, der vernünf- 
tigerweise getan werden kann und daher getan 
werden sollte,, ist die direkte Wahl. Ich bin davon 
überzeugt, daß, wenn ein direkt gewähltes Parla- 
ment konstituiert sein wird, dieses Parlament im 
Laufe der Zeit größere Befugnisse erhalten wird, als 
sie das jetzige Parlament hat. 

Ich möchte aus der Sicht meiner Fraktion und 
meines Amtes in der Fraktion ein weiteres Argu- 
ment für die direkte Wahl hinzufügen. Ich bin der 
Auffassung, daß die parallele Mitgliedschaft im na- 
tionalen Parlament einerseits — ich spreche hier 
vom Deutschen Bundestag — und im Europä- 
ischen Parlament andererseits eine so außerordent- 
liche Belastung der davon betroffenen Parlamenta- 
rier mit sich bringt, daß es kaum möglich ist, beide 
Fxmktionen gleichzeitig nebeneinander voll wahr- 
zunehmen. 

Meine Damen und Herren, die Westeuropäische 
Union ist in den 20 Jahren ihres Bestehens eine 
Antriebskraft für die Einigung Europas gewesen, 
getreu ihrem Wahlspruch, wie er in der Präambel 
des Brüsseler Vertrags formuliert ist. Darin heißt 
es: 

y Von dem gemeinsamen Willen beseelt, den 

Frieden und die Sicherheit zu festigen. 

In dem Wunsche, zu diesem Zweck die Einheit 
Europas zu fördern und seiner fortschreitenden 
Integrierung Antrieb zu geben . . . 

Dies war das Leitmotiv, dies war das Ziel der 
Westeuropäischen Union. Die Versammlung hat — 
das kann man, glaube ich, schon jetzt feststellen — 
diesem Ziel mit aller Kraft und mit aller Energie 
gedient. Ich bin daher der Auffassung, daß, bis es 
zur politischen Union Europas kommt, die Westeu- 
ropäische Union und insbesondere die Versamm- 
lung der Westeuropäischen Union als Institution, 
als ein, wie ich hoffe, weiterer, starker Motor in 
Richtung auf das Ziel der europäischen Einigung 
erhalten bleiben sollte. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident, wenn 
wir die Frage der Beziehungen zwischen der West- 
europäischen Union und einer politischen Union, 
insbesondere einer europäischen Verteidigungs- 
union, hier diskutieren, sollten wir uns zunächst dar- 
an erinnern, daß die Modifizierung des Brüsseler 
Vertrages und damit die Gründung der Westeuro- 
päischen Union in ihrer seitherigen Form eine un- 
mittelbare Folge des Scheiterns des Plans einer eu- 
ropäischen Verteidigungsgemeinschaft waren. Seit- 
her begleitet diese Frage unsere Versammlung. Die 
Geschichte der Westeuropäischen Union ist sehr 
weitgehend identisch mit diesem Problem. 

Dazu muß zunächst festgestellt werden — Herr 
Professor Carstens hat es hier schon gesagt — : Die 
Atlantische Allianz, die wesentlich auf einem engen 
Verhältnis zu den Vereinigten Staaten beruht, ist 
für unsere Sicherheit und Freiheit noch für voraus- 


sichtlich sehr lange Zeit unersetzlich. Sie ist auch 
für unser wirtschaftliches, gesellschaftliches und 
geistig-politisches Leben wichtig. Das heißt, die 
Priorität der Atlantischen Allianz ist für uns eine 
conditio sine qua non. 

Daran schließt sich die Frage nach der größtmög- 
lichen Effektivität der Verteidigungsanstrengungen 
besonders auf dem Gebiet der Standardisierung und 
eines einheitlichen logistischen Systems an, eine 
Frage, die bereits vorgestern in der Diskussion eine 
Rolle gespielt hat. Ich habe hier das Kommunique 
der Ministertagung der Eurogroup vom 7. Mai in 
London, und ich möchte eine Stelle daraus zitieren: 

Die Minister begrüßten insbesondere die er- 
zielte Einigung über Einsatzforderungen, die 
die Zusammenarbeitsfähigkeit zukünftiger tak- 
tischer Fernmeldesysteme der Landstreitkräfte 
der Eurogroup-Staaten sicherstellen wird, und 
die Fortschritte, die bei der Entwicklung von 
vereinbarten taktischen Konzeptionen als 
Grundlage für die Aufstellung der Einsatzfor- 
derungen für zukünftige Waffensysteme erzielt 
worden sind. 

Ich könnte dieses Zitat noch fortsetzen und auf 
Probleme der Logistik zu sprechen kommen. 

Gestatten Sie mir die Bemerkung, daß ich den 
Vorzug hatte, sieben Jahre lang die Arbeit des 
Ständigen Rüstungsausschusses der Westeuropä- 
ischen Union aus nächster Nähe zu beobachten. 
Dabei sind mir sehr starke Zweifel gekommen, ob 
diese Institution der Westeuropäischen Union auf 
diesem Gebiet in der Lage wäre, die Arbeit der Eu- 
rogroup zu ersetzen. Das heißt, wir können alle die- 
se Fragen — Logistik, Standardisierung usw. — 
nicht auch dem Atlantischen Bündnis herauslösen, 
um sie auf eine eigene, autonome Basis zu stellen. 
Das braucht keineswegs eine Unterordnung europä- 
ischer Interessen unter die Interessen der USA zu 
bedeuten, sondern die Organisierung der europä- 
ischen Interessen im Bündnis in loyaler, gleichbe- 
rechtigter Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika scheint mir die gegebene 
Lösung zu sein. 

Eine Eigenständigkeit der WEU auf diesem Ge- 
biet würde die Angelegenheit komplizieren. Ich 
denke daran, daß es im Atlantischen Bündnis ver- 
schiedene Staaten gibt, die eben nicht der WEU an- 
gehören. Ich denke dabei nicht nur an die beiden 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
von denen Herr Krieg gesprochen hat, sondern ich 
denke an die Skandinavier schlechthin und auch an 
die Mittelmeerstaaten, wie Griechenland und die 
Türkei. Was soll aus diesen werden? Ich glaube, 
der Gedanke, daß sie sich alle in der Westeuropä- 
ischen Union zusammenfinden würden, um mit uns 
gemeinsam eine politische Union aufzubauen, ist il- 
lusorisch. Wir würden diese Staaten entweder auf 
den Weg zu einer totalen Abhängigkeit von den 
Vereinigten Staaten oder zu einer sehr, sehr kost- 
spieligen nationalen Autonomie drängen. Dafür 
sind, was unser türkischer Kollege Karakas hier si- 
cher gern bestätigen wird, in der Türkei zumindest 
starke Tendenzen vorhanden. 
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Das heißt also, wir müssen darauf achten, daß die 
Konformität des Atlantischen Bündnisses nicht be- 
lastet wird, daß nicht unnütz Energien vergeudet 
werden. Außerdem regt sich bei mir, wenn ich das 
offen sagen darf, das ungute Gefühl, die WEU 
könnte zur Stabilisierung nationaler Wirtschaftsin- 
teressen auf dem Gebiet der Rüstungsindustrie in 
Anspruch genommen werden, wodurch man eine 
Integration nicht fördern, sondern eher behindern 
würde. 

Mir scheint, es gibt noch eine ganze Menge ande- 
rer Fragen, die ich wegen der Kürze der Zeit hier 
nicht behandeln kann, etwa die Frage des Verhält- 
nisses von nuklearen und nichtnuklearen Mitglie- 
dern der WEU, das dann sehr relevant würde, oder 
die wichtige Frage der Zielplanung für die französi- 
schen Atomwaffen. Ich habe mit Interesse die Er- 
klärung des Ministerpräsidenten Chirac in der vori- 
gen Woche in der Nationalversammlung gelesen, 
auf die sich Herr Krieg hier bezog. Diese Unter- 
streichung der absoluten nationalen Unabhängig- 
keit Frankreichs auf dem Verteidigungssektor 
scheint mir im Grunde genommen nicht sehr ermu- 
tigend für die Frage zu sein, ob man aus der WEU 
eine europäische Verteidigungsgemeinschaft machen 
könnte. 

Das wichtigste, Herr Präsident — wenn ich das 
noch sagen darf — , ist aber doch wohl, daß Vertei- 
digungspolitik heutzutage in unserer Welt in sehr 
entscheidendem Maße eine Funktion der Außenpo- 
litik ist. Ohne die außenpolitische Situation wären 
wir Deutschen wahrscheinlich niemals auf den Ge- 
danken gekommen, uns nach dem Kriege noch ein- 
mal militärisch zu betätigen, und ohne die akute 
außenpolitische und weltpolitische Lage würden 
wohl auch die anderen Bündnisstaaten nicht solche 
großen Verteidigungsanstrengungen unternehmen. 

Wenn also der gemeinsame außenpolitische Wil- 
le die Voraussetzung für eine Verteidigungsunion 
ist, dann ist daraus, meine ich, zu schließen, daß 
zunächst einmal eine gemeinsame, weitgehend inte- 
grierte Außenpolitik realisiert werden muß, ehe 
man überhaupt an den Gedanken einer Verteidi- 
gungsunion herangehen kann. Zwar hat Herr 
Krieg in Absatz 62 b geschrieben, daß der Brüsseler 
Vertrag der einzige Vertrag ist, der die westeuro- 
päischen Länder zu einer engen Konsultation auf 
dem Gebiet der Außenpolitik verpflichtet. Aber wir 
alle, die wir die vergangenen Jahre in der WEU 
miterlebt haben, wissen, daß es gerade an dieser 
außenpolitischen Konzertation gefehlt hat. Wir 
müssen doch die Realitäten sehen und können uns 
hier nicht auf eine leider weitgehend theoretisch 
gebliebene Aussage stützen. 

Im Hinblick auf das Problem der Rüstungswirt- 
schaft könnte man noch hinzufügen, daß Vorausset- 
zung nicht nur eine außenpolitische Union ist, son- 
dern auch eine weit über das heute erreichte Maß 
hinaus entwickelte Wirtschaftsgemeinschaft. 
Selbstverständlich befürworten wir alle die Idee ei- 
ner europäischen Verteidigungsgemeinschaft im 
Rahmen des westlichen Bündnisses. Aber ich mei- 
ne, wir sollten nicht am falschen Ende beginnen. 
Wir sollten von unseren Regierungen die Realisie- 


rung einer politischen Union und einer europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft fordern und ihre 
diesbezüglichen Bemühungen unterstützen. Dann, 
so glaube ich, haben wir ein solides Fundament 
auch für den Aufbau einer europäischen Verteidi- 
gungspolitik. 

Richter (SPD) : Herr Präsident, ich bedanke mich, 
daß ich als letzter Redner sprechen kann; damit 
sind wir in der Lage, die Debatte pünktlich zu be- 
enden. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, lassen 
Sie mich zunächst meiner Freude darüber Ausdruck 
geben, daß Professor Carstens heute an den Ver- 
handlungen teilgenommen und hier auch gespro- 
chen hat. Ein Novum war nach meiner Einschät- 
zung die Tatsache, daß er die Grüße einer Partei 
überbracht hat. Ich gehöre dieser Versammlung seit 
zehn Jahren an und habe auch einmal einen Com- 
puter-Bericht erstellt. Ich bin in der Lage, sehr viel 
zu speichern, doch würde ich mich über zehn Jahre 
hinweg natürlich nicht verläßlich erinnern können. 
Nach meiner Erinnerung jedenfalls habe ich eine 
derartige Geste noch nicht beobachtet. Ich bekunde 
aber gern, daß ich mich über die Grüße der CDU/ 
CSU hier in dieser Versammlung gefreut habe. Es 
ist den Kollegen der anderen Delegationen sicher 
nicht verborgen geblieben, daß wir in unserer deut- 
schen Delegation ein gutes Klima haben. Aber der 
von mir soeben geschilderte Vorgang zwingt mich, 
dem Protokoll hier etwas hinzuzufügen: Ich muß 
nun auch die Grüße der Regierungskoalition über- 
bringen, die Grüße der SPD und der FDP. Aber sehr 
notwendig ist das nicht: Aus der Tatsache, daß die 
Bundesregierung erfreut war, die Jubiläumsveran- 
staltung in diesem Hause in Bonn zu wissen, mögen 
Sie schließen, wie unsere Parteien die Aktivitäten 
der Versammlung einschätzen. 

IcL . öchte nun auf den Bericht des Herrn Kolle- 
gen Kiieg eingehen. Ich freue mich, Herr Kollege 
Krieg, daß Sie unter Punkt 5 Ihres Berichts selber 
erklären, daß Sie nicht davon ausgehen, daß alles 
das, was Sie in Ihrem Bericht darstellen, die einhel- 
lige Auffassung Ihres Ausschusses oder der Ver- 
sammlung ist. Das war eine sehr gute Abgren- 
zung. 

Ganz besonders habe ich mich über den Teil Ih- 
res Berichts gefreut, in dem Sie den Akzent auf die 
verstärkten Arbeiten der Versammlung gerichtet 
haben. Ich muß sagen: Nach meiner Einschätzung 
sind die Versammlungen in den letzten Jahren 
ständig lebendiger geworden. 

Ich will dem Kollegen De Bruyne nicht vorgrei- 
fen — er übt natürlich auch noch ein bißchen Kri- 
tik an den Antworten des Ministerrats — , aber ich 
glaube, die Versammlung hat in den letzten Jahren 
sehr stark von der Diskussion mit dem Rat und 
auch von dem Auftreten der Minister gelebt, die uns 
hier die Meinung ihrer Regierungen vortrugen. Ich 
persönlich, Herr Kollege Krieg, bin bereit, Ihren 
Schlußfolgerungen in weiten Bereichen zu folgen. 
Diese Schlußfolgerungen sind für mich ein sehr gu- 
tes Ergebnis. 
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Unter Ziffer 62 kommen Sie zu einigen kurzfristi- 
gen Überlegungen. Fast alle Schlüsse, die Sie zie- 
hen, bin ich bereit nachzuvollziehen. Ich bin wie 
Sie der Meinung, daß der revidierte Brüsseler Ver- 
trag einen militärischen Beistand im Falle eines 
Angriffs gegen einen der Unterzeichnerstaaten ga- 
rantiert. Es ist wichtig, daß damit die britische und 
französische Atomwaffe in den Dienst Europas ge- 
stellt wird. Das ist ein enormer Vorteil dieses Ver- 
trages, gerade aus der Sicht der Bundesrepublik 
Deutschland, dessen Wert sehr hoch angesetzt wer- 
den muß. 

Ich teile auch die Schlußfolgerung, die Sie unter 
b ziehen. Sie sagen, dies sei der einzige Vertrag, 
der die westeuropäischen Länder zu einer engen- 
Konzertierung im außenpolitischen Bereich anhält. 
Dies sehe ich genauso. 

Sie sagen unter c: Der Vertrag assoziiert Frank- 
reich mit dem Verteidigungssystem der NATO. 
Auch dies ist zu begrüßen. 

Sie führen unter e an: Er bietet Parlamentariern 
aus allen Mitgliedstaaten Gelegenheit zu ständigen 
Überlegungen über Verteidigungsprobleme. Dies ist 
sehr hoch anzusetzen. 

Es wäre hier noch ein Buchstabe f anzufügen. Sie 
konnten ihn natürlich nicht anfügen, aber ich 
möchte das als deutscher Parlamentarier tun. Ich 
habe gestern das auch Herrn Staatssekretär Destre- 
mau gesagt: Für mich ist dies der Platz, an dem ich 
die Gelegenheit habe, mit den französischen Kolle- 
gen die wichtigen Probleme der europäischen Ver- 
teidigungspolitik anzusprechen und zu diskutieren. 
Ich bin wie Sie der Meinung, daß dies einen hohen 
Rang hat. Ich sagte gestern: Das ist der Grund, 
warum ich mich in dieser Versammlung engagiere. 
Ich glaube, daß eine Verteidigung — ich wiederho- 
le das — ohne die Republik Frankreich in Europa 
nicht glaubhaft gemacht werden kann. 

Vielleicht könnte man Ihren kurzfristigen Überle- 
gungen noch eine längerfristige hinzufügen: Wir 
gehen von dem revidierten Brüsseler Vertrag aus. 
Sie, Herr Kollege Krieg, werden wie ich die Proto- 
kolle und Berichte der Nordatlantischen Versamm- 
lung gelesen haben. Ich glaube, das könnte auch 
die Auffassung von Herrn Destremau und mögli- 
cherweise auch die Ihres Staatspräsidenten sein: Es 
steht nirgends geschrieben, daß dieser revidierte 
Brüsseler Vertrag nicht erneut revidiert werden 
könnte, um eine Basis zu werden für eine Union 
mit weiterführenden Möglichkeiten. Man müßte 
prüfen, in welchem Umfang das berechtigt ist, was 
die Nordatlantische Versammlung unter dem 
Aspekt angesprochen hat, daß es möglicherweise 
noch einige diskriminierende Punkte gibt, die die 
Bundesrepublik Deutschland betreffen. Aber ich 
kann mir nicht vorstellen, daß das Anlaß für ir- 
gendwelche Auseinandersetzungen sein wird. 

Ich habe Ihnen zu der Empfehlung einen Ände- 
rungsantrag vorgelegt. Sie haben den möglicher- 
weise schon gesehen. Er betrifft den Punkt d, den 
ich hier ausgelassen habe. Ich will die Diskussion 
von heute morgen über den Änderungsantrag der 
Kollegen Radius und Valleix nicht wiederholen, 


sondern ich biete Ihnen eine Kompromißformel an. 
Ich meine, dieser Kompromißformel könnten Sie zu- 
stimmen. Wenn Sie sie als Berichterstatter anneh- 
men könnten, würden Sie sich — davon bin ich 
überzeugt — auch in der deutschen Delegation ei- 
nen ausreichenden Rückhalt für die Durchsetzung 
Ihres Berichts sichern können. — Ich danke Ihnen, 
Herr Präsident. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident I Verehrte 
Kolleginnen und KollegenI Ich will versuchen, in 
fünf Bemerkungen kurz das Fazit aus dieser Diskus- 
sion zu ziehen, wie es sich mir darstellt. 

Zunächst einmal möchte ich dem Berichterstatter 
dafür danken, daß er in seiner Begründung wirklich 
einen fairen Versuch — für ihn wirklich nicht ganz 
einfachen Versuch — gemacht hat, die abweichen- 
den Meinungen darzustellen, soweit das eben mög- 
lich ist, wenn man eine klare Meinung in einer Sa- 
che hat, wie immer man diese Meinung beurteilen 
mag. 

Zweitens scheint mir eine Frage wichtig zu sein, 
die auch schon in dem Bericht erscheint, und zwar 
als eine Bemerkung, die ich seinerzeit im Politi- 
schen Ausschuß gemacht habe. Der Berichterstatter 
zitiert meine Bemerkung dahin gehend, ich hätte ge- 
sagt, einer der entscheidenden Punkte der Diskus- 
sion sei wohl der, wann denn nun in der Europä- 
ischen Gemeinschaft über Verteidigung gesprochen 
werden solle, wenn man deren politische Finalität 
bejahe. Ich fand die heutige Diskussion in diesem 
Punkt sehr interessant. Der Kollege Kliesing hat, 
wenn ich ihn recht verstanden habe, gesagt: Zuerst 
gemeinsame Außenpolitik, danach können wir über 
Verteidigung sprechen. Nun, es hat früher einmal 
die Meinung gegeben, daß gewissermaßen nur ein 
„Dreischritt" möglich sei: zuerst Integration zur ge- 
meinsamen Wirtschaftspolitik, dann gemeinsame 
Außenpolitik und als dritter Schritt gemeinsame 
Verteidigungspolitik in Europa. Aber schon in dem 
ersten Fall hat sich gezeigt, daß dies so nicht mög- 
lich war, weil die Interdependenz zwischen den drei 
Gebieten so stark ist, daß man nicht ohne weiteres 
eine solch starre Reihenfolge aufstellen kann. Wir 
haben die wirtschaftliche Integration noch nicht, 
beginnen aber schon mit der europäischen politi- 
schen Zusammenarbeit in der Europäischen Union. 
Ich meine, daß das gleiche — ohne daß Verteidi- 
gungspolitik insoweit eine Priorität hätte — für das 
Verhältnis von Außenpolitik und Verteidigungspo- 
litik gilt. Man kann nicht eine gemeinsame Außen- 
politik der Neun konzipieren, ohne auch an Vertei- 
digungspolitik zu denken. Ich möchte Ihnen, Herr 
Kollege Kliesing, das entgegenhalten,was der Kol- 
lege Carstens in einem anderen Zusammenhang ge- 
sagt hat. Mit Recht hat er davor gewarnt — ich bin 
ganz seiner Meinung — , zu sagen: zuerst Erweite- 
rung der Befugnisse und dann direkte Wahl. Ich 
möchte, daß wir auch in diesem Fall nicht solche 
starren Prioritäten aufstellen, sondern zur rechten 
Zeit das tun, was notwendig ist. 

Meine dritte Bemerkung bezieht sich auf die 
Frage der Nuklearstreitkräfte in Europa. Ich möch- 
te hier nicht im einzelnen auf diese schwierige Fra- 
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ge eingehen. Nur meine ich, eines ist doch wohl 
klar: Solange wir die Nuklear Streitmacht von Groß- 
britannien und Frankreich weder wegwünschen 
noch wegzaubern können, müssen wir uns mit dem 
Gedanken befreunden, daß eine europäische Vertei- 
digungskonzeption irgendwann einmal auch eine 
gemeinsame europäische Nuklearkonzeption bein- 
halten muß. Wenn man die innere Logik dieses Zu- 
sammenhanges berücksichtigt, kann man das nicht 
einfach als eine Obszönität wegschieben oder vor 
sich herschieben. Irgendwann einmal muß man 
auch über diese Frage nachdenken, wie immer man 
sie löst. Ich bin hier und heute nicht etwa — das 
möchte ich ganz klar sagen — für eine europäische 
Nuklearmacht oder dergleichen. Aber man muß zu 
gemeinsamen Überlegungen kommen, solange eben 
— und davon ist ja auszugehen — diese Nuklear- 
streitkräfte in Frankreich und in Großbritannien 
existieren. 

Ich komme zu meiner vierten Bemerkung bei der 
Frage nach dem Ergebnis der heutigen Diskussion. 
Welche Bedeutung, welchen Wert hat die Westeu- 
ropäische Union noch im Verhältnis zu allen ande- 
ren Institutionen, die jetzt in den Vordergrund tre- 
ten, sei es die Europäische Gemeinschaft auf der ei- 
nen Seite, sei es die NATO auf der anderen Seite? 
Da ist erstens — das ist hier schon des öfteren ge- 
sagt worden — die automatische Bündnisverpflich- 
tung, die es im NATO-Vertrag eben nicht gibt. Das 
zweite ist — und das betrifft das, was ich im Blick 
auf die politische und damit auch verteidigungspo- 
litische Finalität der Gemeinschaft gesagt habe — , 
daß die Westeuropäische Union der geeignete Ort 
ist, um vorbereitende Studien in Richtung auf eine 
solche Verteidigungskonzeption anzustellen. Das 
dritte ist, daß die Westeuropäische Union und der 
Brüsseler Vertrag die Grundlage für die Anwesen- 
heit britischer Truppen auf dem Festland sind. Ich 
möchte das hier ganz deutlich unterstreichen. Das 
vierte hat mein Freund Klaus Richter schon er- 
wähnt: Es ist wichtig, daß wir hier ein Forum dafür 
haben, mit einem Frankreich, das — ich sage es 
ganz freimütig — auch zu meinem Bedauern sich 
nicht mehr an der militärischen Integration der 
NATO beteiligt, in verteidigungspolitischen Fragen 
zusammenzuarbeiten. Ich habe ein wenig die Hoff- 
nung, Herr Präsident, daß einmal das gleiche ein- 
tritt, was seinerzeit in bezug auf den Beitritt Groß- 
britanniens zur Europäischen Gemeinschaft einge- 
treten ist. Da war die WEU der Ort, wo diese Ent- 
wicklung gefördert worden ist. Vielleicht könnte 
die Westeuropäische Union einmal der Ort sein, an 
dem wieder eine Annäherung Frankreichs an die 
militärische Integration im NATO-Bündnis möglich 
sein könnte. Sicherlich wird das jeder Vertreter 
der französischen Regierungspolitik weit von sich 
weisen. Aber ebenso sicher ist, daß man in der Po- 
litik niemals „niemals“ sagen soll. 

Ich komme zu meiner fünften und letzten Bemer- 
kung. Wenn ich in Ansehung dessen, was ich so- 
eben hier gesagt habe, dem Bericht und der Empfeh- 
lung zustimme — ich betone allerdings, ich halte 
die Abänderungsanträge für vernünftig, weil sie ei- 
nen realistischeren Ton in die Empfehlung brin- 
gen — dann geschieht das in der Überzeugung, daß 


die wesentlichen Punkte in dem Bericht behandelt 
worden sind. Ich sage allerdings auch freimütig, 
daß diese Zustimmung einige Akzente in der Be- 
gründung nicht einschließt. 


Tagesordnungspunkt: 

Zwanzigster Jahresbericht des Rates für die 
Versammlung 

(Drucksache 661 und 664) 
Berichterstatter: Minister Van Eislande 

Politische Aktivitäten des Rates — Antwort auf 
den 20. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 667) 

" Berichterstatter: Abg. de Bruyne 

Anwendung des Brüsseler Vertrages — Ant- 
wort auf den 20. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 673) 

Berichterstatter: Abg. de Niet 

Die Europäische Weltraumbehörde — Antwort 
auf den 20. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 670) 

Berichterstatter: Abgeordneter Richter 

Richter (SPD): Herr Präsident, ich habe die Ehre, 
im Namen des Ausschusses für Wissenschaft, Tech- 
nologie und Weltraumfragen die Antwort dieser 
Versammlung auf den 20. Jahresbericht des Rates 
vorzutragen. Diese Aufgabe ist leicht und ange- 
nehm zugleich. Erstens ist der Zeitraum, über den 
ich zu berichten habe, sicher der bedeutendste in 
der Geschichte der europäischen Raumfahrt. Zwei- 
tens hat gestern schon Herr Gaston Geens, der bel- 
gische Staatssekretär der Finanzen und für Wissen- 
schaftspolitik, hier dargestellt, daß in den letzten 
Monaten eine gewisse Übereinstimmung zwischen 
Rat und Versammlung erzielt werden konnte. 

In früheren Jahren, Herr Minister, gab es aus 
diesem Hause eine Menge Kritik. Mit dem Entwurf 
der Empfehlung sprechen wir jetzt den Regierungen 
unsere Anerkennung dafür aus, daß es zur Grün- 
dung der European Space Agency kam. Diese ESA 
ist von Ausschuß jahrelang gefordert worden. Zahl- 
reiche Fachleute aus dem Spitzenmanagement der 
ESA haben bei unseren Ausschußsitzungen aner- 
kannt, daß es nicht zuletzt der Arbeit des Fachaus- 
schusses dieser Versammlung zu danken ist, daß 
das große Ziel endlich erreicht werden konnte. 

Am Freitag dieser Woche wird im internationa- 
len Tagungspalast in der Avenue Kleber die Akte 
der ESA feierlich unterzeichnet werden. Der Kolle- 
ge de Bruyne wird als Vertreter der Parlamentari- 
schen Versammlung dort anwesend sein. 

Am 15. April hat der Council der ESA eine weite- 
re Anmahnung von uns erfüllt; er hat seinen Gene- 
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raldirektor ernannt. Mit der jetzigen Organisation 
und den Zuständigkeiten sollte die Gewähr dafür 
gegeben sein, daß die Unzulänglichkeiten, die sich 
an der Spitze von ELDO und ESRO in den vergan- 
genen Jahren zeigten, überwunden werden können. 
Ich bin weiter davon überzeugt, daß die ESA des- 
halb einen guten Start haben wird, weil ihr Budget 
für die nächsten vier Jahre gebilligt ist und sie' da- 
mit zu langfristigen Planungen befähigt wurde. 
Auch das war ein Anliegen dieses Hauses. 

Kennzeichnend für die Entwicklung im Bereich 
der Anwendungsprogramme ist der Beginn von drei 
neuen Wahlprogrammen: „Spacelab", „Ariane" und 
„Marots". Das in technologischer Hinsicht ehrgeizi- 
ge Programm „Spacelab" führt zu einer engen Zu- 
sammenarbeit Europas mit den USA, da das Welt- 
raumlaboratorium integraler Bestandteil des ameri- 
kanischen „Space-Shuttle "-Programms ist. Der eu- 
ropäische Beitrag weist eine maßgebliche deutsche 
Beteiligung aus. Die Bundesrepublik ist an diesem 
Programm mit 52,5 ®/o beteiligt. 

„Ariane" soll die europäische Trägertechnologie 
fortsetzen und 1980 zu einer eigenen Trägerkapazi- 
tät Europas führen. Der dreistufige Träger basiert 
zum Teil auf Entwicklungen, die bereits für das Eu- 
ropa-III-Programm der ELDO begonnen worden wa- 
ren. Das Projekt „Ariane" war von uns, ich möchte 
sagen, mit der ganzen Kraft des Herzens ge- 
wünscht worden. Wir haben unsere französischen 
Kollegen immer wieder ermahnt, auf diesem Weg 
zäh weiterzugehen. Es ist klar, daß die Federfüh- 
rung in Frankreich liegt, Frankreich wird 62,5 Vo 
der Kosten aufbringen. 

Ein Anliegen, Herr Minister, möchte ich Ihnen 
mit auf den Weg geben. Unter den Kollegen, die 
sich mit Wissenschaftsproblemen befassen, ist sicher 
nicht ein einziger, der an der Basis Kourou nicht 
interessiert wäre. Wir haben das in dieser Woche 
schon mehrfach geäußert. Präsident de Montesquieu 
hat das zu Beginn hier ausführlich dargestellt. Viel- 
leicht sollte ich noch bemerken, daß der Ausschuß 
bei einer Reise in die Vereinigten Staaten eine 
modifizierte amerikanische Haltung zu „Ariane" fest- 
stellen konnte. Während die Amerikaner sonst sehr 
ablehnend waren, zeigten sie erstmals Verständnis 
für die europäische Haltung. 

Schließlich ist zu erwähnen, daß auch die Briten 
ein sehr anspruchsvolles Projekt federführend bear- 
beiten, nämlich den Maritim- Satelliten. Mit diesem 
Satellitensystem hoffen wir eines Tages die Schiff- 
fahrtswege der Welt in Zusammenarbeit mit dem 
korrespondierenden amerikanischen Programm 
„Marisat" kontrollieren zu können. Großbritannien 
ist mit 55,8 % beteiligt. 

Ich gehe aus Zeitmangel, Herr Minister — Sie 
haben nur sehr wenig Zeit — , auf die wissenschaft- 
lichen Programme nicht ein. Über die Ergebnisse 
von „Heos-1" und „Heos-2" ist ohnehin viel be- 
kanntgeworden. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, Herr Mi- 
nister und meine lieben Kollegen, daß der Aus- 
schuß noch einige besondere Anliegen hat, die Sie 


in der Empfehlung finden. Wir wünschen, daß die 
europäische Raumfahrtpolitik langfristig unter den 
Regierungen und auch mit den Vereinigten Staaten 
abgestimmt wird. Wir meinen, daß die Mitgliedsre- 
gierungen die Basis vor allen Dingen auch der ESA 
nutzen sollten, um innerhalb der Vereinten Natio- 
nen die Gespräche führen zu können, die im Be-- 
reich der friedlichen Nutzung des Weltraums noW 
wendig sind. Diese Agentur bietet eine glänzende 
Ausgangsposition, um die Diskussion dort materiell 
vorzubereiten. 

Schließlich legen wir großen Wert darauf, daß 
die Raumfahrtprogramme, die ich vorhin angespro- 
chen habe, zu Ende geführt werden. Es ist aus der 
Sicht der Industrie auch wichtig, daß spätere Pro- 
gramme, die nach „Spacelab", nach „Ariane" und 
nach „Marots" in Angriff genommen werden, recht- 
zeitig in die Diskussion aufgenommen werden. 

Eine letzte Bemerkung. Wir möchten darauf hin- 
weisen, daß wir auch ein europäisches Raumfahrt- 
programm brauchen, bei dem militärische Aspekte 
gewürdigt werden. Hier stehen wir erst am Anfang 
des Denkprozesses. Aber es ergeben sich gerade 
aus der Sicht dieser Versammlung, die sich Vertei- 
digungsanliegen gegenüber immer besonders aufge- 
schlossen zeigte, hier sehr viele Möglichkeiten. 

Abg. de Stexhe (Belgien) spricht sich für eine 
Änderung des Absatzes 3 des Änderungsantrags 
Nr, 1 des Abg. de Niet zur Empfehlung betreffend 
die politischen Aktivitäten des Rates (Drucksache 
667) aus. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Versamm- 
lung braucht einen Gesprächspartner. Sie hat ihm im 
Augenblick faktisch nicht oder doch nur in einer 
sehr homöopathischen Weise, wenn ich mich diplo- 
matisch ausdrücken darf. 

Ich habe großes Verständnis für die Auffassung 
des Kollegen de Niet, wenn er sagt: Für Parlamen- 
tarier sind Gesprächspartner die Minister, allenfalls 
die Staatssekretäre. Wer die Meinung vertritt, daß 
man diesen level — so sagt man es auch bei uns im 
Deutschen — einhalten müsse, wird für den Antrag 
des Kollegen de Niet stimmen müssen. Wer aber 
der Ansicht ist — und ich verhehle nidit, daß ich mit 
der großen Mehrheit der Mitglieder des Politischen 
Ausschusses dieser Ansicht bin — , daß es besser ist, 
den berühmten Spatz — ohne damit den Botschaftern 
zu nahe treten zu wollen — in der Hand zu haben als 
die Taube auf dem Dach, wie ein deutsches Sprich- 
wort sagt, der wird diesen Antrag ablehnen müssen. 

Der Kollege de Niet hat auch recht, wenn man 
von den alten Formen der Zusammenarbeit zwi- 
schen Rat und Versammlung ausgeht. Es ist aber an 
der Zeit, daß wir neue Formen der Zusammenarbeil; 
zwischen Rat und Versammlung zu entwickeln ver- 
suchen, gerade in der aktuellen Situation, in der 
wir ja alle den Eindruck haben, daß wir in den Be- 
ziehungen zum Rat ein wenig in eine Sackgasse ge- 
raten sind. Da könnte der Ausschuß der Ständigen 
Vertreter eine wichtige Rolle spielen. 
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Was den letzten Punkt, die Ziffer 3 anlangt, so 
würde ich dem Vorschlag des Kollegen de Stexhe 
zustimmen. 

Der Änderungsantrag des Abg. de Stexhe (Bel- 
gien) wird angenommen. 


T agesordnungspunkt: 

Stand der europäischen Sicherheit 

Abstimmung über den geänderten Empfehlungs- 
entwurf 

(Drucksache 671) 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Union und WEU 

Abstimmung über die Empfehlung 
(Drucksache 662) 

Abg. Richter begründet den Änderungsantrag 
Nr. 1 zum Empfehlungsentwurf betreffend die Euro- 
päische Union und die WEU (Drucksache 662) 

Richter (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben hier im Moment eine et- 
was schwierige Situation. Wir hatten eine sehr ru- 
hige und ausgewogene Debatte. Der Berichterstat- 
ter, der Kollege Krieg, hat dies anerkannt. Der Vor- 
sitzende des Ausschusses hat auch am Ende der 
Debatte zu erkennen gegeben, daß die von mir und 
einigen Kollegen eingereichten Änderungsanträge 
aus seiner Sicht ausgewogen sind. Wenn Sie sich 
die Unterzeichner ansehen, erkennen Sie, daß wir 
versucht haben, Kollegen aus allen politischen 
Fraktionen in dieser Frage zu gewinnen. Ich habe 
auch das Gefühl, daß sehr viele Kollegen bereit 
sind, mir zu folgen. 

In meiner Schlußwürdigung der Ansprache von 
Herrn Krieg habe ich ihm in allen Punkten Raum 
gegeben. Das ist doch, wenn ich an die Debatte in 
Paris zurückdenke, viel mehr, als damals zu erwar- 
ten war. Nach meiner Meinung würde die Annah- 
me des Änderungsantrags die Situation vermeiden, 
die wir heute morgen schon einmal erlebt haben; 
denn der Inhalt des Antrags, der von den Kollegen 
Radius und Valleix eingebracht worden war, ist 
praktisch derselbe. Das Abstimmungsergebnis zu 
diesem Antrag war doch eindeutig. 

Ich war bemüht — und das sollte die Versamm- 
lung erkennen — , dem Kollegen Krieg mit meinem 
Änderungsantrag eine Brücke zu bauen, um gewis- 
sermaßen ein Treffen auf halbem Wege zu ermögli- 
chen. Das ist der Sinn meines Änderungsantrags. 
Ich hoffe, daß er Unterstützung findet. — Ich dan- 
ke. 

Abg. Krieg (Frankreich) äußert sich zum Ände- 
rungsantrag des Abg. Richter. 

Richter (SPD) : Herr Präsident, ich bin bereit, den 
Absatz 6, die Kompromißformel, die der Berichter- 


statter dargestellt hat, zu akzeptieren. Ich glaube, 
das ist ausgewogen. Das kann man so sehen. 

In Absatz 7 habe ich das Wort „Reaktivierung" 
nicht weggelassen, sondern ich habe es ergänzt. Ich 
habe eine andere Formel gefunden. Ich spreche von 
den Aufgaben des Ständigen Rüstungsausschusses, 
die man nicht aus dem Auge verlieren darf. Ich 
glaube, daß das eine sehr präzise Aussage ist, und 
möchte bitten, daß über die Formel so, wie ich sie 
vorgeschlagen habe, abgestimmt wird. 

Der vom Abg. Richter (SPD) begründete Ände- 
rungsantrag wird angenommen. 


Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zu den Parlamenten 

(Drucksache 665) 
Berichterstatter: Abg. Delorme 


Donnerstag, den 29. Mai 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des britischen Staatsministers für 
Auswärtige Angelegenheiten und des 
Commonwealth, Roy Hattersley 

ln Abwesenheit des Staatsministers Hattersley 
wird dessen Rede vom Sprecher der britischen De- 
legation, Abg. Fletcher, vorgetragen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatsministers im Auswärtigen 
Amt der Bundesrepublik Deutschland, 

Karl Moersch 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland. — Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bedanke mich sehr 
herzlich für die große Ehre, hier im Namen der Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland vor allem 
zu dem Bericht unseres Kollegen de Koster im Do- 
kument 669 kurz Stellung nehmen zu dürfen. Ich 
darf feststellen, daß die Bundesregierung in ent- 
scheidenden Punkten mit dem Herrn Berichterstat- 
ter de Koster übereinstimmt. Wir sind dankbar für 
die nüchterne Beurteilung des heutigen und künfti- 
gen Verhältnisses zwischen den USA und Europa 
und den Hinweis auf die notwendige Kenntnis der 
Geschichte und der Erfahrungen, aus denen die 
amerikanische öffentliche Meinung von heute re- 
sultiert, die als eine sehr starke und ernst zu neh- 
mende öffentliche Meinung ihren Einfluß auf die 
Entscheidungen der amerikanischen Administration 
geltend macht. 
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Wir sind insofern besonders dankbar für Ihre 
vorausgegangene Darstellung, Herr Kollege de Ko- 
ster, die neben einer gründlichen historischen Ana- 
lyse auch noch den beachtlichen Vorteil einer Prä- 
zisierung der gegenwärtigen Situation bietet, so- 
wohl einer Präzisierung der Situation im politisch- 
militärischen Bereich als auch im wirtschaftlichen 
Bereich, der ja — das darf man hier vielleicht ein- 
mal in Erinnerung zurückrufen — sozusagen am 
Anfang der Europa-Uberlegungen der Vereinigten 
Staaten nach dem zweiten Weltkrieg gestanden hat. 
Der politisch-militärische Bereich war eher die 
Konsequenz. Die wirtschaftlichen Überlegungen der 
USA, damals der Administration unter Präsident 
Truman und Außenminister Marshall, waren der 
Ausgangspunkt. Denn man hatte in den USA — das 
haben Sie ebenfalls hier dargestellt — mit Recht 
den Eindruck, daß dieses Europa Hilfe zur Selbst- 
hilfe brauche, und man hat sie ihm großzügig ge- 
währt. Wir Europäer haben allen Grund, dafür dank- 
bar zu sein. 

Ich habe auch keinerlei Schwierigkeiten, mich 
den Schlußfolgerungen von Herrn de Kosters Be- 
richt voll anzuschließen, vielleicht mit der kleinen 
Einschränkung, Herr Kollege, daß mein Vertrauen 
in die Möglichkeiten spürbarer Fortschritte in der 
europäischen Einigung in nicht allzu entfernter Zu- 
kunft vielleicht etwas ausgeprägter ist als das ihri- 
ge. Ich möchte aber in meinen Beitrag nur wenige 
Akzente setzen, wobei mir die realistische Ein- 
schätzung der Situation, in der sich Europa und die 
USA heute befinden, als Ausgangspunkt für unsere 
künftigen politischen Entscheidungen ganz beson- 
ders wichtig erscheint. 

Ich glaube, jede Betrachtung des europäisch-ame- 
rikanischen Verhältnisses muß davon ausgehen, 
daß auch in den letzten Jahren die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika die unbestrittene Füh- 
rungsmacht des Westens geblieben sind und wei- 
terhin sein werden. Die USA haben ihre seit Kriegs- 
ende bestehende Präponderanz in der Atlantischen 
Gemeinschaft behalten. Die NATO ist unter dem 
amerikanischen Atomschild die Basis unserer ge- 
meinsamen militärischen Sicherheit, d. h. der mili- 
tärischen Sicherheit des Westens insgesamt. 

Wenn wir dies sagen, müssen wir gleichwohl im 
Auge behalten, daß die USA vor allem seit drei 
Jahren schwerste Erschütterungen durchmachen 
und durchgemacht haben. War in den 50er bis in 
die 60er Jahre hinein noch eine Art, wie man hier 
in Europa sagte, missionarische Phase der amerika- 
nischen Innen- und auch der amerikanischen Au- 
ßenpolitik zu verzeichnen, nämlich das weltweite 
Engagement, die weltweite politische, militärische 
und wirtschaftliche Hilfeleistung, wo immer sie er- 
forderlich schien, so ist nach der schweren Bela- 
stung in Vietnam in den Vereinigten Staaten seit 
längerer Zeit und jetzt verstärkt das Bewußtsein 
spürbar, daß man ein over-commitment eingegangen 
sei und daß man dieses over-commitment abzubauen 
habe. 

Dieser Vorgang, den ich hier nur in wenigen Sät- 
zen skizzieren konnte, ist ein Vorgang mit erhebli- 
chen wirtschaftlichen, sozialen und innenpoliti- 


schen Konsequenzen in den USA, Konsequenzen, 
die auch und besonders in Europa spürbar sind. Be- 
sonders nachhaltig waren die Auswirkungen auf 
die öffentliche Meinung in den USA. Sie spiegelt 
sich wider im Kongreß und in einer umfassenden 
Diskussion über die Funktionsfähigkeit der Demo- 
kratie und ihrer Institutionen. Ja, ich möchte nach, 
jüngsten Beobachtungen in den USA fast noch ei- 
nen Schritt weitergehen. Ich glaube, daß die Ameri- 
kaner beginnen, darüber nachzudenken, ob denn 
ihre Verfassung, die einmal für Amerika ohne jede 
ausgreifende Politik gegenüber dritten Ländern ent- 
standen war, mit ihren Gleichgewichtsvorschriften 
für eine weltpolitische Rolle überhaupt tauglich sei 
und ob sie nicht sozusagen der neuen Verantwor- 
tung der USA angepaßt werden müsse. 

Noch sind die Folgen dieser inneramerikanischen 
Diskussion nicht ganz sichtbar und vor allem die 
tiefgreifenden Veränderungen nicht abgeschlossen. 
Es könnte am Ende eine tiefgehende Krise oder 
eine heilsame Erfahrung stehen. Aber eines ist ganz 
sicher: Das beeindruckende Regenerierungsvermö- 
gen der USA, nämlich das Vermögen, sich aus eige- 
ner Kraft heraus zu regenerieren, wird weder im 
Inland noch im Ausland angezweifelt. Wir haben 
schon oft in der Geschichte diese Fähigkeit der Ver- 
einigten Staaten bewundern dürfen, mit großer 
Schärfe eigene Fragen zu diskutieren und daraus 
umgehend Konsequenzen und Folgerungen für Ver- 
besserungen zu ziehen. 

Alle diese innen- und außenpolitischen Verände- 
rungen der US-Position haben einen Hauptpunkt 
unbestrittenermaßen völlig unberührt gelassen, 
nämlich die amerikanische Bindung an Westeuropa. 
Niemals hat der Gedanke einer Abwendung von 
Europa oder von der NATO irgendwo in dieser Dis- 
kussion in den USA Fuß fassen können. Die ameri- 
kanische Verpflichtung Europa gegenüber ist im- 
mer voll aufrechterhalten worden und hat Priorität 
behalten. Insofern gehen alle Vergleiche etwa zwi- 
schen Ereignissen in Südostasien und dem amerika- 
nisch-europäischen Verhältnis in die Irre und füh- 
ren zu keinerlei vernünftigen Schlußfolgerungen. 

Gleichwohl hat die Konzentration wichtiger ame- 
rikanischer Überlegungen auf nichteuropäische Be- 
reiche dazu geführt, daß die USA der europäischen 
Entwicklung eine Zeitlang eine etwas geringere 
Aufmerksamkeit gewidmet haben, als wir es in den 
50er und beginnenden 60er Jahren noch gewöhnt 
waren. Und zwar fiel dies gerade in eine Zeit, die 
für den europäischen Einigungsprozeß besonders 
vordringlich und wichtig war, wichtig wie seit den 
50er Jahren nicht mehr; es war die Zeit der begin- 
nenden politischen Zusammenarbeit. Ich verweise 
hier auf die europäischen Konferenzen in Den 
Haag, Paris und Kopenhagen. Zugleich war es die 
Zeit der Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft durch den britischen, irischen und dänischen 
Beitritt, der vom 1. Januar 1973 an wirksam gewor- 
den ist. Aus dieser Situation der USA und der 
gleichzeitigen Entwicklung in Europa entstanden 
nun zahlreiche Probleme, die auf unzureichendem 
gegenseitigem Verständnis für die jeweiligen 
Schwierigkeiten in dem einen oder anderen Teil des 
Atlantischen Bündnisses beruht haben. 
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Ein weiteres Moment hat die Schwierigkeiten 
zweifellos verschärft — darauf hat Herr de Koster 
ebenfalls hingewiesen — : das wachsende Wirt- 
schaftsgewicht der Europäischen Gemeinschaften 
und die sich damals sehr verschlechternde Wirt- 
schaftslage der USA. Es gab auch auf amerikani- 
scher Seite — das ist unbestritten — ein mangeln- 
des Vertrauen in die Gutwilligkeit der Europäer ei- 
nerseits, und es gab auf europäischer Seite ein 
Mißtrauen in die amerikanische Konsultations- und 
Abstimmungsbereitschaft in beide Seiten bewegen- 
den politischen Fragen. Schließlich gab es den Nah- 
ostkonflikt vom Oktober 1973, der die Energiekri- 
se in den westlichen Industrieländern mit ausgelöst 
hat. Diesem Konflikt wiederum folgte das gleicher- 
maßen schwierige Problem der allgemeinen Roh- 
stoffversorgung, d. h. der Rohstoffverknappung und 
-Verteuerung mit all den Konsequenzen für die In- 
dustriestaaten, die auf Rohstoffeinfuhren entschei- 
dend angewiesen sind. 

Das Ergebnis ist bekannt. Es kam glücklicherwei- 
se zu einer wachsenden Einsicht in die europäisch- 
amerikanische Interdependenz. Zugleich aber wur- 
de deutlich, daß hier in Wirklichkeit langfristige 
und nur schwer lösbare Probleme vorliegen. Es 
wurde ebenfalls deutlich, daß der Weg zu einer 
westeuropäischen politischen Handlungsfähigkeit 
zwar beschritten worden ist, aber daß zum Ziel hin 
noch eine weite und schwierige Strecke zurückge- 
legt werden muß. 

Deshalb lassen Sie mich hier einige Worte zum 
Stand des europäischen Einigungswerkes sagen. Es 
ist zweifellos in den letzten Jahren nicht nach dem 
ursprünglichen Plan verlaufen. Meilenstein war die 
sogenannte Vollendung des Gemeinsamen Marktes 
im Sinne der Römischen Verträge im Jahre 1970 
nach der Haager Gipfelkonferenz. Damals wurde 
als Hauptprojekt für die 70er Jahre der Aufbau der 
Wirtschafts- und Währungsunion konzipiert. Sie 
hätte gegen Ende dieses Jahrzehnts, der 70er Jahre, 
entscheidende Souveränitätsübertragungen auf Ge- 
meinschaftsorgane mit sich gebracht, so daß die 
gleichzeitige Errichtung einer politischen Union mit 
erheblichen Kompetenzen für die Zentralgewalt, 
also eine Art, wenn Sie so wollen, europäischer Re- 
gierung, zwingend notwendig geworden wäre, wie 
gesagt, schon als Konsequenz aus der dann gebote- 
nen wirtschaftlichen Kooperation und Koordination 
von Währungs- und Wirtschaftsentscheidungen. 
Daneben war die Erweiterung der Gemeinschaft 
von sechs auf zunächst zehn Mitglieder eine Aufga- 
be, deren Lösung den Charakter des Einigungswer- 
kes nicht verändern, sondern seine Basis vergrö- 
ßern und zugleich stärken sollte. 

Die erste Gipfelkonferenz von damals noch zehn 
Staaten im Oktober 1972 hatte ein ehrgeiziges Pro- 
gramm vorgelegt, wie wir alle heute wissen, das 
der neuen Dimension dieser erweiterten Europä- 
ischen Gemeinschaft angepaßt war. Die zentrale po- 
litische Feststellung und Aussage dieser Konferenz 
von Paris war der Beschluß zur Schaffung einer Eu- 
ropäischen Union „vor Ende des Jahrzehnts". Eine 
ungestörte Verwirklichung dieser Pläne für die sei- 
nerzeit so genannte zweite Generation des Eini- 


gungswerkes hätte die europäischen Ziele erfüllt, 
die für alle deutschen Bundesregierungen maßgeb- 
lich waren, nämlich die Zusammenfassung der 
Kräfte des alten Kontinents in einer gemeinsamen 
wirtschaftlichen und politischen Struktur zur Si- 
cherung von Frieden und Freiheit, Wohlstand und 
Unabhängigkeit Europas und in enger Partnerschaft 
mit den Vereinigten Staaten, im Rahmen des Atlan- 
tischen Bündnisses und mit der Möglichkeit zu ei- 
ner effektiven Freundschaft und Hilfestellung für 
die Länder der Dritten Welt. Das war, wie gesagt, 
unsere Vorstellung. Das ist unser Konzept. 

Trotz der inzwischen veränderten Umstände blei- 
ben diese grundlegenden Optionen der frühen 70er 
Jahre, nämlich die Wirtschafts- und Währungsunion 
und die europäische politische Union, als Ziele 
für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
maßgebend. 

Daß es nun nicht geradewegs zur Vollendung 
dieser Zielsetzung gekommen ist, hat viele Ursa- 
chen. Die wichtigsten sind von Herrn de Koster 
hier bereits aufgezählt worden. Ich habe einige 
noch einmal verdeutlichen wollen. Diese Ursachen 
entzogen und entziehen sich der alleinigen Einfluß- 
nahme der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten. 
Dies gilt vor allem für die weltweiten Veränderun- 
gen der Wirtschafts- und Währungsordnung, auf 
die wir gemeinschaftlich oder koordiniert, jeden- 
falls nur im Verein mit anderen in größerem Rah- 
men die notwendigen Antworten finden können. 
Wir bemühen uns, wie Sie wissen, um diese Ant- 
worten im Rahmen der OECD und der Internatio- 
nalen Energieagentur. Gerade die letzten Tage ha- 
ben diese Bemühungen sehr deutlich gemacht und 
uns, wie ich hoffe und glaube, gemeinsam auch ein 
Stück weitergebracht. 

Mit anderen Belastungen, denen die Gemein- 
schaft ausgesetzt war, müssen wir allein fertig wer- 
den, so z. B. mit der Frage der britischen Mitglied- 
schaft. Hier hat die Gemeinschaft in schwierigen 
Gesprächsphasen einen Grad von Flexibilität ge- 
zeigt, die für ihren weiteren Zusammenhalt, wie ich 
meine, entscheidend war. Nur noch eine gute Wo- 
che trennt uns von dem britischen Referendum, auf 
dessen positiven Ausgang wir hoffen. Danach aber 
sollte die Frage des Zusammenhalts der erweiterten 
Gemeinschaft wohl endgültig ad acta gelegt wer- 
den. Wir müssen wieder in eine Phase der aktiven 
Konsolidierung und des weiteren Ausbaus eintre- 
ten. Die Ankündigung der Rückkehr Frankreichs in 
die Währungsschlange ist nach unserer Auffassung 
hierfür ein ermutigendes Signal. Einer der wichtig- 
sten Schritte muß es sein, dem Europa der Neun 
die demokratische Legitimation zu geben, die ihm 
gegenwärtig noch fehlt, auf die aber alle Mitglieds- 
länder individuell verpflichtet sind. Wenn sie es 
nicht wären, müßten sie auf Grund ihrer eigenen 
demokratischen Geschichte auf dieser Legitimation 
bestehen. 

Die Fortschritte im europäischen Einigungswerk 
erscheinen mit Blick auf die gesamtpolitische Lage 
unserer Zeit ohne jeden Zweifel dringlich. Ein poli- 
tisch geeintes Europa wird ein politisch und wirt- 
schaftlich stärkeres Europa und damit auch ein ver- 
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teidigungspolitisch leistungsfähigeres Europa sein. 
Darauf hat der Kollege Hattersley in der soeben 
verlesenen Rede mit Recht hingewiesen. Durch eine 
erhöhte europäische Leistungsfähigkeit würde sich 
eine Stärkung des Bündnisses insgesamt zwangs- 
läufig ergeben. Die Zusammenfassung der europä- 
ischen Kräfte soll auch zu einer größeren Ausge- 
wogenheit im weltpolitischen Kräftespiel führen. 
Ein sich einigendes Europa wird handlungsfähiger, 
selbständiger und auch selbstbewußter werden. Da- 
mit wachsen seine Möglichkeiten zur Übernahme 
der Verwantwortung, die viele in der Welt von uns 
Europäern erwarten. Gerade auf diese Weise könn- 
te Europa für die Vereinigten Staaten zu einem 
weitaus effektiveren und wertvolleren Partner wer- 
den als bisher. 

Wir sollten im übrigen — das dürfen wir hier bei 
einer realistischen Betrachtung der vergangenen 
Jahre doch wohl hinzufügen — das sich mehrende 
Haben auf dem europäischen Konto nicht unter- 
schätzen. Die Grundlagen für eine gemeinsame Au- 
ßenpolitik werden zur Zeit im Zusammenwirken von 
Europäischer Gemeinschaft und europäischer poli- 
tischer Zusammenarbeit geschaffen. Sie entwickeln 
sich Schritt für Schritt. Daneben bietet die Ent- 
scheidung des Pariser Gipfeltreffens vom Dezember 
1974, wonach die Regierungschefs und die Außen- 
minister künftig mindestens dreimal im Jahr zusam- 
mentreten, eine gute Chance für eine einheitliche 
politische Willensbildung und einen konkreten Fort- 
schritt im Einigungswerk. 

Unabhängig von jeweils konkreten Beschlüssen, 
die bei solchen Treffen gefaßt werden, sollten wir 
die Bedeutung nicht unterschätzen, die darin liegt, 
daß die verantwortlichen Politiker der neun Staaten 
bei solchen Treffen gehalten sind, ihre jeweilige 
Lageanalyse auszutauschen, um damit auch ihre 
Denkvorstellungen gegenseitig besser zu verstehen 
und damit auch die aktuelle Handlungsweise sozu- 
sagen auf eine kaum merkbare Weise zu harmoni- 
sieren. 

Es wird in Zukunft wesentlich darauf ankommen, 
daß es den europäischen Ländern gelingt, durch 
Tatsachen zu verdeutlichen wie sehr ihre fort- 
schreitende Einigung eine politische Grundbedin- 
gung der modernen Weltpolitik ist. Damit wird kei- 
ne Abkapselung oder Blockbildung angestrebt, son- 
dern eine Sammlung von Kräften, die auch im In- 
teresse der USA liegt. Denn diese Sammlung dient 
der Stabilität, dem Ausgleich und damit dem Frie- 
den und der Ausweitungsmöglichkeit auch für die 
Freiheit in unserer Welt. 

In der Erklärung von Ottawa wurde die Bedeu- 
tung der europäischen Einigung für das Atlantisdie 
Bündnis unterstrichen. Für die Bundesregierung 
gibt es keinen Zweifel, daß sich die von Ost und 
West angestrebte Entspannungspolitik nur auf der 
Grundlage dieser beiden Voraussetzungen vollzie- 
hen kann, nämlich einem handlungsfähigen Bündnis 
und der fortschreitenden europäischen Einigung. 
Wir dürfen mit Befriedigung feststellen, daß für die 
amerikanische Administration der Abschluß der 
Vietnam-Ära in erster Linie Anlaß zur Konzentra- 
tion des Westens auf gemeinsame Zukunftsaufga- 


ben ist. Dafür ist auch die Zusammenkunft in Brüs- 
sel ein hervorragender Beweis. Auch hierauf hat 
der Kollege Hattersley schon in seiner Rede hinge- 
wiesen. Die atlantische Bindung ist auch heute in 
steigendem Maße die stärkste und sicherste aus- 
wärtige Verpflichtung der USA. Der Grund dafür 
liegt nicht zuletzt darin, daß die nationalen ameri- 
kanischen Interessen einen engen politisch-militä- 
rischen und wirtschaftlichen Austausch und eine 
enge politisch-militärische und wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit Westeuropa erfordern. Eben diese 
gegenseitige Abhängigkeit leuchtet weiten Kreisen 
in den USA unmittelbar ein. 

Die Amerikaner haben von der „Lektion von 
Vietnam" gesprochen. Dies scheint nach unserem 
Verständnis erstens die Festigung und den Ausbau 
der militärischen Allianz des Westens zu implizie- 
ren — dem dient gerade die NATO-Gipfelkonferenz 
heute und morgen in Brüssel — , zweitens die Prü- 
fung der Möglichkeiten zu einem verstärkten politi- 
schen Dialog in allen wichtigen Fragen sowie die 
gemeinsame Vorbereitung der Positionen für die 
bevorstehenden weltwirtschaftlichen Verhandlun- 
gen über die Energie- und Rohstofffrage allgemein. 
Dem dient die Zusammenarbeit bei der Schaffung 
eines neuen weltwirtschaftlichen Systems, das wir 
uns nicht als ein ganz anderes System, sondern als 
eine Fortentwicklung der Grundlagen vorstellen, 
auf denen bisher, wie ich meine, erfolgreich soziale 
und wirtschaftliche Fortschritte in der Welt mög- 
lich gemacht worden sind, ein System also, in dem 
sowohl die Industrieländer als auch die Lieferlän- 
der ihren fairen Anteil erhalten, ein System, das 
nicht auf Konfrontation, sondern auf Kooperation 
zum Nutzen aller angelegt ist. 

Wir haben weiter festzustellen, daß die Priorität 
der atlantischen Bindung im Rahmen der mit größe- 
rer Selektivität gehandhabten US-Außenbeziehun- 
gen unbestritten ist. Es ist eine besondere Aufgabe 
der politisch Verantwortlichen, der Parlamentarier, 
die Kräfteverhältnisse in der Welt realistisch einzu- 
schätzen und entsprechende Vorsorge dafür zu tref- 
fen, daß wir nicht zu ihrem Spielball werden, son- 
dern daß wir sie in dem von uns gewünschten Sin- 
ne handelnd mitgestalten können. Das Bemühen 
von neun europäischen Staaten um Einigung und 
Zusammenarbeit gilt dem Ziel, eine umfassende 
Aktionsbasis aufzubauen, die den Westeuropäern, 
also nicht nur den EG-Mitgliedern, die Chance bie- 
tet, auch in Zukunft an den weltpolitischen Ent- 
scheidungen, die ihr Schicksal bestimmen werden, 
aktiv mitzuwirken. 

Der Prozeß der Einpassung der europäischen Ei- 
nigungspolitik in bestehende Bündnisse, in denen 
die USA eine besondere Rolle spielen, erfordert 
eine sorgfältige Steuerung. Vom Erfolg dieses Pro- 
zesses wird unsere Entwicklung, wird unser künfti- 
ges Schicksal wesentlich abhängen. Ich darf mit 
Freude feststellen, daß, wie mir scheint, die Ver-? 
handlangen dieser Versammlung bisher diesen all- 
gemeinen Konsensus bestätigt haben. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatsminister, ich 
habe mit Interesse Ihre Ausführungen gehört und 
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habe ihnen nichts hinzuzusetzen, weil ich mit Ihnen 
— was Sie nicht überraschen wird — im wesentli- 
chen übereinstimme. Aber ich habe festgestellt, daß 
Sie in Ihren Ausführungen, nachdem allerdings von 
allen Beteiligten am Anfang unserer Tagung über 
die Westeuropäische Union schon soviel gesagt 
worden ist, die Westeuropäische Union, wenn ich 
richtig hingehört habe, nur am Schluß kurz er- 
wähnt haben. Ich würde gern von Ihnen wissen, 
welche Rolle Sie der Westeuropäischen Union und 
ihrer Versammlung in dem Konzept, das Sie hier 
vor uns entwickelt haben, zumessen. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland. — Herr Abgeordne- 
ter, es ist Ihnen mit Recht aufgefallen, daß ich so- 
zusagen die Gesamtsituation gekennzeichnet habe, 
weil ich mich vor Wiederholungen bewahren woll- 
te, nachdem wir ja erst letzte Woche in London zu 
diesen Fragen ausführlich Stellung genommen hat- 
ten. Ich darf Ihnen versichern, daß die Bundesregie- 
rung der Auffassung ist, daß die Versammlung der 
Westeuropäischen Union ein notwendiges und 
wichtiges Forum zur Diskussion der sicherheitspoli- 
tischen Fragen in Westeuropa darstellt, weil es 
kein anderes parlamentarisches Gremium gibt, das 
in der Lage wäre, diese Fragen zu diskutieren. Ich 
darf Ihnen weiterhin sagen, daß die Bundesregie- 
rung der Ansicht ist, daß die Westeuropäische 
Union ihre im Vertrag festgelegten Verpflichtungen 
nicht nur voll aufrechterhalten sollte, sondern daß 
sie uneingeschränkt weitergelten müssen. Aller- 
dings — das ist kein Geheimnis: wir haben das je- 
denfalls niemals verschwiegen — , sind wir der An- 
sicht, daß die aktive militärische Zusammenarbeit 
dem Bündnis obliegt, das dafür seinerzeit von allen 
Mitgliedern geschaffen wurde, dem Atlantischen 
Bündnis, und das innerhalb des Atlantischen Bünd- 
nisses die Eurogroup eine besondere Funktion in 
der Zusammenarbeit der europäischen Seite wahr- 
zunehmen hat, daß aber die politische Kohärenz des 
Bündnisses die Westeuropäische Union voll impli- 
ziert, wenn wir auch zur Vermeidung von Doppel- 
arbeit nach der Einführung der europäischen politi- 
schen Zusammenarbeit versucht haben — da es 
sich um die gleichen Partner handelt — , diese euro- 
päischen politischen Konstellationen zu konzentrie- 


ren. Das heißt aber nicht, daß wir auf etwas ver- 
zichten wollten, was einmal zum Nutzen aller ge- 
schaffen worden ist. 


Tagesordnung: 

Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika 

(Drucksache 669) 

Berichterstatter: Abg. de Koster 

Abg. Piket (Niederlande) beantragt eine Ände- 
rung des Änderungsantrags Nr. 1, um die Schaffung 
einer dritten Energiebehörde neben den zwei schon 
bestehenden zu vermeiden. . 

Sieglerschmidt (SPD): Ich bin der Meinung, daß 
man dem Antrag von Herrn Piket zustimmen kann. 
Er bringt eine Zusammenfassung und Vereinfa- 
chung, die es, wie ich glaube, manchen leichter 
macht, der Empfehlung zuzustimmen. 

Der Änderungsantrag des Abg. Piket wird ange- 
nommen. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) begründet die Auffas- 
sung des Ausschusses zum Änderungsantrag Nr. 3 
des Abg. Bettiol (Italien). 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, ich schlage 
vor, dem Änderungsantrag von Herrn Bettiol nicht 
zuzustimmen. Der von dem Änderungsantrag be- 
troffene Teil ist ein wesentliches Stück der Empfeh- 
lung. Deswegen sollte dieser Teil nicht gestrichen 
werden. 

Der Änderungsantrag des Abg. Bettiol wird abge- 
lehnt. 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Luftfahrtindustrie und Zivilluftfahrt 

(Drucksache: 674) 

Berichterstatter: Abg. Valleix und Warren 
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Übersetzung 


Versammlung der 

Westeuropäischen Union Paris, den 3. Juni 1975 

Der Präsident 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
Frau Annemarie Renger 

Bonn/Bundeshaus 


Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

als Anlage erhalten Sie die Texte von vier Emp- 
fehlungen, die von der Versammlung der Westeu- 
ropäischen Union während des ersten Abschnitts 
ihrer 21. ordentlichen Sitzungsperiode in Bonn vom 
26. bis 29. Mai 1975 angenommen wurden. 

Empfehlung Nr. 266 betr. die politische Tätigkeit 
des Rates 

Empfehlung Nr. 269 betr. den Stand der europä- 
ischen Sicherheit 

Empfehlung Nr. 270 betr. die europäische Union 
und die WEU 


Empfehlung Nr. 272 betr. die europäische Luft- 
fahrtindustrie und die Zivilluftfahrt. 

Da diese Texte sicherlich für ihr Parlament von 
Interesse sein dürften, wurde der Wunsch zum 
Ausdruck gebracht, sie zum Gegenstand von Fra- 
gen oder Interpellationen im Plenum oder in den 
Ausschüssen zu machen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, 
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung. 

gez. Edmond Nessler 
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Empfehlung Nr. 266 
betr. die politische Tätigkeit des Rates 


Die Versammlung 

nimmt zur Kenntnis, daß die Sitzungen des Rates 
auf Ministerebene zunehmend seltener werden; 

verweist daher darauf, daß der ständige Rat zum 
einzigen funktionierenden Organ der WEU auf die- 
ser Ebene geworden ist; 

bedauert es, daß die Mitgliedsländer angesichts 
dieser neuen Situation dem ständigen Rat nicht be- 
stimmte Funktionen, die der Ministerrat nicht mehr 
auszuüben in der Lage ist, übertragen haben; 

verweist darauf, daß der Rat trotz seiner wieder- 
holten Versprechungen die Versammlung nur unzu- 
reichend über die in Zusammenhang mit der An- 
wendung des revidierten Brüsseler Vertragswerks 
stehenden Fragen unterrichtet, er insbesondere eine 
gemeinsame Sitzung mit dem Politischen Ausschuß 
ablehnt und ferner auf die schriftlichen Empfehlun- 
gen und Anfragen der Versammlung ausweichende 
Antworten gibt; 

ist der Ansicht, daß der Rat auf jeden Fall auch 
künftig für die Kontrolle der Anwendung des Brüs- 
seler Vertrages zuständig ist; 

dankt dem Rat dafür, daß er sich in seinem 20. 
Jahresbericht so offen über die Gründe für seine 
Zurückhaltung geäußert hat; 

ist der Auffassung, daß die neue Situation den 
Funktionen des Generalsekretärs eine besondere 
Bedeutung zukommen läßt; 


bedauert es, daß die Regierungen es unter diesen 

Umständen nicht verstanden haben, eine seit Sep- 
tember 1974 andauernde Interimssituation zu been- 
den; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die Prüfung der verschiedenen sich bei Anwen- 
dung des revidierten Brüsseler Vertrages erge- 
benden Probleme regelmäßig auf seine Tages- 
ordnung zu setzen; 

2. von einer solchen Prüfung ausgehend den Regie- 
rungen so oft es erforderlich erscheint, die Aus- 
wirkungen dieses Vertrages ins Gedächtnis zu- 
rückzurufen; 

3. die Probleme, die bei Anwendung des Vertrages 
zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Regierungen der sieben Mitgliedsstaaten führen, 
zusammenzustellen, um sie auf Ministerebene zu 
prüfen oder um sie dem NATO-Rat oder dem 
Europäischen Rat zur Kenntnis zu bringen; 

4. der Versammlung gehaltvolle Auskünfte zum 
Gesamtkomplex der Anwendung des revidierten 
Brüsseler Vertrages zu geben, selbst wenn diese 
Fragen im Rahmen anderer Institutionen behan- 
delt werden; 

5. ins Generalsekretariat eine Persönlichkeit zu be- 
rufen, die gegenüber den Regierungen der sie- 
ben Mitgliedstaaten ausreichende Autorität be- 
sitzt, und der derzeitigen Interimsphase unver- 
züglich ein Ende zu setzen. 
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Empfehlung Nr. 269 

betr. den Stand der europäischen Sicherheit 


die Versammlung 

hat den Stand der europäischen Sicherheit auf 
der Grundlage des Berichts ihres Ausschusses für 
Verteidigungs- und Rüstungsfragen geprüft; 

ist der Auffassung, daß eine ausreichende Ent- 
spannung auf dem Wege verschiedener Ost-West- 
Verhandlungen nur dann erreicht werden kann, 
wenn man sich des tatsächlichen militärischen Po- 
tentials der Sowjetunion bewußt bleibt, wenn die 
Geschlossenheit des Atlantischen Bündnisses beibe- 
halten wird und wenn die NATO-Mächte eine aus- 
reichende kollektive Verteidigung dadurch sicher- 
stellen, daß sie dafür die erforderlichen Mittel vor- 
sehen und sie gemeinsam auf rationellste Art ein- 
setzen; 

fordert an der Zentralfront bestimmte Verände- 
rungen in der Organisation und den Plänen; 

hebt die Bedeutung der Nord- und Südflanke für 
die europäische Sicherheit und die Notwendigkeit 
von politischen und militärischen Maßnahmen her- 
vor, um die Isolierung dieser Flanken zum Zentrum 
zu vermeiden; 

fordert konstruktive Maßnahmen zur Steigerung 
der gemeinsamen Rüstungsproduktion, insbesonde- 
re bei den taktischen Fernlenk waffen; 

fordert, daß die im Brüsseler Vertrag vorgesehe- 
ne Verpflichtung zur kollektiven Verteidigung in 
jeder künftigen europäischen Union beibehalten 
wird und besteht auf der zwischenzeitlichen Funk- 
tion der Eurogroup als Rahmen für die Ausgestal- 
tung einer europäischen Identität im Verteidigungs- 
bereich; 

empfiehlt dem Rat, 

1. sich auch künftig der Notwendigkeit einer stär- 
keren Geschlossenheit des Atlantischen Bünd- 
nisses zu einer Zeit bewußt zu sein, wo die Pari- 
tät der Supermächte den Gesamtkomplex der in- 
ternationalen Beziehungen differenzierter und 
weniger vorhersehbar hat werden lassen; 

2. a) die Gipfelkonferenz des Nordatlantikrates zu 

begrüßen, bei der die Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa vorbe- 
reitet werden soll; 

b) dafür Sorge zu tragen, daß jeder von den 
NATO-Ländern bei den MBFR-Verhandlun- 
gen vorgebrachte Vorschlag vorher in der 
NATO abgestimmt worden ist und daß jede 
im Laufe dieser Verhandlungen vereinbarte 
Kürzung i) zuerst auf die Streitkräfte der Su- 
permächte abzielt, ii) asymetrisch ist, um die 
gegenwärtige Überlegenheit des Warschauer 
Paktes auf konventionellem Gebiet abzubau- 


en, und iii) möglicherweise auch die Atom- 
waffen auf dem Kriegsschauplatz miteinbe- 
zieht; 

3. den Nordatlantikrat zu bitten, die Studie von 
General de Maiziere zur Kenntnis zu nehmen 
und: 

a) die mögliche Verwendung neuer Verbände 
sowie der verfügbaren Reserveverbände in 
Betracht zu ziehen, wenn das Schema der 
Truppendislozierung an der Zentralfront ver- 
bessert werden soll; 

b) die politischen Entscheidungsverfahren zu 
verbessern, um die verfügbare Warnzeit im 
Falle eines drohenden Angriffs weitestge- 
hend auszunutzen; 

c) die Doktrin zu überprüfen, nach der die Logi- 
stik der nationalen Verantwortung unter- 
steht; 

d) die Lagerung der taktischen Atomwaffen zu 
modifizieren; 

e) auf eine weitergehende Spezialisierung der 
Länder bei den Verteidigungsaufgaben zu be- 
stehen; 

4. die Regierungen der Mitgliedstaaten nachdrück- 
lich aufzufordern: 

a) im Nordatlantikrat: i) alle zur Vermeidung 
einer Isolierung der Flanken und zur Sicher- 
stellung der notwendigen Voraussetzungen 
für eine regelmäßige Versorgung aller ver- 
bündeten Länder mit Rüstungen erforderli- 
chen politischen und militärischen Maßnah- 
men uneingeschränkt zu unterstützen; ii) bei 
der im Mai stattfindenden Gipfelkonferenz 
die Gelegenheit zu ergreifen, um eine Rege- 
lung der Streitigkeiten zwischen Griechen- 
land und der Türkei zu vereinfachen; 

b) in der internationalen Zivilluftfahrtorganisa- 
tion Griechenland und die Türkei zur Rück- 
nahme ihrer NOTAM (Nachrichten für Luft- 
fahrer) zu veranlassen, die den freien Flug-, 
verkehr zwischen beiden Ländern behin- 
dern; 

5. den Nordatlantikrat zu ersuchen, dafür Sorge zu 
tragen, daß alle mit der Rüstungsproduktion be- 
faßten Stellen alles in ihrer Macht Stehende tun, 
um der Notwendigkeit einer vordringlichen Ein- 
führung von standardisierten taktischen Fern- 
lenksystemen Rechnung zu tragen und folgende 
Verfahren anzunehmen: i) den Militärausschuß 
zu beauftragen, die Militärnormen für Entschei- 
dungen über die Entwicklung und den Erwerb 
von Rüstungssystemen festzusetzen, und damit 
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bei den taktischen Fernlenkwaffen zu beginnen; 
ii) der NATO anfänglich 1 ®/o der nationalen For- 
schungs- und Entwicklungsbudgets für solche 
Entwicklungsprojekte zur Verfügung zu stellen, 
die vom Militärausschuß sowie von der Abtei- 
lung Rüstung und Infrastruktur beschlossen 
werden; 

6. a) alle Mitglieder auf die Bedeutung der Euro- 
group als am besten geeignetes derzeitiges 
Gremium zur Regelung der konkreten Fragen 
der europäischen verteidigungspolitischen 
Zusammenarbeit, die nicht in der NATO ef- 
fektiv behandelt werden, aufmerksam zu ma- 
chen, unter der Bedingung, daß die Probleme 
der atomaren Verteidigung zum Zuständig- 
keitsbereich des Bündnisses ingesamt gehö- 
ren; 

b) den Generalsekretär damit zu beauftragen, 
Herrn Tindemans rechtzeitig auf den Platz 
hinzuweisen, den der Rat der Verteidigung 
in der zukünftigen europäischen Union zuzu- 


weisen beabsichtigt, damit er das in seinem 
Bericht an die Europäische Gemeinschaft be- 
rücksichtigen kann, wobei die Forderung er- 
hoben werden soll, daß die Verpflichtung zur 
gegenseitigen Verteidigung gemäß dem Brüs- 
seler Vertrag beibehalten wird; 

7. die erforderlichen Schritte im Anschluß an die 
vom belgischen Außenminister Van Eislande der 
Versammlung im Dezember 1974 vorgelegten 
Vorschläge zu einer europäischen Rüstungspoli- 
tik einzuleiten und dabei insbesondere: 

a) eine eingehende Studie der einzelnen Zweige 
der Rüstungsproduktion in der Wirtschaft je- 
des Mitgliedstaates vorzunehmen; 

b) die Möglichkeit einer Zusammenlegung der 
Forschungstätigkeiten und einer gemeinsa- 
men Finanzierung zu prüfen; 

c) die besten Mittel und Wege zu einer allmäh- 
lichen Integration zu erkunden. 
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Empfehlung Nr. 270 

betr. die Europäische Union und die WEU 


Die Versammlung 

ist der Ansicht, daß das abgeänderte Brüsseler 
Vertragswerk Grundlage für eine politische Union 
Europas auf dem Verteidigungssektor bildet; 

gibt dem Wunsch Ausdruck, daß die von den 
Neun unternommenen Anstrengungen zur Schaffung 
einer solchen Union schnelle Fortschritte auf die- 
sem Wege ermöglichen; 

nimmt die Entscheidung der Staats- und Regie- 
rungschefs zur Kenntnis, bereits 1975 einen Bericht 
über die europäische Union zu prüfen; 

stellt fest, daß die Verteidigungspolitik der Mit- 
gliedsländer an einer fehlenden Koordinierung lei- 
det; 

stellt fest, daß diese Politik dennoch ein gemein- 
sames Ziel verfolgt, und zwar die Garantie der Si- 
cherheit Westeuropas im Rahmen des Atlantischen 
Bündnisses; 

ist der Auffassung, daß zwischen den Mitgliedern 
der WEU eine weitgehende Übereinstimmung über 
die Gestaltung einer Verteidigungspolitik besteht, 
die darauf abzielt, Europa im Rahmen des Atlanti- 
schen Bündnisses zu einem echten Partner der Ver- 
einigten Staaten zu machen; 

ist außerdem der Ansicht, daß die derzeitig 
schwerwiegendste Bedrohung an der Nord- und 
Südflanke des westlichen Verteidigungssystems ge- 
geben ist; 

erinnert an die von der Versammlung am 15. De- 
zember 1966 angenommene Empfehlung Nr. 145; 

empfiehlt dem Rat, 

1. vorzuschlagen, daß bei einer der späteren Sitzun- 
gen des Europäischen Rates die Erfordernisse einer 


Verteidigungspolitik Europas im Rahmen des Nord- 
atlantikpakts untersucht werden; 

2. die Mitgliedsregierungen im Hinblick auf diese 
Konferenz aufzufordern, schon jetzt die nötigen 
vorbereitenden Studien vorzunehmen; 

3. insbesondere die Folgen des Aufkommens neuer 
Atommächte und der zwischen Nuklearmächten ab- 
geschlossenen und abzuschließenden Verträge für 
die Sicherheit Europas zu untersuchen-, 

4. für die Beibehaltung der WEU mit ihren derzeiti- 
gen Befugnissen sowie ihrer effektiven Intervention 
bei allen sie betreffenden Fragen Sorge zu tra- 
gen; 

5. die Mitglieder der EWG, die dem Vertrag noch 
nicht beigetreten sind, sowie alle europäischen 
Länder mit einem demokratischen System, die dar- 
auf Wert legen, sich einer gemeinsamen Verteidi- 
gungspolitik anzuschließen, daran zu erinnern, daß 
sie dem Brüsseler Vertragswerk beitreten kön- 
nen; 

6. wann immer es nötig erscheint — und in der Per- 
spektive einer europäischen Verteidigungspolitik — , 
die mit der Verteidigung Westeuropas zusam- 
menhängenden Fragen sowie die Verteidigungspoli- 
tik der Mitgliedstaaten im Hinblick darauf zu prü- 
fen, wie die Verteidigungsanstrengungen koordi- 
niert, das Industriepotential entwickelt und die 
Verteidigungskosten für diese Staaten begrenzt 
werden können; 

7. bei der ihm obliegenden Prüfung insbesondere 
nicht die Aufgaben aus dem Auge zu verlieren, die 
der Ständige Rüstungsausschuß hinsichtlich der 
notwendigen Erhaltung und Weiterentwicklung des 
europäischen Industriepotentials, insbesondere bei 
der Spitzentechnik, hat. 
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Empfehlung Nr. 272 

betr. die europäische Luftfahrtindustrie und die Zivilluftfahrt 


Die Versammlung 

ist sich dessen bewußt, daß der Rückgang des 
Luftverkehrs und des Flugzeugbaus die Regierun- 
gen dazu gezwungen hat, sich mit den wirtschaftli- 
chen, sozialen und finanziellen Problemen zu befas- 
sen, denen sich die betroffenen Industriezweige ge- 
genübersehen; 

ist sich ferner dessen bewußt, daß die Regierun- 
gen aufgrund ihrer Subventionspolitik dazu veran- 
laßt worden sind, die Tätigkeit der Luftfahrtgesell- 
schaften und der Luftfahrtindustrien mit größerer 
Aufmerksamkeit zu verfolgen, um durch eine ratio- 
nellere Geschäftsführung der Unternehmen eine 
größere Rentabilität ihrer Subventionen sicherzu- 
stellen; 

ist der Auffassung, daß die Antwort des Rates 
auf Empfehlung Nr. 257, in der er bestätigt, daß alle 
Aspekte der europäischen Luftfahrt weiterhin mit 
größter Aufmerksamkeit verfolgt werden, ein Aus- 
weichmanöver darstellt, das seine völlige Unfähig- 
keit zur Einleitung der erforderlichen politischen 
Maßnahmen verdeutlicht; 

hat Kenntnis von der von den Gemeinschaften 
unternommenen Studie über die Zivilluftfahrtpro- 


duktion, die bis zum 1. Oktober 1975 abgeschlossen 
sein wird; 

ist sich dessen bewußt, daß der Tätigkeitsbereich 
von Eurocontrol zunehmend schrumpft; 

empfiehlt dem Rat, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten nachdrück- 
lich aufzufordern, 

1. die europäischen Luftfahrtgesellschaften dazu zu 
veranlassen, sich über die Merkmale ihrer zu- 
künftigen Ausrüstung abzusprechen und die 
europäischen Konstrukteure dazu zu bringen, 
bei der Produktion dieser Ausrüstung zusammen- 
zuarbeiten; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß die von den Gemein- 
schaften unternommene Studie ein ausführliches 
Kapitel über die Mittel zur Schaffung eines 
wirksamen europäischen Entscheidungsmecha- 
nismus und insbesondere einer europäischen 
Luftfahrtbehörde mit einer ähnlichen Struktur 
wie derjenigen der europäischen Raumfahrtbe- 
hörde enthält. 
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